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Adalbert Feltz   


Quantenverschränkung ein Werkzeug der Evolution? 


Veröffentlicht: 09.03.2019 


 
Die Sicht auf eine mögliche quantenphysikalische Verschränkung von Teilbereichen unserer makro-
skopischen Wirklichkeit hat in den zurückliegenden Jahren beträchtlich an Boden gewonnen. Der 
Quantenverschränkung wurde in neueren Publikationen der Rang einer zweiten Quantenrevolution 
zuerkannt [1]. Im Vordergrund stehen bisher vorrangig neue Konzepte der Informationstechnologie 
und Informationsübertragung. 
 


 
 
 
 
 
 
 
 


 Abb.1:Überlagerung zweier zueinander senkrecht und um -/2 
 phasenverschobener Wellen zu einer rechts zirkularpolarisierten 


 Welle +/2 ergibt eine gegenläufige links zirkularpolarisierte 
 Welle. (Bild nach „Polarisation-Wikipedia“)  


 


Es handelt sich um miteinander korrelierte physikalische Objekte, die ununterscheidbar sind und erst 
durch die vom Beobachter frei wählbare Art der Messung einer bestimmten Identität zuordenbar 
sind. Häufig handelt es sich um Objekt-Paare mit zueinander komplementären Eigenschaften, z.B. um 
vertikal und horizontal oder auch  links- und  rechtszirkular  polarisierte elektromagnetische Wellen 
bzw. Photonen, die zeitgleich gemeinsam entstehen und unabhängig vom räumlichen Abstand zu-
einander ein Gesamtsystem bilden, dessen Zustand nicht aus den Zuständen und Eigenschaften sei-
ner Bestandteile ableitbar ist, vielmehr nur als eigenständige Ganzheit auf einer abstrakt-
mathematischen Ebene vollständig beschrieben werden kann [2,3]. Es erweist sich definitiv als un-
möglich, im Fall vorliegender Verschränkung aus der Erscheinung und Beobachtung eines oder meh-
rerer der Einzelobjekte auf das Wesen der Gesamtheit zu schließen. Dass aber auch durch eine ab-
strakt-mathematische Beschreibung des Gesamtsystems, ohne eine bildhafte (korpuskulare) An-
schauung zu vermitteln, die Wirklichkeit hinreichend und in Übereinstimmung mit unserer Erfahrung 
vollständig erfasst werden kann, damit hinreichend erkennbar ist und eine praktische Nutzung somit 
möglich wird, wurde in einer vorangegangenen Abhandlung kommentiert [4]. 


Der dualen Natur sich ausbreitender elektromagnetischer Felder liegt offenbar gleichfalls eine dia-
lektische Beziehung zwischen Wesen und Erscheinung zugrunde [5]. Seinem Wesen nach verhält sich 
Licht in Beugungsexperimenten wie eine sich ausbreitende elektromagnetische Transversalwelle. Bei 
der Wechselwirkung mit Korpuskeln, wie bei der Emission oder Absorption oder auch im Compton-
Effekt, tritt sie dagegen als Photon in Erscheinung. Das Doppelspalt-Experiment führt allerdings bei 
hinreichend langer Ausführung mit einzelnen Photonen – erkennbar an Lichtblitzen auf dem Bild-
schirm (Absorption/Emission) – gleichfalls zum charakteristischen Beugungsmuster, wobei die Streu- 
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ung im Korpuskularbild durch die Heisenberg‘sche Unschärfe-Relation x  p  h eine Erklärung 
findet. Elektronen- und Neutronenstrahlen ebenso wie Molekularstrahlen, etwa von H2, ergeben am 
entsprechend angepassten Doppelspalt in gleicher Weise ein Beugungsmuster, und letzteres ist sogar 
für ein Strahlenbündel von C60-Fulleren erhalten worden [6]. 


Bilden elektromagnetische Felder und deren zeitliche Veränderung in ihrem der Anschauung nicht 
unmittelbar zugänglichen, wohl aber abstrakt-mathematisch exakt beschreibbaren Wesen die tat-
sächliche Daseinsform der Materie, die sich bei Überschreiten bestimmter Energie-Grenzwerte, wie 
bei der Paarbildung, in Elementarteilchen und deren Antiteilchen mit Ruhemasse manifestiert, wobei 
diese Teilchen weiterhin Welleneigenschaften beibehalten? 


Ausgehend von ersten experimentellen Belegen 1982 [7], die die mit dem EPR Paradoxon [8] ver-
knüpfte Infragestellung einer universellen Gültigkeit der Quantenmechanik widerlegten, konzentriert 
sich die Forschung nach wie vor auf miteinander verschränkte Photonen, die in nichtlinearen optisch 
zweiachsigen Kristallen durch parametrische Fluoreszenz [9,10] unter Aufrechterhaltung ihrer Pha-
senbeziehungen (Kohärenz) erzeugt werden. Eingestrahlte Photonen, kurzzeitige Laserimpulse einer 
bestimmten Frequenz, ergeben bei optimaler Anordnung der Kristalle in hoher Ausbeute jeweils zwei 
Photonen mit halbierter Frequenz, die sich in einem Öffnungswinkel voneinander entfernen, mitein-
ander aber selbst über große Entfernungen korreliert bleiben. Deren Polarisationszustand erweist 
sich als unbestimmt. Erst die vom Beobachter willkürlich gewählte Einstellung des Detektors legt den 
Polarisationszustand des an einem Ort registrierten Photons fest, und damit ist zugleich ohne irgend-
eine Signalübertragung, allein aufgrund der Tatsache, dass es sich um ein Gesamtsystem handelt, der 
komplementäre Polarisationszustand des Partner-Photons am anderen Ort gleichfalls festgelegt. Der 
Vorgang wird auch als Teleportation oder „beamen“ bezeichnet. 


Außerhalb des Labors wurde der Zustand verschränkter Photonen wohl erstmals von Wiener For-
schern 2004 über eine Länge von 600 m in einem Lichtwellenleiter unterhalb der Donau realisiert 
[11]. 2007 und 2012 wurde über die Teleportation verschränkter Photonen über eine Entfernung von 
144 bzw. 143 km zwischen den Inseln Teneriffa und La Palma [12,13] berichtet. 2016 entsandte China 
in Zusammenarbeit mit den Wiener Physikern Zeilinger und Mitarbeiter einen Satelliten mit einer 
Apparatur, die verschränkte Photonen auf Abruf bereitstellt, wobei die verlustlose Ausbreitung 
überwiegend im luftleeren Raum den Nachweis von Quantenverschränkung zwischen zwei ca.1200 
km entfernten Orten auf der Erde ermöglichte [14,15]. 2017 konnte auf Grund der binären Komple-
mentarität quantenverschränkter Photonen ein erstes abhörsicheres digitales Video-Telefonat zwi-
schen Wien und Peking via Satellit mittels einer quantenverschränkten Laserlicht-Verbindung reali-
siert werden [16].  


Bereits 2010/11 gelang die Verschränkung von Gitterschwingungen bestimmter Moden hochfre-
quenter optischer Phononen in zwei millimetergroßen Diamanten, die sich im Abstand von 15 cm 
befanden, indem nach Anregung mit ultrakurzen Laser-Impulsen nur die Emission eines gemeinsa-
men Photons mit entsprechend verminderter Frequenz festgestellt wurde. Dieses lässt sich nicht 
einem der beiden Kristalle gesondert zuordnen, woraus auf verschränkte Phononen in den beiden 
räumlich getrennten Kristallen geschlossen werden konnte [17]. Im Zusammenhang mit den breit 
gefächerten Interessen, Quantenverschränkung in der Informationstechnik und -übertragung nutzbar 
zu machen, richtet sich die Aufmerksamkeit neuerdings auf quantenverschränkte Vielteilchen-
Systeme. Über erfolgversprechende Ansätze, diese durch Simulation näher zu erforschen, ist neuer-
dings berichtet worden [1,18]. 


Da der Zustand quantenverschränkter Photonen, die ihrem Wesen nach elektromagnetische Wel-
len sind, über hunderte Kilometer hinweg bestehen bleiben kann, erscheint es naheliegend zu ver-
muten, dass Quantenverschränkung angesichts der kurzen mittleren freien Weglängen und auf 
Grund der Wellennatur atomarer Teilchen sowie von Molekülen mit inneren Schwingungen in einem 
Vielteilchensystem zumindest temporär ebenfalls möglich ist. Handelt es sich um Gase oder fluide 
Medien, etwa auch um Ensembles von Bioplymeren in einem kolloiddispersen System, ist die thermi-
sche Bewegung der im ständigen Energieaustausch befindlichen Partikel in Betracht zu ziehen.  
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Als ein der Verschränkung elektromagnetischer Schwingungen entgegenwirkender Effekt erweist 
sich in einem mobilen Vielteilchensystem die mit der Brownschen Molekularbewegung verknüpfte 
Störung einer festen Phasenbeziehung, was zur Aufhebung der Kohärenz führt und den Bestand ei-
ner quantenphysikalischen Verschränkung auf stochastische, allenfalls temporär auftretende Ereig-
nisse reduziert. C. Hörhammer  greift in seiner Dissertation 2007 [19] das Modell einer quantenme-
chanischen Beschreibung der Brownschen Molekularbewegung [20,21] auf und zeigt in Modellrech-
nungen, dass im Fall moderater nicht-markovscher Einflüsse [22] der Verlust von Interferenzfähigkeit 
und Quantenkorrelation beträchtlich verzögert sein kann. Es werden Bedingungen genannt, die eine 
zeitliche Entwicklung von Korrelationen verschränkter Zwei-Moden-Zustände erwarten lassen. Die 
Ausbildung und Aufrechterhaltung verschränkter Quantenzustände in derartigen Vielteilchen-
systemen hat demnach zumindest für eine kurze Zeitspanne durchaus eine reale Chance. 


Über Vielteilchen-Quantenverschränkung in einem biologischen System ist von M. Sarovar et al. 
[23] 2010 im Zusammenhang mit der Photosynthese berichtet worden. R.M. El-Shishtawy et al. [24] 
haben 2018 über den Mechanismus des Quanten-Energietransfers publiziert. Bestimmte Meeresal-
gen nutzen die quantenmechanisch kohärenten Anregungen ihrer Pigmentmoleküle bei der Photo-
synthese. Das grüne Schwefelbakterium Chlorobium tepidum nimmt mit seinen lichtsammelnden 
Chlorosom-Antennen Photonen auf und leitet die Anregungsenergie in elektronischer Form mittels 
eines Chromo-Proteids, dem sogenannten Fenna-Matthews-Olson-(FMO)-Komplex, zum Reaktions-
zentrum, wo die Photosynthese stattfindet. Die durch den FMO-Komplex vermittelte korrelierte Wir-
kung von Photonen ermöglicht die hohe Lichtausbeute der Photosynthese. Der FMO-Komplex be-
steht aus drei gleichen Proteinen mit jeweils sieben Bakteriochlorophyll-Molekülen oder Chromo-
phoren, die nur teilweise benachbart sind. Auf experimentell ermittelte Anregungsenergien und 
energetische Kopplungen gestützt, führen Simulationen zu dem Resultat, dass bei Anregung zweier 
benachbarter Chromophore innerhalb von 100 fs alle 7 Chromophore im Abstand bis zu 2,8 nm in 
einen verschränkten Quantenzustand übergehen und demzufolge in Bezug auf den Anregungszu-
stand ununterscheidbar sind. Für die Dauer der Aufrechterhaltung des verschränkten Zustandes 
wurden bei 77 K 5 ps , bei Raumtemperatur 2 ps ermittelt. Das ist vergleichsweise lang, folgt doch 
aus einer Abschätzung der mittleren Häufigkeit thermisch bedingter Kollisionen, dass in einem sol-
chen Zeitintervall mindestens ca. 5 bis 10 Annäherungen stattfinden. Deren Wirkung beschränkt sich 
vermutlich vor allem auf eine Beeinflussung des Schwingungsspektrums im Grundzustand, so dass 
die Quantenkorrelation (Phasenbeziehung) im elektronisch angeregten Zustand der Chromophore 
länger bestehen bleiben kann. 


Das Zustandekommen von quantenverschränkten elektromagnetischen Schwingungen (optischen 
Phononen), wie im Fall der beiden Diamantkristalle und  die mögliche effektivitäts-steigernde Wir-
kung Photonen-induzierter quantenverschränkter Anregungszustände in einem so fundamentalen 
Prozess wie der Photosynthese lassen es naheliegend erscheinen, dass Quantenverschränkung elek-
tromagnetischer Wellen als ein möglicher Wirkungsmechanismus der Evolution auch bei der Entste-
hung der Artenvielfalt Bedeutung hatte und hat.  


Joachim Bauer [25] macht im Ergebnis seiner molekular- und neurobiologischen Studien darauf 
aufmerksam, dass die für die Reproduktion sowie für die Proteinsynthese und damit für die Lebens-
funktionen eines Organismus entscheidenden DNS-Abschnitte, die artspezifischen Gene, kooperati-
ves und zugleich kreatives Verhalten erkennen lassen. Sie reagieren auf Veränderungen ihrer Umge-
bung zielgerichtet, indem sie dem „stress“ ausweichen. Evolution gründe sich demzufolge nicht, wie 
es der Darwinismus lehrt, zumindest nicht vorrangig, auf kontinuierliche Veränderungen, rein zufällig 
auftretende Mutationen und darauf folgende natürliche Auslese. B.C. McClintock [26] gelangte be-
reits Jahrzehnte zuvor zu der Erkenntnis: „Das Genom ist ein hochgradig wahrnehmungsfähiges Or-
gan“ und „Zellen treffen weise Entscheidungen“. 


Erdgeschichtliche Umbrüche und damit verbundene vergleichsweise rasche Veränderungen der 
Existenzbedingungen für lebende Organismen lösten, wie die Paläobiologie aus der Analyse von Ab-
lagerungen in Sedimenten gezeigt hat, nachweislich genomische Entwicklungsschübe aus, die die 
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These einer nach Darwin vorrangig auf Statistik gegründeten Mutationsrate bei der Entwicklung der 
Arten widerlegen, so z. B. Stress-Situationen,  


 wie die  einer Erdvereisung zwischen 650 und 635 Mio Jahren, in deren Folge vor ca. 600 Mio 
Jahren erste mehrzellige Lebewesen auftraten, woran sich die Kambrische Arten-Explosion vor 
ca. 570 bis 530 Mio Jahren anschloss, und diese brachte die bilateralen und „oben/unten“-
Baupläne aller späteren Lebewesen hervor (zitiert nach [25]), 


 hervorgerufen durch Meteoriteneinschläge und/oder Vulkanismus, dadurch bedingte Klima-
veränderungen, elektrische Entladungen in der Atmosphäre, langzeitig wirkende, zumindest lo-
kale Temperaturbelastung und/oder in Kombination mit Änderungen des pH-Werts, 


 erhöhte UV-Strahlung  nach Zerstörung der schützenden Ozonschicht durch starken Einfall kos-
mischer Strahlung. 


Aus der Analyse von Primärgesteinen kann auf Grund des radioaktiven Zerfalls verschiedener Isotope 


auf das Alter der Erde relativ sicher geschlossen werden: 4,550,03 109 a [27], und ein vergleichbares 
Alter ergeben sowohl Messungen an Mineralproben vom Mond [28] als auch Untersuchungen an 
Meteoriten für das Sonnensystem insgesamt [29]. In dieser Phase der Herausbildung unseres Plane-
tensystems muss für die Erde an der Oberfläche ein lang andauernder Zeitabschnitt stark reduzie-
render Bedingungen angenommen werden, denn Sauerstoff wurde an Wasserstoff und zu gesteins-
bildenden Mineralien der Siderosphäre praktisch vollständig gebunden. In der Hydrosphäre unseres 
Wasserplaneten herrschten offenbar lokal und zeitlich schwankende Temperatur- und Druckbedin-
gungen, die die Entstehung einer großen Vielfalt vor allem Kohlenstoff und Stickstoff, aber auch an-
dere Elemente enthaltender Verbindungen in teilweise beträchtlicher Konzentration ermöglichten. 
Man schätzt die Mannigfaltigkeit organischer Verbindungen auf ca. 40 Millionen [30].  


Es ist höchst erstaunlich, dass molekulare Bausteine zu Einheiten zusammenfanden, deren perio-
dische Verknüpfung zu kettenförmigen Polymeren führte, die unter der Wirkung weiterer, auch kata-
lytisch wirkender Makromoleküle, vor allem von Polypeptiden, sich als replikationsfähig erwiesen. 
Aus einer vermutlich sehr großen Anzahl verschiedener molekularer Aggregationen in der „Ursuppe“ 
hat sich jene Tripeleinheit eines Nukleotids aus Ribose, Pyrimiden- bzw. Purinbase und Phosphor-
säure offenbar als besonders erfolgreich durchsetzen können, um zum universellen Grundbaustein 
für alle Lebensformen auf unserem Planeten zu avancieren.  
 
 


 
 
 
 


  
 
 
 


 


Abb. 2: Nukleotid – es gibt noch drei weitere Nukleotid-Versionen, die anstelle von Guanin (G) die Base Adenin 
(A), Cytosin (C) oder Uracil (U) im Polymerstrang der Ribonukleinsäure RNS enthalten. In der Desoxyribonukle-
insäure DNS, z. B. der Gene, ist Uracil durch Thymin (T) ersetzt und anstelle der OH-Gruppe am C-Atom C2’ 
befindet sich ein H-Atom. 
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Die mit dem Polymerstrang der RNS wechselwirkenden Polypeptide weisen eine weitaus größere 
Mannigfaltigkeit auf. Bei deren Synthese wird die Abfolge von bis zu 20 verschiedenen Aminosäuren 
in der Polypeptidkette durch die Anordnung der Nukleotide G,C,A,U im RNS-Strang  gesteuert. Ande-
rerseits vermitteln bestimmte Polypeptide an der Matrix eines RNS-Moleküls die Synthese einer Ko-
pie mit entgegengesetzter Abfolge der Nukleotidbasen, wobei das Nukleotid mit der Base G stets an 
das Nukleotid mit der Base C des neu entstehenden RNS-Strangs mittels H-Brückenbindung ankop-
pelt und analog Nukleotidbase  Adenin A stets mit U auf dem Strang der Kopie verbunden ist. In der 
durch Kooperativität (J.Bauer) erzeugten Duplizierung, der anschließenden Trennung der beiden 
Stränge und danach erneut einsetzenden Synthese eines jeweils wieder komplementären RNS-
Stranges lassen sich unschwer erste Lebensformen erkennen, die in einer RNS-Welt vor ca. 640 Milli-


onen Jahren entstanden.  
Der nächste Schritt bestand in der Stabilisierung der zur Replikation be-


fähigten RNS-Moleküle durch Umbau zur DNS mit Ersatz von Nukleotidbase 
U durch C und deren Konservierung in einer Doppelhelix, deren Struktur 
von J.D. Watson und F.H.C. Crick 1953 [31] aufgeklärt wurde. Zu den be-
deutendsten Entdeckungen des 20. Jahrhunderts gehört weiterhin die Er-
kenntnis, dass jeweils eine oder mehrere von 61 Dreier-Kombinationen der 
Nukleotide mit den Basen G, A, C  und T – insgesamt sind 43 = 64 Tripel 
(Codons) möglich – der Synthese einer von 20 Protein bildenden Amino-
säuren zugeordnet ist. Das Schlüsselexperiment gelang 1961 mit UUU zu-
ständig für Phenylalanin [32]. Ein die Synthese eines bestimmten Proteins 
oder Proteids steuerndes Gen ist demzufolge durch eine fixierte Abfolge 
von Codons im Makromolekül der DNS gekennzeichnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 


 Abb. 3: Ausschnitt aus der DNS-Doppelhelix eines Chromosoms mit entfaltetem
    Gen zur Kopie von RNS für die Synthese eines bestimmten Proteins. (Bild 
    nach „Doppelhelix Modell“ aus dem Internet) 


 
Die DNS-Stränge sind paarweise schraubenförmig gegenläufig analog zur rechtszirkular polarisierten 
elektromagnetischen Welle der Abb.1 rechtshändig umeinander gewunden, wobei der leicht wieder 
lösbare Zusammenhalt innerhalb der Doppelhelix durch H-Brückenbindungen zwischen den ins Inne-
re der Doppelhelix hineinragenden Nukleotid-Basen zustande kommt. Dabei sind stets Guanin-
Cytosin (G/C) und Adenin-Thymin (A/T) paarweise einander zugeordnet. Stabilität beruht vor allem 
auf Stapelwechselwirkung zwischen den infolge Bindungskonjugation eingeebneten Ringen der sich 
in der Doppelhelix gegenüberstehenden und paarweise übereinander angeordneten Nukleotid-
Basen.  


Das menschliche Genom besteht aus 46 Chromosomen in 23 Paaren mit im Mittel 140 Mio Ba-
senpaaren und je >1000 Genen pro Paar Chromosomen, insgesamt ca. 3,2 Md Basenpaaren, von 
denen aber nur 1,2% in etwas weniger als 24 000 Genen für die Proteinsynthese codierend wirken 
und auf diese Weise 34 300 Proteine, Proteide, Enzyme mit jeweils eigener Stoffwechselfunktion 
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gebildet werden (zitiert nach [25]). Die Hausmaus hat 40 Chromosomen in 20 Paaren mit insgesamt 
ebenfalls ca. 3 Md. Basenpaaren, und ca. 24 000 Genen, und selbst der Fadenwurm hat noch 6 
Chromosomen mit > 100 Mio. Basenpaaren und 23 217 Genen.  


Wesentliche Ergebnisse der neueren Genforschung findet man in den Büchern von Joachim Bauer 
[25] mit Verweis auf zahlreiche Originalarbeiten zusammengefasst:    


 Die Aktivität der im Zellkern befindlichen Gene als DNS-Abschnitte, die nach Öffnen der Doppelhelix im 
betreffenden Bereich das Abgreifen einer RNS-Kopie für die Synthese bestimmter Proteine im Zell-
plasma ermöglichen, wird von der Zelle reguliert. Jedem Gen ist ein Genschalter (Promotor) zugeord-
net, der Signale von der Zelle empfängt, die Umwelteinflüsse, sog. „Stressoren“ einschließen können. 
Die Promotoren entscheiden darüber, welcher Funktionsmodus zum Tragen kommt, Blockade oder 
Aktivierung des Gens zur Synthese einer bestimmten RNS oder zur eigenen Duplizierung. 


 Duplizierung hat im Zusammenhang mit Umbau-Aktionen des Genoms Bedeutung, die mittels sog. 
Transpositionselemente zustande kommen und die Entstehung neuer Arten befördern kann. Diese 
sind in den reichlich vorhandenen Bereichen der DNS-Stränge angesiedelt, die außerhalb der für die 
Proteinsynthese zuständigen codierenden Gene liegen. 40% der Basenpaare des menschlichen Ge-
noms lassen sich diesen Transpositionselementen zuordnen. Ihre Aktivität ist allerdings an die Aufhe-
bung einer strikten Hemmung durch ein molekulares System gebunden, das als „RNS-Interferenz“ be-
zeichnet wird. Eine solche Blockade garantiert die stabile Reproduktion der betreffenden Art, so dass 
sie auf lange Zeit bestehen bleiben kann. Als mögliche Auslöser einer Enthemmung der blockierten 
Transpositionselemente wurden Umweltstressoren erkannt.  


 
Es ist nicht zu übersehen, dass diese im Ergebnis einer umfangreichen und akribisch durchgeführten 
Genforschung erkannten Zusammenhänge im Wesentlichen eine phänomenologische Beschreibung 
wiedergeben. Die Rückführung der Erscheinungen auf grundlegende physikalische Gesetze steht 
bisher aus. Auf welche Weise kommt durch den Einfluss von Temperatur- oder pH-Wert-Änderungen, 
mechanischen Impulsen oder auch UV-Strahlung das An- oder Abschalten von Promotoren zustande, 
die die Genaktivierung und damit die Protein-Synthese kontrollieren? Welcher Mechanismus liegt 
dem durch Umweltveränderungen beeinflussbaren Abschalten von RNS-Frequenz zugrunde, so dass 
anschließend durch Transpositionselemente ausgeführte Umbauaktionen des Genoms in Gang kom-
men, die zur Entstehung neuer Arten führen können? Die Mutationen verlaufen zielgerichtet im Sin-
ne einer Anpassung, indem sie dem Einfluss des von außen einwirkenden Stressors ausweichen.  


Rein formal erinnern die definierte Phasenbeziehung in der Doppelhelix und die ebenso streng fi-
xierte Komplementarität der Basenpaare (G/C) und A/T) an Analogien zu quantenverschränkten Teil-
chenpaaren. Könnte angesichts der Wellennatur atomarer und molekularer Partikel in einem Vielteil-
chen-Ensemble von Biopolymeren der Körperzelle Quantenverschränkung die gesuchte physikalische 
Basis sein, um zu einem tieferen Verständnis der sensiblen Wechselwirkungen zwischen Umweltfak-
toren (Stressoren) und RNS- bzw. DNS-Molekülen zu gelangen? Letztere sind offensichtlich in der 
Lage, sich auf kreative Weise dem Stress zu entziehen, indem sie ihre Konstitution neu ausrichten 
und zwecks Sicherung ihrer Existenz ausbauen und vollkommener gestalten. 


Dass Quantenverschränkung in Vielteilchensystemen in Gestalt angeregter kohärenter elektro-
magnetischer Bewegungszustände in einem Ensemble von Partikeln temporär für kurze Zeit möglich 
sein sollte, ist durch experimentelle Untersuchungen und in theoretischen Arbeiten begründet wor-
den [23,24]. Brownsche Molekularbewegung schließt die stochastische und kurzzeitig existente Aus-
bildung kohärenter Schwingungszustände unter Einbeziehung benachbarter und nicht zu weit vonei-
nander entfernter Partikel im sich ständig und sehr rasch ändernden Spektrum periodischer Bewe-
gungskomponenten nicht aus [19,20,21].  


Schließt womöglich die Komplementarität der Eigenschaften quantenverschränkter Objekte be-
reits das Konzept ein, auf eine „Attacke“ von außen alternativ und damit im Sinne eines Ausweichens 
zu reagieren? Die Indizierung eines quantenverschränkten Phonons als zum Beispiel horizontal pola-
risiert durch ein Stressor-Signal in Gestalt einer polarisierten elektro-magnetischen Welle, die 
stochastisch und wiederholt mit im Vielteilchensystem temporär existenten verschränkten Phono-
nen-Zuständen in Wechselwirkung tritt, schließt im räumlichen Abstand die vertikale Polarisation des 
Partner-Phonons ein. Im digitalen Hin und Her eines binären Wechsels horizontal und vertikal indi-
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zierter Phononen-Zustände käme die dem Stress ausweichende und daher vorteilhaftere Alternative 
schließlich zum Zuge. Es sei daran erinnert, wie gravierend die Auswirkungen sein können, die allein 
das „Kippen“ der Tertiärstruktur von Proteinen, wie bei den Prionen, nach sich ziehen kann. Nach J.A. 
Shapiro [33] ist der Einfluss, den Wahrnehmungen der Zelle haben, kaum zu überschätzen, und in 
diesem Zusammenhang wird das Verhalten in einer Terminologie beschrieben, die „Gen Informatics“ 
und „Cellular  Computations“ einschließt. 


In einem weiteren Sinn wird die Mitwirkung von Vielteilchen-Quantenverschränkung bei der 
Schwarmbildung im Tierreich, z. B. zur Erklärung eines weitgehend kohärenten Verhaltens in Fisch- 
und Vogelschwärmen für möglich gehalten. Lassen Kommunikation und Organisation in Bienenvöl-
kern und Ameisenstaaten ebenfalls an Quantenverschränkung denken? Große Ensemble von Ein-
zelindividuen lassen in ihrem Verhalten eine Gleichschaltung, bis hin zur Ununterscheidbarkeit er-
kennen, und insgesamt agiert der Insektenstaat wie ein qualitativ eigener Organismus, dessen Eigen-
schaften sich nicht umfassend aus den Eigenschaften einzelner Individuen herleiten lassen. Vermut-
lich eröffnet sich auf diesem Gebiet in der Zukunft ein weites Feld biophysikalischer Forschung. 
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Prinzipien in der Pädagogik – eine Problemsicht 


Veröffentlicht: 09. März 2019 


„Wer auf irgend einem Gebiete Fachmann ist, für den ziehmt  
es sich, dass er die am meisten grundlegenden Prinzipien  


des Verfahrens für sein Gebiet aufzeigen könne …“ 
Aristoteles1 


 
 
Vorbemerkung 


Wenn der Mensch das höchste Wesen für den Menschen ist, dann ist Menschenbildung eine seiner 
höchsten Aufgaben – und wenn er als Ebenbild eines höheren Wesens betrachtet wird, gilt das 
gleichermaßen. Daher ist verständlich, dass seit Jahrtausenden Erfahrungen zur Menschenbildung 
überliefert werden, zunächst in Form von Spruchweisheiten, Sprichwörtern oder Regeln und schließ-
lich in verallgemeinerter Form als Prinzipien. Wichtige Schritte zur Entwicklung der Pädagogik unter-
nahmen Wolfgang Ratke und Jan Amos Komenský, indem sie vorliegende pädagogische Erfahrungen 
in Verbindung mit Zukunftshoffnungen verbanden und in Prinzipien bündelten. So fällt auf, dass Rat-
ke mit dem 3. Artikel seiner Lehrkunst „Nicht mehr, denn einerlei auf einmal“ das alte lateinische 
Sprichwort „non multa, sed multum“ aufgreift und zwei Regeln hinzufügt: 


„§ 1 Man soll zu einer jeden Sprache brauchen einen einzigen Autoren, der gut ist, daraus man die 
Sprach lehre. Wenn der recht eingenommen und gleichsam verschlucket ist, mag man andere auch 
fürlesen. 


§ 2 Nichts soll man Neues fürnehmen, bis man das Vorige recht gründlich und zu aller Genüge ge-
fasset hat.“ (Ratke 1957, S. 66). 


Comenius bietet in seiner „Großen Didaktik“ Vorschläge für die gesamte Lebensgestaltung in 
Form von Grundsätzen an, die mit Erklärungen und Regeln untersetzt sind. So formuliert er „Grunds-
ätze zur Verlängerung des Lebens“, „Allgemeine Erfordernisse des Lehrens und Lernens“ mit 10 
Grundsätzen, dazu noch 10 „Grundsätze für die Gründlichkeit beim Lehren und Lernen“ – verbunden 
mit Erörterungen zu Problemen, die bei der Realisierung der Grundsätze auftreten. 


Es ist bemerkenswert, dass am Beginn der Entwicklung der Pädagogik als Wissenschaft Prinzipien 
eine solche Rolle spielen. Sie erinnern an den griechischen Ursprung des Wortes, an das Wort 
„ἀρχή“, „was bei den sogenannten Vorsokratikern »Ursprung«, »Anfang«„ heißt (vgl. Bloch 1985, 
S. 256).  


Seit dem 17. Jahrhundert wurden viele pädagogische Prinzipien formuliert, aber über ihre We-
sensmerkmale und ihren wissenschaftlichen Wert, ihre Systematisierungsmöglichkeiten und Anwen-
dungsbedingungen gehen die Meinungen weit auseinander. Das Anliegen des vorliegenden Artikels 
besteht deshalb darin, eine Diskussion anzuregen, in der geprüft wird: 
1. Sind die vorgeschlagenen Begriffsbestimmungen bezüglich „Prinzip“ und „Regel“ akzeptabel? 
2. Ist die von Hörz und Schimming vorgeschlagene Differenzierung der Prinzipien (Wirk-, Gestaltungs- 


und Erkenntnisprinzipien) auch in den Erziehungswissenschaften verwendbar? 
3. Ist die vorgeschlagene weitere Differenzierung und Gruppierung pädagogischer Prinzipien in Ver-


bindung mit den angegebenen Anwendungsbedingungen (Modellen) akzeptabel und für das Stu-
dium der Erziehungswissenschaften und ihre Anwendung hilfreich? 


  


                                                           
1  Zitiert nach Schimming / Hörz 2009, S. 116. 
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1. Zu Problemen des Prinzipienbegriffs 


Nach Alfred Kosings Wörterbuch der Philosophie (Berlin 2015) wird in der Philosophie „unter Prinzip 
ein allgemeiner Grundsatz verstanden, der aus der Verallgemeinerung von Erfahrungen und Kennt-
nissen über wesentliche Eigenschaften, Zusammenhänge und Gesetze der objektiven Realität abge-
leitet ist und den Menschen in der theoretischen Arbeit wie auch in der praktischen Tätigkeit als Leit-
faden dient“ (ebenda, S. 570). Bedeutsam an dieser definitionsähnlichen Bestimmung sind die Fest-
stellungen, dass Prinzipien 


 gedankliche Gebilde sind, die wesentliche Zusammenhänge der Realität widerspiegeln und 


 eine Orientierungsfunktion für wissenschaftliches Forschen und praktisches Handeln besitzen, 
wenn auch der metaphorische Begriff „Leitfaden“ etliche Deutungen (z.B. bezüglich der Ver-
bindlichkeit von Prinzipien) zulässt, so dass nur von einer definitionsähnlichen Bestimmung ge-
sprochen werden kann. 


Die in Kosings Darstellung enthaltene Position, Prinzipien als „gedankliche Gebilde“ zu verstehen, 
ist bereits in älteren Schriften marxistischer Philosophen zu finden, z.B. bei Parthey und Wächter (s. 
Wächter in Parthey, Berlin 1978, S. 99). Darüber hinaus kritisiert Wächter die Auffassung von „Real-
prinzipien“ als eine Annahme „metaphysischer Systeme“ (ebenda), d.h., er schreibt: „Ein Prinzip ist 
für uns in jedem Fall ein gedankliches Gebilde“ (ebenda). Sein Hinweis auf Müllers Auffassung von 
Prinzipien als „begriffliche Gebilde“ verweist jedoch auf objektiv-reale Zusammenhänge, die in Prin-
zipien begrifflich widergespiegelt werden (vgl. ebenda, S. 101). 


Unter den objektiv-realen Zusammenhängen, die in Prinzipien abgebildet werden, sind für die Er-
ziehungswissenschaft dialektische Determinationen von besonderem Interesse. Gemeint sind damit 
gesetzmäßige Wechselwirkungen zwischen den Elementen eines Systems bzw. des Systems mit sei-
ner Umwelt. Der in den Wechselwirkungen dominierende Faktor wird häufig für kausale Erklärungen 
genutzt, obwohl keine lineare Kausalität vorliegt (vgl. Stegmüller1979, S. 102). Mit der Betonung des 
dialektischen Charakters der Determination wird der Tatsache Rechnung getragen, dass jeder Deter-
minationseffekt nicht nur von den Qualitäten der Determinanten, sondern auch von den Eigenarten 
des Determinierten abhängt, im Grunde genommen also eine Wechselwirkung vorliegt. Menge und 
Eigenarten der Wirkfaktoren und ihre Wechselwirkungen miteinander bedingen statistische Effekte. 


Hörz und Schimming haben in ihrem Beitrag „Prinzipien der Physik“ eine bemerkenswerte Diffe-
renzierung von Prinzipien vorgenommen, die hier vorgestellt wird, weil sie die Sichtweise von Kosing, 
Wächter u. a. bezüglich der Differenzierung von Prinzipien erweitert. Sie unterscheiden zwischen 
Wirk-, Erkenntnis- und Gestaltungsprinzipien. Bei den Wirkprinzipien handelt es sich um objektive 
Gesetzmäßigkeiten, die unabhängig vom menschlichen Bewusstsein wirken, aber natürlich gedank-
lich widergespiegelt werden können. Bedeutsam ist ferner die von Herbert Hörz vorgenommene 
Differenzierung der Wirkprinzipien in 


 Wirkprinzipien I der natürlichen Welt (ohne den Menschen), 


 Wirkprinzipien II im Neuronennetz des Zentralen Nervensystems und 


 Wirkprinzipien III in den Artefakten, die die Menschen geschaffen haben (vgl. Hörz 2010, S.16 
f.). 


Die Wirkprinzipien I und III können bewusst durch Verknüpfung mit Handlungszielen genutzt werden, 
und zwar 


 in Erkenntnis- bzw. Forschungsprozessen, in denen sie als Erkenntnisprinzipien dienen, oder 


 in Prozessen der zielbewussten Umwelt- und Selbstveränderung der Menschen, in denen sie 
dann als Gestaltungsprinzipien fungieren. 


Beide Arten von Prinzipien sind für die Erziehungswissenschaften bedeutsam, denn es handelt 
sich bei Erziehungsprozessen (die in den weiteren Ausführungen immer Bildungsprozesse2 mit ein-
schließen) sowohl um Prozessgestaltung durch erzieherische Kräfte (wozu auch Lernende zählen) als 


                                                           
2
  Zum Verhältnis der Begriffe Bildung und Erziehung siehe: Leibniz Online, Nr. 27 (2017) unter: 


http://leibnizsozietaet.de/wp-content/uploads/2017/03/ Naumann.pdf oder Naumann 2015, S. 93–110. 



http://leibnizsozietaet.de/wp-content/uploads/2017/03/
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auch um Erkenntnisgewinnung (vorrangig der Educanden im Lernprozess selbst). Die Wirkprinzipien 
im Neuronennetz sind selbstverständlich in allen menschlichen Aktivitäten mit wirksam. 


Bei der Nutzung der Wirkprinzipiengruppierung für die Entwicklung der Erziehungswissenschaft ist 
die Tatsache bedeutsam, dass die Wirkprinzipien I zwar der „natürlichen Welt (ohne den Menschen)“ 
zugeordnet wurden, aber ein Teil von ihnen auch in der gesellschaftlich modifizierten Natur des Men-
schen wirksam ist. Die Erziehung wird allgemein als gesellschaftliche Erscheinung bestimmt und be-
trachtet, aber sie besitzt Keimformen aus animalischen Entwicklungsstufen der Anthropogenese, in 
denen sich Wirkprinzipien entwickelt und schließlich genetisch verfestigt haben, die pädagogisch 
bedeutsam sind. Als Beispiel und Beleg für diesen Sachverhalt sei auf folgenden Bericht aus der Pri-
matenforschung verwiesen: 


Die Primatenforscher Fouts und Mills berichten, dass und wie sie Schimpansen so erfolgreich die 
American Sign Language lehrten, dass diese eigenständig situationsgerechte Zeichenkombinationen 
vornehmen konnten, um sich mit Menschen und untereinander zu verständigen. Das Affenweibchen 
Washoe, das von Fouts unterrichtet worden war, hat ihrem Adoptivsohn Loulis einige Zeichen der 
Gebärdensprache in einem solchen Maße vermittelt, dass dieser nach acht Wochen ihres Zusam-
menseins regelmäßig Menschen und Schimpansen mit Gebärden ansprach (vgl. Fouts/Mills 2000, S. 
296). Zugleich machte Fouts die Beobachtung, „dass ein Schimpanse, der keine Zuwendung erfährt 
und in einer gefängnisähnlichen Umgebung gehalten wird, die Gebärdensprache nicht lernt“ (eben-
da, S. 330). Wie ein System funktioniert, hängt also nicht vom bloßen Vorhandensein einer Relation 
(Lehrender – Lernender) ab, sondern von ihrer Qualität. Dieser Sachverhalt war schon Ratke bekannt, 
als er schrieb: „Du sollst keinen Lehrmeister haben, er sei denn auch dein Freund“ (Ratke 1971, S. 
283). Gravierende Mängel in der Qualität einer Erzieher-Zöglings-Beziehung – etwa völliger Vertrau-
ensverlust in Verbindung mit Hassgefühlen der Prozessbeteiligten – führen zur Auflösung des Sys-
tems, d.h. zum Abbruch der Erziehung. An dem Beispiel wird auch deutlich, dass es prinzipiell not-
wendig ist, ein funktionsförderliches pädagogisches Verhältnis zu gestalten. Welche Wirkungsbedin-
gungen dafür geschaffen werden müssen, ist unter verschiedenen Aspekten von Psychologen und 
Pädagogen erforscht worden; es sei nur an die Untersuchungen zu Führungs- bzw. Erziehungsstilen 
erinnert. 


Aber nicht nur Prinzipien, die unmittelbar in Unterrichtsprozessen wirken, sind für pädagogische 
Prinzipienerörterungen bedeutsam, sondern alle, die menschliches Verhalten determinieren sollten 
wegen ihrer Bedeutung für die Begründung von Erkenntnis- und Gestaltungsprinzipien beachtet 
werden. Dies gilt offensichtlich für das Wirkprinzip der Selbstorganisation, das aus dem Streben nach 
Lebenserhaltung und Fortpflanzung resultiert, wobei zur Lebenserhaltung nicht nur der individuelle 
„Selbsterhaltungstrieb“ gehört, sondern auch das Mitleid, das sich in erstaunlichen Hilfeleistungen 
ausdrückt, die Säugetiere sogar artfremden Lebewesen zuteilwerden lassen. Rolf Degen beschreibt 
das fürsorgerische Verhalten zweier Flusspferde gegenüber einer Impala-Antilope wie folgt: „Eines 
(von zwei Flusspferden, W. N.) rückte aufgebracht einem Krokodil zu Leibe, das gerade eine Impala 
zwischen seinen Hauern hielt. »Nachdem das Krokodil die Antilope freigelassen hatte, geleitete ihr 
Retter sie in Sicherheit und leckte sogar ihre Wunden«„ (Degen 2007, S. 151). Über ein ebenfalls ein-
drucksvolles Beispiel artenübergreifender Hilfeleistung berichtete Horst Güntheroth im „Stern“ vom 
19.05.2011 in seinem kritischen Artikel zur Lage der Menschenaffen und zum Umgang der Menschen 
mit ihnen. Er schreibt: „Was im August 1996 im Brookfield-Zoo bei Chicago passierte, sollte uns eben-
falls beschämen. Ein dreijähriger Junge war über eine Absperrung geklettert und sechs Meter tief ins 
Gehege der Gorillas gestürzt. Flink eilte das Weibchen Binti Jua – ein eigenes Baby auf dem Rücken – 
herbei, hob das schwer verletzte Kind auf, klopfte ihm sacht auf den Rücken und trug es zu einer Tür, 
um es dort den Pflegern zu übergeben. Das Bild ging um die Welt“ (Güntheroth 2011, S. 127). 


In Anlehnung an Kirchhöfer können wir Gestaltungsprinzipien in Handlungssystemen als funda-
mentale Aufforderungen definieren, die „in ihrer kognitiven Komponente gesetzmäßige Bedingun-
gen-Operatoren-Resultat-Zusammenhänge“ abbilden und damit Kriterien zur Bestimmung von Erfolg 
versprechenden Handlungen und Verhaltensweisen, aber keine konkreten Operationsfolgen zur Er-
reichung von Handlungszielen anbieten. Pädagogische Prinzipien sind eindeutig in dem Sinne, dass 
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sie verbindliche Aufforderungen zu Handlungselementen darstellen, die der Zielrealisierung dienen; 
aber sie sind mehrdeutig in dem Sinne, dass zur Zielrealisierung jeweils vielfältige und variable Hand-
lungs- und Verhaltensweisen beitragen (vgl. Kirchhöfer 1974, S. 417). Sie sind also keine Rezepte für 
starre Operationsfolgen, so dass durch ihre Anwendung auch keine Normierung von Educanden im 
Erziehungsprozess zu befürchten ist. Die Gestaltungsprinzipien in den von Menschen geschaffenen 
Handlungssystemen, die von Handlungswissenschaften erforscht und formuliert werden, sind zu 
unterscheiden von den Wirkprinzipien, die als objektive Wirkungs- und Wechselwirkungszusammen-
hänge von den Naturwissenschaften, aber auch von den Sozial- und Sprachwissenschaften erforscht 
werden. Auf Erörterungen zu Wirkprinzipien in den Technikwissenschaften, die einerseits auf Wirk-
prinzipien der natürlichen Welt beruhen und andererseits als Gestaltungsprinzipien für menschliche 
Artefakte dienen, muss und kann hier verzichtet werden. 


Erkenntnisprinzipien basieren auf Wirkprinzipien des Neuronennetzes und tragen den Eigen-
schaften der Realität Rechnung, die erkannt werden soll. Das menschliche Erkenntnisstreben hat 
Vorstufen in der spontan wirkenden Neugier seiner tierischen Vorfahren und wird möglicherweise 
verstärkt durch den Selbsterhaltungstrieb der Lebewesen, die „wissen wollen“, wo sie welche Nah-
rung finden können oder was lebensbedrohlich ist und was nicht. Aus animalischer Neugier entwi-
ckelte sich im Prozess der Menschwerdung ein spezifisch menschliches und zunehmend methodi-
sches Erkenntnisstreben mit Forscherdrang. Einzelne Erkenntnisprinzipien widerspiegeln erfolgrei-
ches methodisches Vorgehen in Forschungs- und Erkenntnisprozessen. In der Prinzipienübersicht (s. 
Anlage 5) wurden (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) einige wichtige Merkmale der Realität aufge-
listet, die durch die Anwendung bekannter Erkenntnismethoden (z.B. Analyse und Synthese, Indukti-
on und Deduktion) erfolgreich erforscht werden können, wobei spezifische Erkenntnisprinzipien zu 
beachten sind, von denen hier nur einzelne genannt werden, speziell jene zwei, die in Unterrichts-
prozessen eine Rolle spielen. 


Die der Realisierung von Handlungs- bzw. Gestaltungszielen dienenden Prinzipien sind durch reale 
menschliche Bedürfnisse und für erstrebenswert gehaltene Ziele begründet. Sie stellen daher auch 
keine willkürlichen Aufforderungen dar. In Anlehnung an Anatol Rapoport (1970, S. 156 ff.) lassen 
sich invariante Bedürfnisse unterscheiden, die teilweise in einem dialektischen Spannungsverhältnis 
zueinander stehen, Wirkprinzipien begründen und zugleich „Anknüpfungspunkte“ für erzieherisches 
Handeln bieten. 


Außer den o.g. basalen und invarianten Bedürfnissen nach Lebenserhaltung und Fortpflanzung 
lassen sich noch einige weitere auflisten, die hier zwar nicht differenziert begründet und erörtert 
werden können, aber als eine Basis für das Auftreten von Wirkprinzipien genannt werden sollen. Es 
handelt sich um die Bedürfnisse nach: 


 Gemeinschaft und Selbstverwirklichung des Individuums, 


 Aktivität und Erholung, 


 Kommunikation und Selbstbesinnung, 


 Umwelterkenntnis und Umweltbeherrschung, 


 Sicherheit und Abenteuern mit kalkulierbarem Risiko, 


 persönlicher Anerkennung und gerechter Teilhabe, 


 ästhetischen Genüssen und künstlerischem Gestalten, 


 persönlichem Wohlergehen 


 euphorischen Rauschzuständen. 
Das Bedürfnis nach Gemeinschaft ist verbunden mit dem basalen Bedürfnis nach Lebenserhaltung 


und bedarf hier keiner weiteren Begründung, wenngleich es sich in ethisch unterschiedlichen Aktivi-
täten äußert, nämlich nicht nur in der Bildung und im Zusammenhalt von Familien und Sippen, son-
dern auch in Bandenbildungen. Die sich einander bedingenden Bedürfnisse nach Aktivität und Erho-
lung haben biologische Grundlagen und drängen – physiologisch begründet – zur Befriedigung. Durch 
das Streben nach Umwelterkenntnis und Umweltbeherrschung versuchen die Menschen ihre Exis-
tenz zu sichern, allerdings müssen sie auch die Grenzen ihres Herrschaftsstrebens erkennen und res-
pektieren, um ihre natürlichen Lebensgrundlagen nicht zu zerstören. 
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Das Bedürfnis nach Sicherheit und Geborgenheit ist gleichfalls mit dem Streben nach Lebenserhal-
tung verbunden und scheint im Widerspruch zur Abenteuerlust zu stehen, aber menschliches Er-
kenntnisstreben, der Reiz des Neuen, das Erleben des Andersartigen und eigener Tüchtigkeit sowie 
mögliche Anerkennungen dafür stärken das Selbstwertgefühl und begründen im Zusammenwirken 
mit den Erfahrungen im Handlungsbereich und der Fähigkeit zu folgenkritischem Denken die Risiko-
bereitschaft. Gerechte Behandlung und Teilhabe am Leben der Gemeinschaft sind wesentliche Be-
dingungen für gesundes Selbstvertrauen und Selbstverwirklichung. Aus diesem Grunde rufen als un-
gerecht empfundene Urteile und Behandlungen Protest und Gegenwehr hervor, so dass sich die Fra-
ge stellt, ob diese Aktivitäten ein Gerechtigkeitsprinzip als Wirkprinzip begründen. Aber während das 
Angstprinzip unabhängig vom Willen des Menschen wirkt und das Reziprozitätsprinzip nur unter In-
kaufnahme von Nachteilen missachtet werden kann, werden durch ungerechte Handlungsweisen 
vielfach Vorteile zu Lasten von dadurch Benachteiligten erlangt, so dass Gerechtigkeit nur als ein 
ethisch begründetes Ideal betrachtet werden kann, das Inhalt moralischer und politischer Erziehung 
ist. 


Für das Bedürfnis nach künstlerischen Gestaltungen gibt es seit Urzeiten eindrucksvolle Belege, 
und zwar nicht nur in Form von alltäglichen Gebrauchsgütern wie verzierten Keramikgefäßen oder 
Jagdwaffen, sondern auch von Schmuck und Kultgegenständen. Dass künstlerische Gestaltungen 
ihren Schöpfern und deren Gefährten ästhetischen Genuss bereiten, wird durch die Nachfrage, den 
Handel und die Pflege ästhetisch ansprechender Gegenstände hinreichend belegt. Das Bedürfnis 
nach persönlichem Wohlergehen variiert in Abhängigkeit davon, was individuell unter Wohl verstan-
den wird, denn es umfasst mehr als Nahrung, Kleidung, Wohnung und Gesundheit, weil es mit dem 
praktizierten Konzept der Selbstverwirklichung verknüpft ist. Mit dem bereits im Tierreich anzutref-
fenden Bedürfnis nach euphorischen Rauschzuständen 
(https://www.welt.de/wissenschaft/umwelt/article 13824940/ Auch-Tiere-lieben-einen-gepflegten-
Rausch.html. Zugriff: 16.11.2018) versuchen die Menschen ihr Wohlbefinden zu steigern oder ihr 
Unwohlsein zu kompensieren, was natürlich auf Grenzen stößt oder gar die persönliche Lebenssitua-
tion verschlechtert. 


Die genannten Bedürfnisse werden aus o.g. Gründen als invariant betrachtet, obwohl sie in unter-
schiedlichen historischen, geografischen und individuellen Ausprägungen auftreten und wirken, denn 
es ist natürlich ein Unterschied, ob sich das Nahrungsbedürfnis auf gesammelte Früchte und rohes 
Fleisch oder auf ein Menü im Restaurant richtet. Ebenso werden auf historisch, geografisch und indi-
viduell unterschiedliche Weise die Bedürfnisse nach Sicherheit, Kommunikation und Kunst erlebt und 
befriedigt; aber sie sind allgemein wirksam. Für den vorliegenden Zweck ist es nicht notwendig, die 
Beziehungen zwischen den Bedürfnissen zu untersuchen, d.h., es wird von einer hierarchischen oder 
pyramidalen Struktur menschlicher Bedürfnisse abgesehen, wie sie Abraham H. Maslow (1908–1970) 
anbietet. Es geht hier nur um eine Auflistung und Kennzeichnung von Bedürfnissen als Grundlage von 
Wirk- und Gestaltungsprinzipien im pädagogischen Kontext. 


Die Liste o. g. Bedürfnisse erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, denn viele damit im Zu-
sammenhang stehende Fragen sind wissenschaftlich noch nicht geklärt. So ist z.B. die Frage nach 
einem angeborenen Destruktions- oder Aggressionstrieb (als Wirkprinzip) des Menschen noch um-
stritten. Erich Fromm (1900–1980) glaubt, „daß es eine andere Lösung des Dilemmas gibt: entweder 
angeborener Destruktionstrieb oder nur gelernte oder aus der Umgebung erzeugte Destruktivität. 
Diese Lösung besteht in der Annahme, daß in der menschlichen Physiologie eine Bereitschaft zur 
Aggression vorliegt, die aber nicht […] spontan und ständig wachsend von selbst wirkt wie Sexualität, 
sondern die erst mobilisiert werden muß durch bestimmte Stimuli; wenn diese Stimuli nicht vorhan-
den sind, entsteht Aggressivität gar nicht, weil sie immer in Schach gehalten wird von der gleichzeitig 
wirkenden Hemmungstendenz, die – neurophysiologisch gesehen – ihr eigenes Hirnzentrum hat. Das 
heißt also auch, daß es keinen Destruktionstrieb gibt, der ständig kontrolliert werden muß, sondern 
eine Destruktionsbereitschaft, die ständig bereit ist, auf bestimmte Anlässe zu reagieren“ (Fromm 
1990, S. 141/142). 
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Die meisten der o.g. invarianten Bedürfnisse sind Ergebnisse und Bedingungen der Evolution und 
genetisch verankert. Invariante Bedürfnisse generieren Wirkprinzipien, wobei eine eindeutige Zuord-
nung von Bedürfnissen zu Wirkprinzipien nicht möglich ist, weil das komplexe System von invarianten 
Bedürfnissen mit seinen Wechselwirkungen mit einem ebenfalls komplexen System von Wirkprinzi-
pien korrespondiert. Zu den Wirkprinzipien gehören: 


 Prinzip der Selbstorganisation, 


 Entwicklungsprinzip, 


 Tätigkeitsprinzip, 


 Erkenntnisprinzip, 


 Bewertungsprinzip, 


 Prinzip der intelligenten Kommunikation, 


 Autoritätsprinzip, 


 Reziprozitätsprinzip, 


 Mitleidsprinzip, 


 Angstprinzip, 


 Prinzip Hoffnung. 
Auf der Grundlage animalischer Vorstufen von Selbstorganisation hat sich im Verlaufe der Anth-


roposoziogenese eine relativ bewusste funktionale Organisation der menschlichen Gesellschaft und 
ihrer Teilsysteme entwickelt. Die von Menschen organisierten sozialen Systeme zwecks Sicherung 
(zumindest) der eigenen Existenz schließen spontane Selbstorganisationsprozesse in der Gesellschaft 
– speziell individuelle Lernprozesse – nicht aus. Weiterentwicklungen erfolgen dank des Entwick-
lungsprinzips. Dieses „erfasst den durch innere Triebkräfte und äußere Faktoren bedingten ständigen 
Qualitätswandel in und von Systemen durch Strukturbildung und Strukturauflösung“ (Schimming / 
Hörz 2009, S. 121). In diesem Qualitätswandel äußert sich die Funktionalität der Struktur des jeweili-
gen Systems bzw. Teilsystems der menschlichen Gesellschaft. 


In der funktionalen Organisation und Entwicklung menschlicher Gemeinschaften ist das Tätig-
keitsprinzip als innere Triebkraft der Auseinandersetzung des Menschen mit der Umwelt und sich 
selbst bedeutsam. Um individuell und gemeinschaftlich zu überleben, haben unsere Vorfahren über 
Jahrtausende große physische Anstrengungen auf sich nehmen müssen, so dass auch wir heutigen 
Menschen ein Aktivitätspotential mit auf die Welt bringen, welches „abgerufen“ werden muss, damit 
wir nicht krank werden. Es ist bekannt, dass Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Adipositas und Diabetes 
mellitus auf eine bewegungsarme Lebensweise zurückzuführen sind. Geerbtes Aktivitätspotential 
äußert sich bei Kindern im Spieltrieb und kann bei beschäftigungslosen Jugendlichen auch zur Ursa-
che devianter Verhaltensweisen werden, wenn nämlich sog. „aggressive Langeweile“ (v. Cube in Roth 
1991, S. 126) entsteht, von deren Wirkung nicht nur zerstörte Parkbänke zeugen. Der Tätigkeitsdrang 
wird auch durch andere Bedürfnisse gefördert und gelenkt, etwa durch Abenteuerlust und das Be-
streben zu künstlerischen Gestaltungen oder durch Neugier und Erkenntnisstreben, wovon schon 
weiter oben die Rede war. 


Hondrich (1937–2007) formulierte für die Soziologie u.a. das Prinzip der ständigen Bewertung (vgl. 
Lau 2004, S. 30). M. E. handelt es sich auch hierbei um ein Wirkprinzip, das bei allen Lebewesen auf-
tritt, weil keines ohne Bewertung beliebiger Umwelterscheinungen, auf die es trifft, überleben wür-
de. Natürlich unterscheiden sich die Bewertungsmechanismen in Abhängigkeit vom evolutionsbiolo-
gischen Entwicklungsniveau des Lebewesens, aber was schädlich oder förderlich für seine Existenz ist, 
muss es „ermitteln“, um möglichst unbeschädigt und lebenserhaltend agieren bzw. reagieren zu 
können. 


Während im Tierreich Kommunikationsprozesse an aktuelle Situationen gebunden sind, etwa in 
Form von Warnsignalen bei Gefahrenerkennung oder als Nachricht zu gefundenen Nahrungsquellen, 
sind Menschen darüber hinaus zur intelligenten Kommunikation im Sinne von Gedankenaustausch 
fähig, wodurch das aus dem Tierreich stammende Mitteilungsbedürfnis auf höherer Stufe wirksam 
wird. Dominierendes Verhalten finden wir bereits in Tiersozietäten bei Alphatieren bzw. in Rangord-
nungen. Darüber hinaus machten wahrscheinlich schon die Angehörigen vom homo erectus die Er-
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fahrung, dass unter der Leitung einer kundigen Sammlerin und eines erfahrenen Jägers die Nah-
rungsgewinnung erfolgreicher ist als im Alleingang. Das förderte die Bereitschaft zur Unterordnung 
des eigenen Willens unter den eines anderen, d.h. die Wirksamkeit des Autoritätsprinzips. 


Soziale Beziehungen in menschlichen Gemeinschaften werden nicht nur durch Autorität oder 
Pflege und Erziehung der Nachkommenschaft geregelt, sondern auch durch das Reziprozitätsprinzip. 
Nach Christian Stegbauer lässt sich das Phänomen der Reziprozität in allen Kulturen nachweisen. „Es 
stellt damit ein Grundprinzip menschlichen Handelns dar“ (Stegbauer 2002, S. 157). Mit der Wort-
wahl „Grundprinzip“ will Stegbauer wohl die Bedeutung von Reziprozität für die Gesellschaft beto-
nen, und er fundiert diese auch dadurch, dass er H. S. Becker zitiert, der in seinem Buch „Man in Re-
ciprocity. Introductiory Lectures on Culture, Society and Personality“ 1956 geschrieben hat, dass Re-
ziprozität zu einer Bedingung des Menschwerdens (Hervorhebung durch W. N.) gehört (Becker 1956, 
S. 94). Diese These wird noch dadurch gestützt, dass sich Reziprozität nicht nur bei den Menschen 
findet, sondern schon bei den Primaten, wie von Hemelrijk (1991) nachgewiesen werden konnte (vgl. 
Stegbauer, S. 27). Zwar vertritt Hondrich die Meinung, dass reziproke Prozesse unabhängig von der 
biologischen Beschaffenheit des Menschen ablaufen, weil sie aus der sozialen Eigentümlichkeit des 
Menschen resultieren. Wir sollten aber nicht übersehen, dass schon in Tiersozietäten Verhaltenswei-
sen auftreten, die sich als „Keime“ menschlichen Verhaltens deuten lassen. Herkunft und reale Wirk-
samkeit von Reziprozität begründen also ihre Einordnung in die Reihe der Wirkprinzipien, wenn auch 
unter dem Einfluss vieler Prinzipien und dank der relativen Willensfreiheit des Menschen nicht selten 
dagegen verstoßen wird. Doch Verstöße gegen das Reziprozitätsprinzip heben seine Wirksamkeit 
nicht auf, was diejenigen früher oder später merken, die im Sinne der Gegenseitigkeit nicht adäquat 
reagiert haben. 


Das bereits im Tierreich auftretende Mitleidsprinzip (s. o.) ist zwar auch in der menschlichen Ge-
sellschaft weiter wirksam, jedoch nicht mehr in gleicher Weise. Einerseits hat es eine Weiterentwick-
lung im Solidarprinzip erfahren und andererseits wird es wegen vieler Widersprüche in der Gesell-
schaft auf Gröbste verletzt, da es nicht mehr nur ein spontan wirkendes Prinzip ist wie bei den Tie-
ren, sondern ein „sozial und kulturell modifiziertes“. Denken wir nur daran, wie ökonomische Raffgier 
und/oder politische, ideologische und religiöse Intoleranz viele Menschen erst einmal in Not und 
Bedrängnis bringen, so dass sie auf das Mitleid anderer angewiesen sind, wie nicht nur Millionen 
Spendenbitten belegen, die das Mitleidsprinzip zu nutzen versuchen. 


Das aus dem Streben nach Selbsterhaltung resultierende Angstprinzip kann mobilisierend oder 
lähmend wirken, aber es wirkt, und zwar relativ unabhängig vom Willen des Subjekts, d.h. selbst 
dann, wenn es versucht, Angstgefühle zu unterdrücken. Wo vom Angstprinzip die Rede ist, taucht die 
Frage nach der Einordnung und Wirksamkeit des Lustprinzips auf, das seit der Antike eine zentrale 
Stellung in Diskussionen um den Hedonismus einnimmt. Es ist im Rahmen dieses Artikels nicht mög-
lich, diese Diskussionen zu referieren oder zu bewerten. Aus pädagogischer Sicht wird darum auch 
nur eine Stellungnahme dazu formuliert, die zugleich begründet, weshalb das Lustprinzip hier nicht in 
die Liste der Wirk- oder Gestaltungsprinzipien mit aufgenommen wurde: In der Realität sind Lust und 
Leid gemischt beieinander (vgl. Spaemann 1999, S. 31) und auf einen möglichst souveränen Umgang 
mit dieser Realität muss eine lebensverbundene Erziehung vorbereiten, d.h., die Pädagogik kann das 
Lustprinzip nicht einseitig zum Konzept- oder Gestaltungsprinzip erklären; sie sollte es vielmehr als 
Inhalts- und Methodenproblem in der moralischen Erziehung hinreichend beachten mit dem Ziel, die 
Educanden zur Bewältigung der Wechselfälle des Lebens und damit auch von Lust und Leid im Inte-
resse von Lebenserhaltung und Lebenserfüllung zu befähigen.  


Von der enormen Wirksamkeit des Prinzips Hoffnung (oft auf dem Hintergrund des Angstprinzips) 
kann sich jeder überzeugen, der die gefahrvollen Flüchtlingsströme in unserer Zeit beobachtet. Seine 
Wirkungsweise hängt von mehreren objektiven und vor allem subjektiven Faktoren ab, z.B. von den 
Antworten auf die Fragen: 


 Wie ausweglos ist eine Situation objektiv und wie wird sie vom Subjekt bewertet? 


 Wie groß sind die Erfolgschancen für eine auf Hoffnung gestützte Entscheidung und wie 
schätzt das Entscheidungssubjekt diese ein? 
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Im Bemühen, als Individuum und Gemeinschaft zu überleben, sammelten die Menschen Erfah-
rungen bezüglich zweckmäßiger Handlungs- und Verhaltensweisen, die sich in entsprechenden Fä-
higkeiten und Überzeugungen sowie in den damit verbundenen Werten und Normen widerspiegeln, 
etwa in den Werten Ehrlichkeit und Vertrauen für das Zusammenleben in der Gemeinschaft oder 
auch im Handel, weil sie sonst nicht funktionieren. Werden die allgemein anerkannten und geltenden 
Normen im menschlichen Zusammenleben beachtet, steigen die Erfolgsaussichten im persönlichen 
Handeln und stabilisiert das die Gemeinschaften. Darum wird die Einhaltung von Normen oft mit 
religiösen bzw. ideologischen Motiven begründet, was dazu führt, dass normative Prinzipien in Form 
religiöser Gebote auftreten. Die Ethik kann darüber hinaus Wertvorstellungen und Normen wissen-
schaftlich begründen. 


Handlungen und Verhaltensweisen von Menschen vollziehen sich immer in sozialen Systemzu-
sammenhängen (aktuell in Lebensgemeinschaften, Wirtschaftsbetrieben bzw. Arbeitsgruppen unter-
schiedlicher Größe, Bildungsinstitutionen bzw. Lerngemeinschaften, Freizeiteinrichtungen bzw. Frei-
zeitgruppen usw.). Demzufolge lassen sich die Prinzipien, die nunmehr als gedankliche Gebilde das 
Handeln auf die Erfüllung von Bedürfnissen orientieren, formal unterscheiden hinsichtlich ihrer Gül-
tigkeit bei der Gestaltung der Hauptfunktionen gesellschaftlicher Systeme (Produktion, Handel, Ge-
sundheit, Bildung usw.). Damit die gesellschaftlichen Teilsysteme ihre Funktionen erfüllen, bedarf es 
Prinzipien zur Gestaltung leistungsfähiger Strukturen und zur Regulierung der Dynamik (Operations-
abläufe) in den jeweiligen Handlungsbereichen, d. h.: 
1. Es gibt Prinzipien, die normsetzend auf die Erfüllung der Hauptfunktion des Systems gerichtet sind 


und als normative Prinzipien betrachtet werden können; ihre Nichtbeachtung durch die Handeln-
den führt zu defizitären Systemleistungen oder gar Systemauflösungen. 


2. Es gibt Gestaltungsprinzipien im Sinne von Strukturprinzipien 
a) zur Herstellung bzw. Regulierung von System-Umwelt-Relationen, also der Beziehungen von 


Systemen mit ihrer Umwelt bzw. mit jeweils „benachbarten“ und übergeordneten Systemen 
(=institutionelle Strukturprinzipien, die in der Praxis als Organisationsprinzipien dienen); 


b) zur Herstellung bzw. Regulierung von System-Element-Beziehungen, also der internen struktu-
rellen Zusammenhänge des jeweiligen Handlungssystems (=instrumentelle Strukturprinzipien). 


3. Es gibt Gestaltungsprinzipien im Sinne von Funktionsprinzipien 
a) zur gesellschaftlichen Veränderung bzw. konzeptionellen Anpassung des Handlungssystems an 


veränderte Umweltbedingungen und neue Erfordernisse (=Konzeptprinzipien), wobei das so 
determinierte Funktionsprofil eines Systems durch einzelne institutionelle Funktionsprinzipien 
ergänzt und akzentuiert werden kann, und 


b) zur Auswahl und Festlegung von zielführenden Operationsfolgen zwecks Regulierung der funk-
tionalen Dynamik und damit zur Sicherung der zweckgerichteten Funktionsweise des Systems 
(=instrumentelle Funktionsprinzipien). 


Die Feststellung unter 3a) lässt erkennen, dass institutionelle Funktionsprinzipien auch als Kon-
zeptprinzipien genutzt werden können, wodurch die von Lüssi empirisch begründete Vorstellung von 
Konzeptprinzipien eine systemische Fundierung erfährt. Aus der Verknüpfung von Wirkprinzipien mit 
den Zielen des jeweiligen Handlungssystems resultieren Gestaltungsprinzipien, die eine „Brückenfunk-
tion“ (vgl. Schimming/ Hörz, 2009, S.118) in den Wissenschaften haben, was für transdisziplinäre 
Handlungswissenschaften besonders bedeutsam ist. 
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2. Normative Prinzipien 


Den Begriff des „normativen Prinzips“ habe ich von Wolfgang Wächter übernommen (s. Naumann 
2008 bzw. 2011, S. 66), der ihn allerdings im Rahmen seiner Betrachtung zu methodologischen Prin-
zipien der wissenschaftlichen Forschung erörtert und definiert: 
„Normative Prinzipien der Forschung bringen keine konkreten individuellen Erkenntnisziele zum Aus-
druck, wie z.B. die Zielstellung, einen ganz bestimmten Sachverhalt zu klären, sondern Ziele, Orientie-
rungen und Maßstäbe, die für die wissenschaftliche Forschung überhaupt, für bestimmte Wissen-
schaftsbereiche (z.B. empirische Wissenschaften) bzw. -disziplinen oder für bestimmte wissenschaft-
liche Verfahren (Erklärung, Prognose etc.) charakteristisch sind“ (Wächter 1978, S. 108 f.). 


Damit gesellschaftliche Systeme und Teilsysteme – zumindest für einige Zeit – funktionieren, müs-
sen u.a. folgende normative Prinzipien beachtet werden: 
1. das Ökonomieprinzip – es fordert als Gestaltungsprinzip die Sicherung der wirtschaftlichen Grund-


lagen aller Teilsysteme sowie ihr möglichst rationelles und effektives Funktionieren; 
2. das Rationalitätsprinzip – es fordert Vernunft geleitetes Handeln, wodurch das handelnde Subjekt 


seine Erfolgschancen verbessert und für seine Mitmenschen berechenbar bleibt (was allerdings 
massenhaften Irrationalismus nicht ausschließt, weil Manipulationen und Indoktrinationen mit 
„systemkonformer Rationalität“ auch oder zeitweilig funktionieren, d.h. den betroffenen Men-
schen systemgemäße Lebensbedingungen gewähren); 


3. das Moralitätsprinzip – es fordert die Herstellung der Übereinstimmung des persönlichen Han-
delns und Verhaltens mit den gesellschaftlich gültigen ethischen Normen – gegenwärtig und künf-
tig entsprechend neomodernen Humankriterien und Humangeboten (s. dazu Hörz/ Hörz 2013, 
S. 207ff.); 


4. das Toleranzprinzip – es fordert nicht nur die Duldung unterschiedlicher Weltanschauungen bzw. 
Religionen, sondern aller individuell fremdartig erscheinenden, jedoch nicht gesellschafts- und 
persönlichkeitsschädigenden Denk-, Handlungs- und Verhaltensweisen; 


5. das Solidarprinzip – es fordert mitmenschliche Hilfemaßnahmen; 
6. das Bildungsprinzip – es richtet sich auf eine über die lebensweltliche Individuation und Sozialisa-


tion aller Menschen hinausgehende Bildung für alle im Sinne mündiger, individuell vielseitig ent-
wickelter und gemeinschaftsfähiger Persönlichkeiten; 


7. das Ökologieprinzip – es fordert die Einhaltung von Kriterien des Umweltschutzes im Interesse der 
weiteren Existenz und Gesundheit der Menschheit; 
Eine Sonderstellung unter den normativen Prinzipien nimmt das Humanitätsprinzip ein, weshalb 


es zunächst nicht in der obigen Liste erscheint, obwohl es an erster Stelle stehen müsste. In Geschich-
te und Gegenwart der Menschheit lassen sich zwar Wirkungen des Humanitätsprinzips im Sinne des 
Verfolgens humaner Ziele mit humanen Mitteln und Methoden nachweisen, aber auch viele brutale 
Verstöße dagegen. Offenbar genügt eine relativ geringe Beachtung des Prinzips für ein zeitweiliges 
Funktionieren sozialer Systeme; aber genügt das für ein Fortbestehen der Menschheit und die Würde 
der Menschen? Gefährlich sind jedoch auch Verstöße gegen andere normative Prinzipien, etwa ge-
gen das Rationalitätsprinzip beim Bau von Atomkraftwerken ohne die Entwicklung realisierbarer 
Konzepte und Maßnahmen für die Atommüllentsorgung. 


Die normativen Prinzipien sind allgemeingültige idealisierende Abstraktionen, d.h., sie gelten für 
das menschliche Zusammenleben generell, auch wenn häufig dagegen verstoßen wird. Dadurch ent-
stehen Konflikte, für deren Bewältigung sie ebenfalls gebraucht werden. Eine wesentliche Ursache 
für die Nichteinhaltung der normativen Prinzipien im Streben nach Bedürfnisbefriedigung ist wahr-
scheinlich nicht nur der persönliche Egoismus von Individuen, sondern die Tatsache, dass die indivi-
duelle Erlangung materieller und geistiger Güter gebunden ist an die Zugehörigkeit zu sozialen Grup-
pen, die sich unterscheiden nach Geschlecht, Alter, Weltanschauung bzw. Glaube, Nationalität und – 
nach historisch-materialistischer Auffassung – nach ihrer Klassen- und Schichtenzugehörigkeit. Grup-
pen- und insbesondere Klasseninteressen determinieren: 


 die materiellen und kulturellen Ansprüche von Gruppen und Individuen vermittels Gewöhnung, 
Erziehung und Manipulation; 
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 die unterschiedlichen Möglichkeiten der Befriedigung und Nichtbefriedigung von Bedürfnissen 
der Systemangehörigen, wobei der Gebrauch ökonomischer, politischer, juristischer und religi-
öser bzw. ideologischer Machtmittel durch führende Vertreter der real herrschenden Gruppie-
rung differenzierend wirkt; 


Die oben vorgestellten allgemeinen normativen Prinzipien entsprechen dem neomodernen Ent-
wicklungsstand der Gesellschaft. In früheren Gesellschaften galten andere normative Prinzipien: im 
europäischen Mittelalter bspw. beherrschte das Glaubensprinzip als normatives Prinzip das Denken 
und Handeln der Menschen, und zwar in einem solchen Maße, dass davon Tod und Leben von Indivi-
duen abhängig waren. Andersgläubige und Andersdenkende wurden von der jeweiligen Gesellschaft 
oder Gemeinschaft als existenzbedrohend betrachtet und waren deshalb nicht selten vom Tode be-
droht. Wenn es in neuerer Zeit immer noch ähnliche Verhältnisse und fremdenfeindliche bzw. intole-
rante Verhaltensweisen gab und gibt, so charakterisiert das den Entwicklungsstand dieser Länder 
bzw. Menschengruppen, vor allem die Rücksichtslosigkeit der Herrschenden und die Duldsamkeit der 
Unterdrückten aus welchen Gründen auch immer. 


Es war ein Fehler von Vertretern des Marxismus-Leninismus, wenn mit Berufung auf Lenin die 
„Sittlichkeit“ ausschließlich als Ausdruck von Klasseninteressen betrachtet wurde (vgl. Lenins Rede 
auf dem III. Kongress des Kommunistischen Jugendverbandes 1920, Werke Band 31, S. 81). Indem 
Dogmatiker des Marxismus-Leninismus den Gültigkeitsanspruch allgemeinmenschlicher Normen in 
jeder Gesellschaft bestritten, wurde die Bedeutung der basalen menschlichen Bedürfnisse (Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, Sicherheit) für die Begründung von Wertvorstellungen und Normen unter-
schätzt. Klasseninteressen fungieren häufig – wie die Interessen vieler sozialer Gruppen (z.B. auch von 
Religionsgemeinschaften) – unbewusst und bewusst als Vermittlungsinstanzen zwischen den basalen 
Bedürfnissen der Menschen und den jeweils wirksamen historisch-konkreten Wertvorstellungen bzw. 
Normen in der Gesellschaft. 


Die allgemeinmenschlichen Normen, die sich in allgemeinen normativen Prinzipien widerspiegeln, 
erfahren im Bildungsbereich Spezifizierungen und Ergänzungen, d.h.: entsprechend den Anforderun-
gen einer Wissenschaftsgesellschaft mit ihren Risiken und Problemen ist für Bildungsprozesse das 
normative Prinzip der Wissenschafts- und Wertorientierung von zentraler Bedeutung. Um ihm 
durchgängig Rechnung zu tragen, muss bei der Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse das Prin-
zip der Alters- und Entwicklungsgemäßheit beachtet werden, und um dem normativen Humanitäts-
prinzip und dem Bildungsprinzip zu entsprechen, sind Bildungsprozesse möglichst bewusst im Sinne 
des Prinzips der ganzheitlichen Persönlichkeitsförderung zu gestalten, wozu auch Lernfreude ge-
hört. Analog zu Wächters Definition gilt für das Bildungswesen: Normative Prinzipien in der Pädago-
gik sind Forderungen, die bei der Gestaltung von Bildungs- und Erziehungsprozessen in hinreichen-
dem Maße eingehalten werden müssen, um die jeweilige Zielrealisierung zu gewährleisten, und zwar 
unabhängig davon, ob sie selbst Bestandteile der jeweiligen aktuellen pädagogischen Zielvorstellun-
gen sind. 


Das Merkmal „im hinreichenden Maße“ resultiert aus der Erfahrung, dass jede unangemessene 
(zu geringe oder auch überspitzte und einseitige) Beachtung eines normativen Prinzips den Verlauf 
des jeweiligen Prozesses beeinträchtigt oder gar scheitern lässt. Das gilt nicht nur für allgemeine 
normative Prinzipien – etwa bei unangemessener Beachtung des Ökonomie- oder Toleranzprinzips, 
sondern auch bei spezifischen normativen Prinzipien. In der Allgemeinbildung ist das leicht zu erken-
nen bei unzureichender Berücksichtigung des Prinzips der Alters- und Entwicklungsgemäßheit im 
pädagogischen Handeln, das dann zum Scheitern des Unterrichts führen kann. In der Sozialpädagogik 
führt unzureichende Beachtung des Förderungsprinzips bei devianten Kindern und Jugendliche viel-
fach zu Rückfällen usw. Unangemessene Beachtung bedeutet dabei nicht nur Nichtbeachtung, son-
dern auch die einseitige oder fehlerhafte Anwendung von Prinzipien, z.B. Toleranz gegenüber nicht 
Tolerierbarem oder die ökonomisch bzw. personell noch nicht zu bewältigende Forderung nach je-
nem Maß an Einheitlichkeit und Differenzierung, wie es in Inklusionsklassen im Interesse aller Schüler 
notwendig wäre. 
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Die allgemeinen normativen Prinzipien des Handelns und Verhaltens im gesellschaftlichen Zu-
sammenleben fungieren als Entscheidungskriterien bei Anwendungen und Kollisionen nachgeordne-
ter Prinzipien in den verschiedenen gesellschaftlichen Teilsystemen, also auch bei der Nutzung spezi-
fischer normativer Prinzipien in pädagogischen Bereichen, nämlich: 
1. in der Pädagogik der Allgemeinbildung: 


1.1. das Prinzip der Wissenschafts- und Wertorientierung im pädagogischen Handeln 
1.2. das Prinzip der Alters- und Entwicklungsgemäßheit im pädagogischen Handeln 
1.3. das Prinzip der Ganzheitlichkeit der Persönlichkeitsförderung 
1.4. das Prinzip der Vermeidung von Schulangst und der Förderung von Lernfreude; 


2. in der Sozialpädagogik: 
2.1. das Rettungsprinzip 
2.2. das Heilungsprinzip 
2.3. das Förderungsprinzip, um das Mögliche bei Hilfebedürftigen zu erreichen; 


3. in der politischen Bildung das Prinzip des Überwältigungsverbots, das zugleich auch Indoktrinati-
onsverbot bedeutet (vgl. Beutelsbacher Konsens von 1976: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Beutelsbacher Konsens), und das für die politisch-weltanschauliche 
Bildung generell gilt sowie durch das Prinzip des Manipulationsverbots und das Prinzip der Kont-
roversität zwecks Austragung von Meinungsverschiedenheiten in fairen Diskussionen ergänzt 
werden sollte; 


4. in der naturwissenschaftlichen Bildung das Prinzip des Umwelt- und Gesundheitsschutzes als 
Konkretisierung des Ökologieprinzips, d.h.: naturwissenschaftliche Bildung muss selbst so reali-
siert werden, dass keine Personen- und Umweltschäden entstehen und zugleich eine nachhaltige 
Umwelt- und Gesundheitserziehung erfolgt; 


5. im Gegenstandsbereich der Ingenieurpädagogik das Prinzip des technischen Optimums (vgl. Loh-
mann 1953/54, S. 622). Wenn Hans C. Lohmann (1898–1989) in seinem Artikel auch nicht die Be-
zeichnung „normatives Prinzip“ verwendet, so geht doch aus seiner Darstellung hervor, dass es in 
der Ingenieurpädagogik einen solchen Stellenwert hat. 
In welchem Maße die verschiedenen pädagogischen Teildisziplinen für ihren jeweiligen Gegen-


standsbereich spezifische normative Prinzipien ausgearbeitet haben oder ihre Praktiker sie auch intu-
itiv praktizieren, bedarf weiterer Untersuchung. 


Normative Prinzipien fordern die Einhaltung der in den Prinzipien angegebenen Normen in allen 
Phasen der Planung und Durchführung, Kontrolle und Auswertung von Handlungsverläufen. Sie las-
sen in allen Erziehungs- und Bildungsbereichen Mittel, Methoden, Verfahren und Verhaltensweisen 
zu, die den Prinzipien entsprechen. 
 
3. Konzeptprinzipien 


Konzeptprinzipien in den Erziehungswissenschaften bestimmen das Herangehen an die inhaltliche, 
organisatorische und methodische Gestaltung pädagogischer Handlungssysteme entsprechend den 
als gültig anerkannten Zielen und unter Berücksichtigung normativer Prinzipien. Peter Lüssi verwen-
det den Begriff Konzeptprinzipien in seiner Monografie „Systemische Sozialarbeit“ nach einer Erörte-
rung der Schwierigkeiten bei den Versuchen, Prinzipien zu systematisieren. Er charakterisiert Kon-
zeptprinzipien entsprechend seinen Erfahrungen wie folgt: „Konzeptprinzipien beziehen sich zur 
Hauptsache auf die konzeptuelle Strukturierung der sozialen Problemlösung: darauf wie der Sozialar-
beiter dieselbe grundsätzlich sieht, auffasst, versteht“ (vgl. Lüssi 1992, S. 213). 


Erziehungssysteme sind entstanden, um die Existenz der Gesellschaft und ihre Entwicklung über 
Generationen hinweg zu sichern. Dafür müssen sie einen Mindestgrad an Organisiertheit und Plan-
mäßigkeit aufweisen, was die Anwendung eines differenzierten Prinzipiensystems erfordert, mit 
dessen Hilfe Strukturen gestaltet werden, die ein effizientes Funktionieren von Erziehung gewährleis-
ten. Entsprechend den Intentionen seiner Schöpfer kann ein Bildungssystem mittels entsprechender 
Konzeptprinzipien unterschiedlich gestaltet werden, und zwar auf der institutionellen und instrumen-
tellen Ebene. In den Erziehungswissenschaften ist es nicht üblich, von Konzeptprinzipien zu sprechen, 
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obgleich sie existieren, nämlich auf der institutionellen Ebene z.B. unter der Bezeichnung „bildungs-
politische Prinzipien“ (weil politische Kräfte sie inhaltlich bestimmen und durch Bildungsgesetzge-
bung für verbindlich erklären) und auf der instrumentellen Ebene unter den Bezeichnungen „didakti-
sche oder erziehungsmethodische Konzepte“, deren Anwendung den pädagogischen Kräften obliegt. 


So wie es für die verschiedenen Praxisbereiche der Pädagogik spezifische normative Prinzipien 
gibt, so lassen sich auch institutionelle Konzeptprinzipien finden, die für das pädagogische Profil bzw. 
die Lernkultur der jeweiligen Einrichtung bedeutsam sind. Bevor z.B. das Konzeptprinzip der Koeduka-
tion Gültigkeit erlangte, gab es in deutschen Schulen unterschiedliche Unterrichtsinhalte für Jungen 
und Mädchen. In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden bspw. in mecklenburgischen Volks-
schulen nur die Jungen im Fach „Rechnen“ unterrichtet, weil in der Öffentlichkeit die Meinung vor-
herrschte, dass Mädchen Mathematik nicht verstehen würden. Patriarchalische Vorurteile und/oder 
herrschaftspolitische Vorstellungen von Begabungs- und vor allem Funktionsunterschieden zwischen 
Männern und Frauen behinderten die Anerkennung des Koedukationsprinzips noch bis ins 20. Jahr-
hundert hinein, was sich institutionell in Knaben- und Mädchenschulen bzw. in Knaben- und Mäd-
chenklassen widerspiegelte. In dem Maße, wie die Frauen sich emanzipierten und das normative 
Prinzip der Gleichstellung bzw. Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Gesellschaft 
durchsetzten, wurde auch das Prinzip der Koedukation bestimmendes Konzeptprinzip in der Ge-
schlechterfrage im Bildungswesen Deutschlands und anderer vergleichbar fortgeschrittener Länder, 
wobei geschlechtsspezifische Unterschiede zwischen den Lernenden nicht ignoriert werden sollten. 


Zu den institutionellen Konzeptprinzipien im Bildungswesen Deutschlands gehören zurzeit außer 
dem Koedukationsprinzip weiterhin die Prinzipien:  


 Trennung von Kirche und Staat bezüglich der allgemeinbildenden Schulen; 


 Staatlichkeit des Bildungswesens; 


 Durchlässigkeit durch Stufung des Bildungswesens; 


 Lebensverbundenheit des allgemeinbildenden Schulwesens; 


 Schulpflicht für alle; 


 Unentgeltlichkeit des Pflichtunterrichts; 


 Pflicht zur Teilnahme am Religionsunterricht oder Ethikunterricht. 
Konzeptprinzipien widerspiegeln gesellschaftliche Erfordernisse und Normen in unterschiedlicher 


Ausprägung und determinieren als bildungspolitische Gestaltungsprinzipien die historische Entwick-
lung des Bildungswesens im hohen Maße (natürlich erfolgen historische Veränderungen des Bil-
dungswesens auch durch seine Eigengesetzlichkeit). Die reale Wirksamkeit von Konzeptprinzipien 
hängt von ihrer Anwendungsweise ab. So ist z.B. das Prinzip der Trennung von Kirche und Staat in der 
SBZ bzw. DDR konsequent realisiert worden, indem im staatlichen System der allgemeinbildenden 
Schule kein Religionsunterricht erteilt wurde. Allerdings konnten laut Artikel 93 der Landesverfassun-
gen in der SBZ von 1946 bzw. 1947 die Kirchen für religiöse Unterweisungen „Schulräume in An-
spruch nehmen, soweit der Klassenunterricht nicht beeinträchtigt wird.“ Dagegen ist laut Artikel 7 
des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland der Religionsunterricht „in den öffentlichen 
Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach“, wobei es ein staatliches 
Aufsichtsrecht gibt. Die Diskussionen und Regelungen zur Realisierung des Prinzips der Trennung von 
Kirche und Staat bezüglich des allgemeinbildenden Schulwesens haben in Deutschland eine kompli-
zierte Geschichte (s. z.B. „Bremer Klausel“ im Grundgesetz) und widerspiegeln sich in unterschiedli-
chen Varianten der Prinzipienrealisierung, z.B. Konfessionsschule bzw. Simultanschule oder Bekennt-
nis-, Weltanschauungs- oder Gemeinschaftsschule. In den allgemeinbildenden Schulen der neuen 
Bundesländer ist Religion ebenfalls ordentliches Unterrichtsfach; aber in Anbetracht des hohen Pro-
zentsatzes von Familien bzw. Schülern, die keiner christlichen Konfession angehören, ist das Unter-
richtsfach „Ethik“ oder in Berlin und Brandenburg der Unterricht in „Lebensgestaltung – Ethik – Reli-
gionskunde“ vorgesehen, wobei Religion und „LER“ besucht werden können. 


Das Konzeptprinzip der Staatlichkeit des Schulwesens wird in Deutschland ebenfalls in historisch 
unterschiedlichen Formen realisiert, was sich in der Finanzierung der jeweiligen Einrichtungen und in 
ihrer inhaltlichen sowie methodisch-organisatorischen Profilierung äußert. Auf problematische Fol-
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gen der fortschreitenden Privatisierungen im Bildungssystem macht Engartner (2016, S. 38 ff.) auf-
merksam. Wesentlich ist, dass laut Art. 7 Abs. 1 des Grundgesetzes das Schulwesen der Bundesre-
publik unter Staatsaufsicht steht. Diese Regelung ist aktuell sehr bedeutsam: wenn nämlich islami-
scher Religionsunterricht an öffentlichen Schulen erteilt wird, besteht auch für diesen das Kontroll-
recht des Staates im Interesse des Toleranzprinzips bzw. der Ausschaltung radikaler islamistischer 
Unterrichtsinhalte. Allerdings kann das Prinzip der Staatlichkeit des Bildungswesens nicht alle Wir-
kungen des religiösen Glaubensprinzips ausschließen, wenn es als normatives Prinzip von Teilen in 
der multikulturellen Gesellschaft konsequent vertreten wird. Das zeigt sich z.B. während des Rama-
dan im Trinkverbot bei Tageslicht für islamische Schüler in deutschen bzw. nicht-islamischen Schulen: 
es führt zu Nachteilen für islamische Schüler in der sommerlichen Prüfungszeit oder auch zu Gesund-
heitsschäden in Sportveranstaltungen. Im Grunde genommen widerspricht das strenge normative 
religiöse Glaubensprinzip des Islam dem normativen Rationalitätsprinzip der neomodernen Gesell-
schaft, besonders den Prinzipien der Wissenschaftsorientierung und der Gesundheitserziehung im 
Schulsystem. Das Problem der „Vernunft des Glaubens“ (vgl. Kalbe, 2018, S. 1) kann hier nicht erör-
tert werden. 


Eine Realisierung des Schulpflichtprinzips (und damit des Bildungsprinzips) forderte schon Ratke, 
als er schrieb: „Alle Jugend, keine ausgenommen, soll zur Schule angehalten werden“ (Ratke 1957, S. 
75). Dabei trifft diese Forderung auf Lernende mit unterschiedlichen natürlichen und sozialen Vo-
raussetzungen für Lernprozesse und mit individuell verschiedenen Lebensplänen, was eine differen-
zierte Gestaltung von Lernprozessen erfordert, wenn sie erfolgreich sein sollen. Auch die Vermittlung 
der Bildungsgüter, die für alle Mitglieder einer Gesellschaft notwendig sind, um ein selbständiges 
Leben führen und am gesellschaftlichen Geschehen teilhaben zu können, erfordern differenziertes 
Vorgehen. Aus dieser Problemlage resultiert das normative Prinzip der Verbindung von Einheitlich-
keit und Differenzierung, das mit dem Konzeptprinzip der Durchlässigkeit durch Stufung sowie den 
Strukturprinzipien der äußeren und inneren Differenzierung des Schulwesens insofern verbunden ist, 
als mit ihrer Hilfe die Möglichkeiten bestehen, die starren Grenzen der äußeren Differenzierung durch 
Volks- bzw. Haupt-, Mittel- und Oberschulen unterschiedlicher Varianten sowie damit verbundene 
Bildungssackgassen zu überwinden. 


Nachdem Vertreter der Bundesrepublik über Jahrzehnte hinweg das Einheitsschulprinzip – vor al-
lem in der Realisierungsform der DDR – kritisiert und mit Nachdruck eine „Differenzierung des Schul-
wesens entsprechend den Begabungen der Schüler“ (also ein mehrgliedriges Schulsystem) gefordert 
haben, erfolgte mit dem Inkrafttreten des „Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderung“ am 5. Mai 2008 eine erstaunlich „ungebrochene“ Übernahme 
seines Artikels 24, Absatz 2 mit der Forderung nach Inklusion. Die Forderung nach Inklusion von Be-
hinderten in die bestehenden Klassen von Regelschulen steht im Widerspruch zu der konservativen 
schulpolitischen Forderung nach einem mehrgliedrigen Schulwesen entsprechend den Voraussetzun-
gen der Lernenden – vor allem wenn sie mit einer Reduzierung von Sonderschulen einhergeht. Die 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Konzeptprinzips der Inklusion in der Bundesrepublik lassen 
erkennen, welche Bedeutung den jeweiligen Realisierungsbedingungen von Konzeptprinzipien zu-
kommt. Besonders am Beispiel des Prinzips der Inklusion lassen sich die Grenzen jeweils einzelner 
formulierter Prinzipien und die Grenzen ihrer praktischen Anwendung verdeutlichen bzw. erkennen. 


Hegel (1770–1831) beschäftigte sich in seiner „Phänomenologie des Geistes“ mit dem wissen-
schaftlichen Wert von Prinzipien und schrieb dazu in der Vorrede seines Werkes, „dass ferner ein 
sogenannter Grundsatz oder Prinzip der Philosophie, wenn er wahr ist, schon darum auch falsch ist, 
insofern er nur als Grundsatz oder Prinzip ist. – Es ist deswegen leicht, ihn zu widerlegen. Die Wider-
legung besteht darin, dass sein Mangel aufgezeigt wird; mangelhaft aber ist er, weil er nur das All-
gemeine oder Prinzip, der Anfang ist“ (Hegel 1964, S. 23). 


Diese Feststellung ist im Zusammenhang zu sehen mit Hegels Aussage: „Die wahre Gestalt, in wel-
cher die Wahrheit existiert, kann allein das wissenschaftliche System derselben sein“ (ebenda, S. 12). 
Ein Prinzip ist nur ein Element der Systemerkenntnis, bestenfalls sein fundierender „Anfang“. Was 
Hegel zu den Prinzipien der Philosophie ausführt, gilt auch für pädagogische Prinzipien, obwohl es 
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sich bei Gestaltungsprinzipien nicht um Wahrheit oder Falschheit, sondern um Gültigkeit oder Ungül-
tigkeit des jeweiligen Prinzips handelt. Gültig ist ein Gestaltungsprinzip dann, wenn es auf wahren 
Erkenntnissen beruht. Wahre Aussagen über gesetzmäßige Zusammenhänge können Prinzipien be-
gründen, weil Gesetze es gestatten, auch mögliche Ereignisse vorauszusagen, nämlich dann, wenn 
die dazugehörigen und bekannten Wirkungsbedingungen auftreten bzw. gestaltet werden. Die Funk-
tion von Gestaltungsprinzipien besteht nach Kirchhöfer darin, auf „gesetzmäßige Bedingungen-
Operatoren-Resultat-Zusammenhänge“ zu orientieren (vgl. vorn S. 4), d.h., sie fordern eine solche 
Herstellung von Wirkungsbedingungen für Gesetze, dass sie zielgemäß wirken. Das verpflichtet Wis-
senschaftler, ein System wissenschaftlicher Erkenntnisse von ihren Gegenständen zu erarbeiten, das 
sich darstellt in „einer reichen Totalität von vielen Bestimmungen und Beziehungen“ (MEW, Bd. 42, S. 
35). 


Auf eine Grenze von Prinzipien bei ihrer praktischen Nutzung hat Makarenko (1888–1939) auf-
merksam gemacht, indem er vor der überspitzten Anwendung eines einzelnen Prinzips (ohne Rück-
sicht auf andere) warnt; gestützt auf negative Erfahrungen mit dem Konzeptprinzip der Arbeitsschule 
und dem instrumentellen Funktionsprinzip der Zielstrebigkeit der Erziehung schreibt er: 


„Nicht jede Logik der Zielstrebigkeit kann uns befriedigen. In der zwanzigjährigen Praxis unserer 
pädagogischen Wissenschaft hat es viele Fehler gegeben, und fast alle bestanden in einer Verzerrung 
der Idee der Zielstrebigkeit. Die Haupttypen solcher Verzerrungen sind folgende: a) der Typ der de-
duktiven Voraussage, b) der Typ des ethischen Fetischismus und c) der Typ des isolierten Mittels. Der 
Typ der deduktiven Voraussage ist dadurch gekennzeichnet, dass hier die Schlussfolgerung aus einer 
angenommenen Voraussetzung dominiert. Dabei wird die Voraussetzung selbst niemals geprüft und 
gilt als unfehlbar; als unfehlbar gilt folglich auch die Schlussfolgerung. In einem solchen Falle wird 
gewöhnlich behauptet, das gegebene Mittel müsse unbedingt zu den und den Ergebnissen führen. 
Diese Ergebnisse werden zum Beispiel in positiven Termini zum Ausdruck gebracht. Das Positive die-
ser Termini wird als logische Schlussfolgerung aus den gegebenen Mitteln abgeleitet, gleichzeitig gilt 
aber auch das positive Ergebnis selbst als Beweis für die Richtigkeit dieses Mittels. Der auf diese Wei-
se sich ergebende Kreis ist einer deduktiven Kritik fast unzugänglich; eine andere Kritik aber, eine 
Kritik der wirklichen Ergebnisse, gilt in einem solchen Falle überhaupt für prinzipiell fehlerhaft. Der 
Glaube an das Mittel ist so groß, dass überraschend schlechte Ergebnisse immer auf eine angeblich 
falsche Anwendung des Mittels oder auf anderweitige Gründe, die man nur ausfindig zu machen 
braucht, zurückgeführt werden. 


Der Fehler vom Typ des ethischen Fetischismus besteht darin, dass sowohl Mittel wie Methode 
einfach neben einen Begriff gestellt werden, dessen ethischer Gehalt keinen Zweifel hervorruft“ 
(Makarenko 1969, S. 110/111). 


Makarenko kritisierte mit seinem Verweis auf die Arbeitserziehung sowohl deren arg überhöhte 
Bewertung in der damaligen Sowjetunion (die er „ethischen Fetischismus“ nennt) als auch ihre Nut-
zung als „isoliertes Mittel“, d.h. die Missachtung des Systemcharakters von Prinzipien in Handlungs-
systemen. Im Falle der Inklusion äußert sich der Fehler der deduktiven Aussage sowie des damit ver-
bundenen ethischen Fetischismus darin, dass behauptet wird, Inklusion führe in jedem Falle zu mehr 
gesellschaftlicher Teilhabe von Behinderten. Ethischer Fetischismus hat zur Folge, dass kritische 
Stimmen zur Inklusion in Gefahr geraten, als menschenrechtsfeindlich abgestempelt zu werden. Der 
hohe ethische Wert der Begriffe wie „Bewusstsein der Würde“ bzw. „Entfaltung des Selbstwertge-
fühls“ von Behinderten und ihre „volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung 
in die Gesellschaft“ rechtfertigen aber nicht die Anwendung eines Konzeptprinzips bei gleichzeitiger 
Vernachlässigung anderer Prinzipien, die zwecks Erreichung von Bildungserfolgen unbedingt beach-
tet werden müssen. 


In der bisherigen Darstellung wurden die Konzeptprinzipien in ihrer Bedeutung für die konzeptio-
nelle Anlage und das Profil von Bildungseinrichtungen betrachtet, also in ihrer Funktion als institutio-
nelle Konzeptprinzipien. Auf diese Weise ist es möglich, zwischen einem Einheitsschulsystem bzw. 
Gesamtschulsystem und einem gegliederten Schulsystem, zwischen Massenschulen und Eliteschulen, 
zwischen „Lernschulen“ und „Arbeitsschulen“, Musikschulen und Sportschulen usw. zu unterschei-
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den. Um in Bildungseinrichtungen aber möglichst effektive Prozessverläufe im Sinne der dominieren-
den Ziele zu erreichen, werden auch instrumentelle Konzeptprinzipien genutzt, im Anfangsunterricht 
bspw. das Prinzip der Anschaulichkeit oder in oberen Klassen der Sekundarstufe das Prinzip der prob-
lemhaften Unterrichtsgestaltung. Die methodisch bedeutsamen Konzeptprinzipien sind in der Erzie-
hungs- und Bildungspraxis oft mit inhaltlichen Konzeptprinzipien verknüpft. So kann eine problem-
hafte Unterrichtsgestaltung sowohl im Fachunterricht (der sich in seiner Struktur an Wissenschafts-
disziplinen orientiert) als auch in Arbeitsgemeinschaften oder in Projekten erfolgen, deren transdis-
ziplinären Inhalte der Komplexität der Praxis entsprechen. 


Es ist beim jetzigen Erkenntnisstand nicht möglich, eine differenzierte und vollständige Übersicht 
zu den instrumentellen Konzeptprinzipien zu geben. Außerdem können einzelne instrumentelle Kon-
zeptprinzipien in ähnlichen Einrichtungen in unterschiedlichen Varianten realisiert werden. So wurde 
bspw. das instrumentelle Konzeptprinzip der Schülerselbstverwaltung in den Landerziehungsheimen 
von Hermann Lietz (1868–1919) und in der „Freien Schulgemeinde Wickersdorf“ von Gustav Wyne-
ken (1875–1964) nicht gleichartig angewendet, obwohl beide Einrichtungen auf gleichen institutio-
nellen Konzeptprinzipien beruhten und Wyneken ja zunächst Mitarbeiter von Lietz gewesen ist (vgl. 
Saupe 1925, S. 291). Die pädagogischen Profile oder Lernkulturen in den verschiedenen Erziehungs- 
und Bildungsinstitutionen resultieren aus spezifischen Anwendungen einzelner oder mehrerer in-
strumenteller Konzeptprinzipien, von denen jedes eine bestimmte Gestaltung der Strukturelemente 
des Prozessverlaufes und ihre Verknüpfung miteinander fordert. Durch die Anwendung von Konzept-
prinzipien werden Struktur und Verlaufsqualität pädagogischer Prozesse akzentuiert und modifiziert. 


In der Pädagogik gibt es viele Versuche, die strukturellen Zusammenhänge und Verlaufsqualitäten 
unterrichtlicher und erzieherischer Prozesse darzustellen. Einen aufschlussreichen Überblick dazu 
bietet Hilbert Meyer in den beiden Bänden „Unterrichtsmethoden I: Theorieband“ und „Unter-
richtsmethoden II: Praxisband“, wo er im Anhang auf „Didaktische Landkarte Nr. 2“ Stufen- und Pha-
senschemata zusammengestellt hat, die er in seinen Büchern erläutert. Abschließend sei vermerkt, 
dass es für alle Bereiche der Erziehung und Bildung Konzeptprinzipien gibt; für das Hochschulwesen 
z.B. das Prinzip der Verbindung von Lehre und Forschung. 
 
4. Strukturprinzipien 


Fordernde und belehrende Hinweise in Alltagssituationen und damit verbundene dialogische Wech-
selwirkungen zwischen Erwachsenen und Kindern bilden ebenso wie das Vormachen und Nachma-
chen den Ursprung von Erziehung, der eingeordnet ist in die Struktur und Lebensweise von Homini-
den. Das erzieherische Handeln hob sich organisatorisch noch nicht aus dem Lebensprozess ab. Vor 
allem hatte der durch die Ansprüche des menschlichen Organismus und die natürlichen Lebensbe-
dingungen strukturierte Lebensprozess eine verhaltensprägende Wirkung auf die Mitglieder der Hor-
de oder Gemeinschaft. Auch unter den veränderten Lebensbedingungen der Gegenwart haben Struk-
turen der Lebensweise persönlichkeitsformende Wirkungen, wie u.a. kriminalitätspräventive Unter-
suchungen US-amerikanischer Psychologen belegen. Sie konnten nachweisen, dass problematische 
Familienstrukturen und chaotische Tagesabläufe in Familien auf die Kinder und Jugendlichen Devianz 
fördernd wirken, während in sog. ordentlichen Familien die Kinder weitaus weniger gefährdet sind 
(vgl. Oerter/ Montada 1998, S. 1029 und 1033 f.). Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse ist es be-
rechtigt und im Interesse der Befriedigung o.g. Bedürfnisse notwendig, zu fragen: welche Effekte sind 
bei welchen Strukturen zu erwarten? 


Die Ursachen für die wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung Europas in der Neuzeit sind nicht 
nur in der Natur und Ökonomie zu suchen, sondern zunehmend seit der Einführung der Schulpflicht 
im 17. Jahrhundert in Teilen Europas auch in der Organisiertheit und Planmäßigkeit von Erziehung 
und Bildung, d.h. im Niveau von Schulabsolventen – auch wenn Vertreter der Antipädagogik das 
nicht wahrhaben wollen. Eine Ablehnung des Prinzips der Organisiertheit und Planmäßigkeit von 
Bildung und Erziehung ist abwegig, wie aktuelle Klagen aus der Wirtschaft über eine fehlende Berufs-
reife mancher Schulabsolventen belegen. Die Klagenden verweisen dabei sowohl auf unzureichende 
Fähigkeiten in den Kulturtechniken Lesen, Schreiben und Rechnen als auch auf eine mangelnde phy-
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sische und psychische Belastbarkeit ihrer Bewerber und deren Ausweichverhalten. 2017 blieben laut 
Spiegel Online vom 08.01.2018 48.900 Lehrstellen unbesetzt, die Zahl ist so hoch wie seit 20 Jahren 
nicht mehr (vgl. http://www.spiegel.de/karriere/ausbildung-warum-viele-lehr-stellen-unbesetzt-
bleiben-a-1184346.html (Zugriff: 18.12.2018). 


Aus der Analyse leistungsfähiger Erziehungs- und Bildungsstrukturen können Prinzipien für ihre 
Gestaltung gewonnen werden. Strukturprinzipien betreffen die Relationen eines Systems, und zwar 
sowohl seine Beziehungen zu übergeordneten Systemen und zwischen Teilsystemen als auch die 
Relationen zwischen den Systemelementen des Handlungssystems (interne Struktur). Je nach Art der 
Relationen, die mittels Strukturprinzipien gestaltet werden, lassen sich institutionelle und instrumen-
telle Strukturprinzipien unterscheiden. Institutionelle Strukturprinzipen (die als Organisationsprinzi-
pien fungieren) dienen dazu, die Beziehungen zwischen den Bildungseinrichtungen selbst und ihren 
Partnern zu gestalten. Instrumentelle Strukturprinzipien betreffen die unmittelbare Organisation 
von Lernprozessen, was nicht bedeutet, dass alle Lernprozesse organisiert werden müssen. Es gibt 
eine Fülle nützlicher unorganisierter – genauer gesagt: spontaner und zufälliger – Lernprozesse. 


Unter den Relationen zwischen der Erziehung und ihrer Umwelt (bzw. den übergeordneten Sys-
temen) spielt das Gesetz der dialektischen Einheit von Gesellschaftssystem und Erziehungssystem 
als Wirkprinzip eine besondere Rolle. In dieser dialektischen Einheit ist die determinierende Wirkung 
der Gesellschaft von übergreifender Bedeutung, so dass wir auch von einem Prinzip der gesellschaft-
lichen Determination der Erziehung sprechen können. Dabei wirkt Erziehung – bedingt durch ihre 
Eigengesetzlichkeit – über ihre Resultate auf die Gesellschaft aktiv und verändernd zurück. Die relativ 
spontanen Wirkungen der gesellschaftlichen Determination des Bildungswesens lassen sich empi-
risch nachweisen. So widerspiegeln sich bspw. Art und Ausmaß devianter Verhaltensweisen in einer 
Gesellschaft auch in den devianten Verhaltensweisen von Kindern und Jugendlichen in Bildungsein-
richtungen, was u.a. durch empirische Befunde zur Gewaltbereitschaft an Schulen in West- und Ost-
deutschland unmittelbar vor und nach 1991 belegt wurde. Einer niedrigeren Kriminalitätsquote in der 
DDR (vgl. Northoff 1995) entsprach auch ein geringeres „Gewaltausmaß“ an Schulen – z.B. in Thürin-
gen und Sachsen einerseits und im Vergleich dazu in Hessen und Baden-Württemberg andererseits. 
Zugleich wurde eine sich verstärkende negative Entwicklung in den neuen Bundesländern wenige 
Jahre nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik festgestellt (vgl. Melzer 2000, S. 90). Dass es sich 
bei der Zunahme von Gewalt und Brutalität unter Schülern nicht nur um ein spezielles Transformati-
onsproblem in Ostdeutschland handelt, sondern um ein gesamtgesellschaftliches Phänomen in der 
Bundesrepublik, belegen neuere Umfragen und alarmierende Verlautbarungen von Lehrern und 
Schulleitern (siehe: https://www.stern.de/familie/kinder/gewalt--an-jeder-dritten-grundschule-
werden-lehrer-koerperlich-angegriffen-7968134.html  und https://www.stern.de/tv/gewalt-gegen-
lehrer--wenn-die-autoritaet-nicht-mehr-zaehlt- 7983628.html; Zugriff: 26.05. 2018). In welchem Ma-
ße speziell bei Beleidigungen von Frauen und Aggressionen gegen Andersgläubige die zunehmende 
Immigration von Muslimen eine Rolle spielt, ist nicht bekannt, da Vorkommnisse dieser Art an den 
Schulen statistisch nicht erfasst werden. Aber auch wenn sie registriert würden und herauskäme, 
dass hier Ursachen für die zunehmende Gewalt an den Schulen liegen, belegt das nur, dass die ge-
samtgesellschaftlichen Verhältnisse (zu denen auch die Immigration gehört) das Bildungssystem de-
terminieren, was zu Gegenmaßnahmen zwingt, für die Prinzipien und Konzepte erarbeitet werden 
müssen. 


Das Gesellschaftssystem determiniert aber nicht nur strukturelle Zusammenhänge und aktuelle 
Effekte des Bildungssystems, sondern auch gesetzmäßige Tendenzen seiner historischen Dynamik, 
was sich gegenwärtig deutlich in der Digitalisierung zeigt, die zur bewussten technischen Ausstattung 
von Bildungseinrichtungen zwingt. Da sich aber auch negative Entwicklungstendenzen in der Gesell-
schaft, z.B. die Verrohung der Sprache und der Umgangsformen auf Kinder und Jugendliche auswir-
ken (Gewalttätigkeiten auf Schulhöfen, Cybermobbing oder steigende Suchtgefahren), ist es ratsam, 
Konzeptprinzipien zu formulieren, durch deren Anwendung den negativen Trends erzieherisch ent-
gegengewirkt werden kann. Außerdem sind spezielle Einrichtungen zu schaffen, die schwerpunktmä-
ßig der Sucht- und Gewalttherapie dienen. 
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Das Wirkprinzip der dialektischen Einheit von Gesellschaftssystem und Erziehungssystem bedingt 
nicht nur institutionelle Strukturprinzipien (Prinzip der Verbindung von Schule und Elternhaus, von 
Schule und Hort, von Unterricht und Schulsozialarbeit usw.) und damit entsprechende institutionelle 
Strukturen, sondern auch instrumentelle Strukturprinzipien für die Prozessgestaltung in den Einrich-
tungen, und zwar in Form von Prinzipien der Gemeinschaftserziehung, mit deren Hilfe entwicklungs-
fördernde Prozesse in den verschiedenen Lerngruppen geschaffen werden können. Anregungen da-
für sind in der Praxis der Kollektiverziehung von Makarenko und seinen Prinzipien zu finden, die er 
aber nicht alle neu erfunden, sondern teilweise von der Pädagogik der Landerziehungsheime über-
nommen hatte. Diese wiederum haben ihre Wurzeln bei Salzmann und GutsMuths im Schnepfentha-
ler Philanthropin und in der landwirtschaftlichen Armenschule des Philipp Emanuel v. Fellenberg 
(1771–1844) in Hofwyl. Bei Fellenberg, einem zeitweiligen Mitarbeiter von Johann Heinrich Pestalozzi 
(1746–1827), wirkte Johann Jakob Wehrli (1790–1855) als Lehrer und Erzieher von Waisen, Verwahr-
losten und jugendlichen „Sträflingen“ (vgl. Hirzel 1878, S. 419). Unter seiner Leitung war nach einem 
Konflikt mit einem schwierigen Zögling ein sog. „Vereinsrat“ (vgl. Riecke 1887, S. 283) gebildet wor-
den, der für Ordnung und Disziplin zu sorgen hatte. Hinzu kam noch ein „Haushaltungsrat“, der für 
wirtschaftliche Aufgaben und die Arbeitsorganisation der Zöglinge zuständig war. Weitere Hinweise 
zur Entwicklung von Prinzipien der Gemeinschaftserziehung bis hin zur sozialpädagogischen Arbeit 
des Vereins Synanon e.V. in der Bundesrepublik sind zu finden in meiner Monografie Sozialpädagogik 
[…] (2011, S. 271–294). 


In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde von Vertretern der Reformpädagogik, die betont 
kinderfreundlich auftraten, eine „Pädagogik vom Kinde aus“ und ohne Zwang gefordert. Die richtige 
Erkenntnis von der Bedeutung der intrinsischen Motivation für die Effizienz von Lernprozessen darf 
und kann aber nicht dazu dienen, die gesellschaftliche Determination der Erziehung außer Kraft set-
zen wollen, denn Pädagogen sollten nicht übersehen, dass Persönlichkeitsbildung nicht allein dem 
Individuum, sondern auch der Gesellschaft dienen muss. Außerdem kann ein Kind wohl kaum ermes-
sen, welchen Anforderungen der Gesellschaft es künftig genügen muss und was dazu gehört, um 
lebenstüchtig und souverän zu werden. Das heißt: in der „Pädagogik vom Kinde aus“ verbirgt sich ein 
ethischer Fetischismus in Gestalt einer Überbewertung der Bedeutung kindlicher Wünsche und Nei-
gungen für erzieherisches Handeln, wobei oft nicht berücksichtigt wird, in welchem Maße die er-
kennbaren kindlichen Wünsche eigentlich Manipulationseffekte sind, also gar nicht ursprünglichen 
Bedürfnissen und Strebungen des Kindes entspringen. 


Aus dem Wirkprinzip der dialektischen Einheit von Gesellschaftssystem und Erziehungssystem 
folgt als instrumentelles Strukturprinzip das Prinzip der gesellschaftlichen Determination von Erzie-
hung und Bildung, das in seiner normativen Fassung lautet: Von gesellschaftlichen Anforderungen 
ausgehen, auf die Lernenden eingehen, sie dort abholen, wo sie stehen und ihrem Entwicklungsstand 
entsprechend fördern! Das bedeutet nicht, dass stets Zielangaben am Beginn eines Bildungsprozesses 
stehen müssen; auch die Interessen und Wünsche der Lernenden können als methodische Anknüp-
fungspunkte für organisierte Lernprozesse genutzt werden, um zu gesellschaftlich notwendigen und 
persönlich bedeutsamen Inhalten und Zielen hinzuführen. 


Die bisherigen Darlegungen lassen erkennen, dass unter den pädagogisch relevanten Wirkprinzi-
pien das Gesetz der dialektischen Einheit von Gesellschaftssystem und Erziehungssystem eine zentra-
le Stellung einnimmt, so dass es als ein Grundprinzip der Pädagogik betrachtet werden kann, und 
zwar aus folgenden Gründen: 
1. Auf der Grundlage der außermenschlichen und menschlichen Natur determiniert die Gesellschaft 


erzieherische Notwendigkeiten und Möglichkeiten; rückwirkend hängt die Gesellschaft in ihrer 
Entwicklung und mit ihren Einflüssen auf die Natur zugleich auch von den Leistungen des Bil-
dungssystems ab. 


2. Ein Bildungssystem kann seine Funktion nur dann erfüllen, wenn es in seiner Funktionsweise den 
gültigen normativen Prinzipien Rechnung trägt. 
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3. Das – auch spontan – wirksame Grundprinzip der gesellschaftlichen Determination des Bildungs-


systems bildet eine Basis für pädagogische Gestaltungsprinzipien, die dadurch gewonnen werden, 
dass es mit pädagogischen Absichten bzw. Zielen verknüpft und angewendet wird. 
Das Gesellschaftssystem determiniert aber nicht nur strukturelle und funktionale Zusammenhän-


ge des Bildungssystems, sondern auch gesetzmäßige Tendenzen seiner historischen Entwicklung, da 
es sich ja selbst historisch wandelt. So widerspiegeln sich bspw. Dynamik, Differenzierung und Plura-
lisierung gesellschaftlicher Strukturen in der historischen Tendenz zur Pädagogisierung der Gesell-
schaft. Die Pädagogisierung der Gesellschaft äußert sich darin, dass Erziehung und Bildung nicht 
mehr nur in der Familie und in eigens dafür geschaffenen Institutionen (Kindergärten, Schulen, 
Volkshochschulen, Lehrwerkstätten, Universitäten u.Ä.) erfolgen, sondern alle Bereiche der Gesell-
schaft durchdringen – sei es das Gesundheitswesen, das Verwaltungswesen, den Freizeitbereich, den 
Handel oder den sozialen Bereich. 


Dank der Überwindung des mittelalterlichen Almosenwesens und der frühkapitalistische Armen-
pflege durch die moderne Sozialgesetzgebung mit ihren Versorgungssystemen und der Sozialen Ar-
beit erfolgte ein Pädagogisierungsschub im Sozialsystem, das auch in neuen Konzeptprinzipien seinen 
Ausdruck findet, z.B. im Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe und im Subsidiaritätsprinzip. Durch soziale 
Arbeit sollen Hilfebedürftige nicht mehr nur schlechthin mit dem Lebensnotwendigsten versorgt 
werden, sondern durch Unterweisungen und erfolgreiche Übungen die erforderlichen Fähigkeiten 
und das notwendige Selbstvertrauen zur selbständigen Lebensgestaltung erwerben. Doch dadurch ist 
der Kreis der Lernenden nicht mehr altersmäßig auf eine bestimmte Personengruppe begrenzt (auf 
Kinder und Jugendliche). Vielmehr reicht die Wirksamkeit der Pädagogik von der frühkindlichen Bil-
dung bis ins hohe Alter hinein (was zur Entwicklung der Geragogik geführt hat). Diese Überschreitung 
der traditionellen Grenzen von Bildung und Erziehung wird auch als „Entgrenzung des Pädagogi-
schen“ bezeichnet. Da ungeachtet der Grenzüberschreitungen und Vermischungen des pädagogi-
schen Geschehens mit nicht-pädagogischen Prozessen wichtige Prinzipien pädagogischen Denkens 
und Handelns Anwendung finden, muss auch die allgemeine Erziehungswissenschaft so entwickelt 
werden, dass sie pädagogisches Handeln sowohl in pädagogischen als auch in nicht-pädagogischen 
Institutionen reflektiert und befördern kann. 


Die Erziehung ist und bleibt eine Komponente des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses – 
auch zwecks Gewährleistung der Generationenfolge. Die jahrtausendealte historische Erfahrung, dass 
die Angehörigen der älteren Generation als Erzieher der jüngeren wirken, hat zu der Auffassung ge-
führt, dass die Generationenzugehörigkeiten selbst konstituierend für pädagogische Verhältnisse 
sind. In Wirklichkeit war nur der naturgemäß längere Lernprozess der Älteren eine historisch beding-
te Voraussetzung für ihre Kompetenzüberlegenheit, die im Zusammenhang mit Lernhilfebedürftigen 
das pädagogische Verhältnis begründet. In der Wissensgesellschaft aber hängen Kompetenzerwerb 
und -überlegenheit nicht mehr primär vom Lebensalter ab. 


Eine Einordnung von Erwachsenen als Zöglinge in ein „pädagogisches Verhältnis“ wird als peinlich 
empfunden, weil sie mit dem Verdacht der Unmündigkeit des erwachsenen Lernenden verknüpft ist. 
Außerdem wurde dieses Wort auch in der Sozialpädagogik zur Bezeichnung von „Schwererziehbaren“ 
verwendet, wodurch es emotional belastet ist. Das hat wahrscheinlich viele Erziehungswissenschaft-
ler veranlasst, die lateinische Bezeichnung „Educandus“ zu benutzen. Da es aber Fakt ist, dass Er-
wachsene jetzt und künftig viel hinzu- und oft auch umlernen müssen und die Lehrenden oft jünger 
sind als die Lernenden, muss das „pädagogische Verhältnis“ als Grundstruktur der Erziehung neu 
definiert werden, nämlich so, dass es der Realität entspricht. In ihr entscheiden nicht Generationen-
zugehörigkeit oder Lebensalter, sondern Kompetenzüberlegenheiten unter den Prozessbeteiligten 
über ihre Funktion im pädagogischen Prozess, der in der Regel mehr bewirkt als bloße Information 
oder Wissensvermittlung, denn er erfasst (auch ungewollt oder als „Nebenwirkung“) mehr oder we-
niger intensiv die ganze Persönlichkeit. Mit Erweiterungen des Wissens und Könnens verändern sich 
vielfach auch Interessen, Neigungen und Einstellungen, die Normen enthalten und wiederum verhal-
tensdeterminierend wirken. 
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Das Ausweichmanöver auf den „Educandus“ (um das Wort Zögling zu vermeiden) ist in Anbe-
tracht der Macht des Wortes in pädagogischen Veranstaltungen und Ratgebern sicher zweckmäßig. 
Aber zur Entwicklung einer Wissenschaft gehört auch die Entwicklung einer eindeutigen Fachsprache 
und wenn man das Wort „Zögling“ zur Bezeichnung einer menschlichen Funktion in einem spezifi-
schen gesellschaftlichen Kommunikationsprozess verwendet und nicht als soziale Kategorie, die Un-
mündigkeit miteinschließt, würde das wohl einen Fortschritt bedeuten. Man könnte dann auf der 
theoretischen Ebene von Erzieher-Zöglings-Relationen sprechen und niemand braucht sich diskrimi-
niert zu fühlen. 


Zur Sicherung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses und eines erfolgreichen persönli-
chen Bildungsprozesses im Sinne der Entwicklung von 


 Souveränität und Gemeinschaftsfähigkeit 


 Vielseitigkeit und Konzentrationsfähigkeit 


 Mündigkeit und altruistischem Engagement 


 Sensibilität und Toleranz 


 Kreativität und ästhetischem Sinn 
ist eine qualifizierte pädagogische Führung und Orientierung notwendig, die sich bei reiferen Per-


sönlichkeiten in Selbstführung äußert. In jedem Falle ist ein hohes Maß an Aktivität der Lernenden 
erforderlich, denn diese entscheidet über die Qualität der Resultate. In jeder Gesellschaft wirkt das 
durch ihre ökonomisch-politische Struktur und eine vorherrschende Ideologie begründete Autori-
tätsgesetz – Autorität verstanden als Wirkprinzip im Sinne der Unterordnung des eigenen Willens 
unter den eines anderen, oft anonymen Willens, der als Amtsautorität erlebt oder gar als „Sach-
zwang“ deklariert wird. In Verbindung mit Persönlichkeitsautorität, die sich auf Vertrauen und Vor-
bildwirkung, Glaubwürdigkeit und Sachkompetenz stützt, wirkt sie in einem Gestaltungsprinzip 
zwecks Zielrealisierung, was in der Formulierung „führende Rolle der Erzieher“ seinen Ausdruck fin-
det. 


In seinem Vortrag vor Mitgliedern der Leibniz-Sozietät am 13.02.14 hat Elmar Altvater (1938–
2018) die „Forderungspädagogik“ – wie er sagte – begründet mit den endlichen Ressourcen des Pla-
neten Erde und der Zerstörbarkeit seiner Natur. Damit ist pädagogische Autorität mit ihrem Füh-
rungsanspruch letztendlich auch kosmisch-ökologisch begründet. Die pädagogische Führung erbringt 
aber nur dann die angestrebten Erziehungsresultate, wenn es ihr gelingt, die Lernenden in zielfüh-
rende Aktivitäten zu versetzen, d.h. das Tätigkeitsprinzip zielgemäß zu nutzen, denn Persönlichkeiten 
verändern und entwickeln sich in der Tätigkeit (= Wirkprinzip). Wenn pädagogische Führung den Ler-
nenden nicht nur Grenzen setzt, sondern auch Handlungsspielräume gewährt und freudige Erlebnisse 
ermöglicht, können – wie u.a. psychologische Untersuchungen zu Führungsstilen belegen – eigen-
ständige und schöpferische Leistungen erbracht werden. Die Förderung der Kreativität gehört zu den 
humanen Erziehungszielen – andernfalls verkommt Erziehung zur Dressur. Aus der Verknüpfung bei-
der Wirkprinzipien – des Autoritäts- und des Tätigkeitsprinzips – mit humanen Zielen resultiert das 
instrumentelle Strukturprinzip der dialektischen Einheit von pädagogischer Führung und wachsen-
der Selbsttätigkeit. 


Auch wenn historisch noch keine bewusst genutzten pädagogischen Strukturprinzipien nachweis-
bar sind, existieren sie im Sinne von Wirkprinzipien. Dafür seien hier zwei Beispiele genannt: 
1. das Prinzip der Selbstorganisation der Menschen als Wirkprinzip generiert durch Verknüpfung mit 


pädagogischen Zielen das Konzeptprinzip der Verbindung von Individual- und Kollektiverziehung 
(wobei es auch einseitige Akzentuierungen gab und gibt); 


2. das Prinzip der Verbindung von Lernen und Arbeiten wirkt in der Anthroposoziogenese in einer 
solch engen Verknüpfung von Lern- und Arbeitsprozessen, dass sie sich äußerlich kaum unter-
scheiden lassen. Indem Menschen im Interesse ihrer Existenzsicherung arbeiten, sammeln sie Er-
fahrungen, d.h.: sie lernen. Indem sie ihre Erfahrungen zur Bewältigung von Alltagsanforderungen 
nutzen, leisten sie Nützliches für die Gemeinschaft und sich selbst, d.h.: sie arbeiten; beide Pro-
zesse sind institutionell nicht getrennt. 
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Mit der Entstehung von Initiationsriten und speziell organisierten Vorbereitungen der Heranwach-
senden auf die Prüfungen zur Aufnahme in die Gemeinschaft der Erwachsenen entstand eine institu-
tionelle Trennung von Arbeits- und Lernprozessen und damit eine (keimhafte) Institutionalisierung 
der Erziehung zum Zwecke der Entwicklung jener Persönlichkeitsqualitäten, über die Menschen ver-
fügen mussten, wenn die Gemeinschaft weiterhin Bestand haben wollte (s. Bedürfnis nach Erhaltung 
des Lebens – sowohl der Gattung als auch des Individuums). In speziell organisierten Vorbereitungen 
für die Initiationen wurden jene Persönlichkeitsqualitäten bewusst und intensiv „antrainiert“, die für 
das harte Leben auf frühen Stufen der Menschheitsentwicklung notwendig waren oder doch für 
notwendig gehalten wurden. Durch die Verknüpfung des Wirkprinzips der Einheit von Arbeiten und 
Lernen mit Erziehungszielen in den Vorbereitungsveranstaltungen der Initiationen entstand ein insti-
tutionelles Gestaltungsprinzip. Zugleich wurde damit das Konzeptprinzip der Organisiertheit und 
Planmäßigkeit der Erziehung „keimhaft“ genutzt. Im Verlaufe der historischen Entwicklung trennten 
sich die speziell organisierten Lernprozesse von den historisch „gewachsenen“ Arbeitsprozessen. 
Beispiele dafür sind im antiken Griechenland die Elementarschulen, Gymnasien und Akademien so-
wie die mittelalterlichen Klosterschulen in Europa. 


Nachdem seit Entstehen der Industriegesellschaft die Nachteile der Trennung von geistiger und 
körperlicher Tätigkeit – sowohl für die persönliche Entwicklung der Individuen als auch für die Effek-
tivität des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses – erkannt worden ist, wird das Strukturprinzip 
der Verbindung von Arbeits- und Lernprozessen wieder verstärkt beachtet, und zwar als institutio-
nelles Strukturprinzip zur Herstellung von Beziehungen zwischen Schulen und Betrieben – sei es 
durch einen Unterrichtstag in der Produktion, durch unterrichtliche bzw. außerunterrichtliche Ar-
beitsgemeinschaften oder durch Projektwochen und Schülerpraktika in Betrieben und öffentlichen 
Einrichtungen. Doch so wichtig diese institutionellen Verbindungen auch sind, über den Erfolg der 
praxisverbundenen Bildungsprozesse entscheiden letztendlich die instrumentellen Verknüpfungen 
von Lern- und Arbeitsprozessen mit ihren in der Lern- und Arbeitstätigkeit erlebten Motivierungen 
und Erfolgen oder auch Misserfolgen, Einsichten und Erfahrungen, Anstrengungen und Bekräftigun-
gen bzw. Bestätigungen des eigenen Selbstwertgefühls usw. In einer Wissensgesellschaft kommt 
sicher den tätigkeitsgebundenen Lernprozessen auf der Basis der Selbstorganisation wachsende Be-
deutung zu. 


Als Belege für die aktuelle Bedeutung des institutionellen Strukturprinzips der Verbindung von 
Unterricht und nützlicher Arbeit können die Betriebspraktika von Schülern der Sekundarstufe I (s. 
„Ausbildungsvorschriften über duales Lernen“ im Literaturverzeichnis) und die dualen Ausbildungs-
konzepte in der Berufsbildung der Bundesrepublik betrachtet werden. Der Prozess der Entstehung 
von Gestaltungsprinzipien auf der Grundlage von Wirkprinzipien durch deren Verknüpfung mit päda-
gogischen Zielen lässt sich auch an weiteren Prinzipien nachweisen. So kann die Kommunikation als 
Wirkprinzip betrachtet werden, denn dass sich die Teilnehmer an Gesprächen wechselseitig beein-
flussen, ist evident. Wenn sich nun aber die Kommunikationen und Aktivitäten der Gesprächspartner 
auf gemeinsame Ziele richten, die schließlich auch erreicht werden, so handelt es sich nicht nur um 
wechselseitige Beeinflussung, sondern um eine wechselseitige Bereicherung der Lernenden im Sinne 
von wechselseitiger Persönlichkeitsförderung, womit ein instrumentelles Strukturprinzip für Unter-
richtsprozesse gewonnen wird. Dieses Gestaltungsprinzip ist auch nicht an bestimmte Institutionen 
gebunden, sondern kann in jeder unterrichtsähnlichen Kommunikation genutzt werden. In der Erzie-
hungstheorie finden wir analoge instrumentelle Strukturprinzipien, z.B. das Prinzip des parallelen 
pädagogischen Vorgehens, bei dem Gemeinschaftsmitglieder im Sinne des „amtlichen“ Erziehers 
handeln, und das Prinzip des Wechsels von Unterordnung und Führung, mit dessen Hilfe die Zöglin-
ge lernen, sich unterzuordnen und Verantwortung zu tragen, und schließlich das Prinzip der Gebor-
genheit im Kollektiv, das die Herstellung kameradschaftlicher und solidarischer Beziehungen fordert, 
um das invariante Bedürfnis nach Sicherheit und Geborgenheit zu befriedigen. 


Bei der Anwendung des normativen Bildungsprinzips ist zu berücksichtigen, dass es zwar die 
Pflicht von Lehrern ist, möglichst allen alle für eine selbständige Lebensgestaltung notwendigen Bil-
dungsgüter zu erschließen – wie bereits Comenius gefordert hat –, aber die individuellen Lernvoraus-
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setzungen und Lebenspläne der Einzelnen sind nun einmal unterschiedlich. Um Lernende auf die 
Bewältigung allgemeiner und alltäglicher Anforderungen der Gesellschaft sowie auf ihre persönlichen 
Lebens- und Berufsziele vorzubereiten, muss das normative Prinzip der Verbindung von Einheitlich-
keit und Differenzierung bei der Gestaltung von Lehr- und Lernprozessen beachtet werden. Das Prin-
zip wird realisiert mittels des institutionellen Strukturprinzips der äußeren Differenzierung in sog. 
Schulformen (früher in Hauptschulen, Realschulen, Oberschulen bzw. Gymnasien oder jetzt in Lern-
gruppen mit entsprechenden Schulabschlüssen) und in differenzierten Unterrichtsformen, d.h. in 
fakultativen und wahlweise-obligatorischen Kursen. Allerdings müssen und können die differenzier-
ten Organisationsformen des Unterrichts über individuelle Förderungen auch einen Beitrag zur Siche-
rung eines Mindeststandards an einheitlicher Bildung leisten. Als instrumentelles Strukturprinzip fin-
det es Anwendung in allen Organisationsformen des Unterrichts und äußert sich in Maßnahmen der 
inneren Differenzierung, d.h. in differenzierten Problem- und Aufgabenstellungen, Lösungshilfen und 
Zeitvorgaben für einzelne Schüler und Schülergruppen usw. (s. Anlage 2). 


Für die Realisierung von Erziehungszielen ist auch das Strukturprinzip der Koordinierung bedeut-
sam, das ebenfalls sowohl als institutionelles als auch instrumentelles Strukturprinzip genutzt wird. 
Bereits bei Ratke (1571–1635) begegnet es uns in der damals sinnvollen und zeitgemäßen Formulie-
rung: „Die Schulzucht und Hauszucht muss übereinstimmen“ (Ratke 1957, S. 76). Damit forderte Rat-
ke eine Koordinierung erzieherischer Handlungen von zwei Institutionen, so dass in dem Fall von 
einem institutionellen Strukturprinzip gesprochen werden kann. Der Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 4. Dezember 2003 zur „Erziehung als Auftrag von Elternhaus und Schule“ (s. Litera-
turverzeichnis) belegt die aktuelle Bedeutung dieses Strukturprinzips und auch in dem sozialpädago-
gischen Prinzip der Verbindung von Beratung und Verhandlungsführung mit Kooperationsbildung im 
Interesse der Klienten (vgl. Naumann 2011, S. 299 f.). 


Als instrumentelles Strukturprinzip wird das Prinzip der Koordinierung unterschiedlicher Aktivitä-
ten genutzt, und zwar in Verbindung mit dem normativen Prinzip der Alters- und Entwicklungsge-
mäßheit im pädagogischen Handeln und dem normativen Prinzip der ganzheitlichen Persönlichkeits-
förderung durch Koordinierung vielfältiger Lernaktivitäten (s. Anlage 2). Es fordert eine wirkungsvolle 
Verknüpfung von Aktivitäten entsprechend dem Entwicklungsstand der Lernenden und ihren Mög-
lichkeiten, um die angestrebten intellektuellen, moralischen, ästhetischen, physischen, emotionalen 
und volitionalen Persönlichkeitsqualitäten zu entwickeln. In vereinfachter Fassung wird dieser Zu-
sammenhang auch durch das Prinzip der Einheit von Bildung und Erziehung beschrieben, was aller-
dings mit der Schwierigkeit verbunden ist, dass in ihr mit einem jeweils engeren und einem weiteren 
Bildungs- und Erziehungsbegriff operiert wird, deren Definitionen umstritten sind (s. Fußnote 2). 


Das normative Prinzip der Alters- und Entwicklungsgemäßheit in der Persönlichkeitsförderung ist 
bereits bei Prozessplanungen zu beachten, und zwar sowohl bei der Erarbeitung von Lehrplänen als 
auch bei konkreten Unterrichtsvorbereitungen, in denen dann die Lernhandlungen und der Hilfsmit-
teleinsatz ideell vorweggenommen oder annähernd geistig durchgespielt werden sollten. Mit dem 
zunehmenden Einsatz digitaler Unterrichtsmittel entstehen nicht nur neue Rationalisierungsmöglich-
keiten für die Unterrichtsgestaltung, sondern auch pädagogische Probleme, vor allem durch einen 
überhöhten Medieneinsatz, der den dialogischen Charakter von Erziehung und Unterricht sowie die 
personalen Beziehungen beeinträchtigt. Außerdem besteht eine erhöhte Ablenkungsgefahr durch die 
aktuelle Verfügbarkeit des Smartphones für die Lernenden in der Schule. Um dem zu begegnen, wur-
de das Prinzip der Sicherung der Unterstützungsfunktion der Medien und förderlicher personaler Be-
ziehungen in die Reihe der instrumentellen Strukturprinzipien eingefügt. Die große Bedeutung guter 
personaler Beziehungen für Schulerfolge ist empirisch nachgewiesen! 


Die hier vorgenommene Unterscheidung zwischen institutionellen und instrumentellen Struktur-
prinzipien mag befremden, aber sie ist nicht nur durch den Unterschied zwischen den pädagogischen 
Einrichtungen und der methodischen Gestaltung personeller Beziehungen in Erziehungsprozessen 
begründet, sondern auch praktisch bedeutsam. Institutionelle Strukturprinzipien sind vor allem für 
die bildungspolitische und verwaltungsmäßige Organisation des Bildungswesens wichtig, instrumen-
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telle Strukturprinzipien dagegen für das erzieherische Handeln von Erziehern und Educanden bzw. 
Lehrenden und Lernenden.  


Instrumentelle Strukturprinzipien betreffen sowohl die Gestaltung der persönlichen Beziehungen, 
den Umgang der beteiligten Personen miteinander als auch ihre Beziehungen zu den sachlichen Mit-
teln des Prozesses. Anlage 2 vermittelt einen Überblick zu wichtigen instrumentellen Strukturprinzi-
pien im pädagogischen Bereich. Allerdings ist zu beachten, dass sich Erziehungsprozesse nicht in der 
Organisation von Lernenden zu einem Kollektiv erschöpfen. Erziehung ist wesentlich ein dialogischer 
Prozess und besitzt dementsprechend auch eine funktionale Verlaufsqualität, um deren Erforschung 
und Darstellung seit Jahrhunderten gerungen wird. 


Die Auffassungen oder Vorstellungen von pädagogischen Prozessverläufen und ihrer Gestaltung 
umfassen ein breites Spektrum: sie reichen von streng einzuhaltenden formalen Unterrichtsstufen – 
etwa bei dem Herbartianer Tuiskon Ziller (1817–1882) – bis zum Verzicht auf jedwede Phasierung 
(Ablaufstrukturierung) des Unterrichts, z.B. in Berthold Ottos (1859–1933) Konzept des Gesamtun-
terrichts (vgl. H. Meyer 1987, Didaktische Landkarte 3) oder gar zur Ablehnung planbarer Unter-
richtsphasen durch Vertreter der Antipädagogik, die zielstrebige Erziehungs- und Unterrichtsprozesse 
durch „Unschooling“, also informelles Lernen, ersetzen möchten (vgl.: 
https://de.wikipedia.org/wiki/Unschooling; Zugriff: 20.06.2018). In Auseinandersetzung mit den o.g. 
extremen Auffassungen und im Bemühen, den rationellen Kern im Stufenkonzept von J. F. Herbart 
(1776–1841) dialektisch aufzuheben, entstanden pädagogische Prozessmodelle mit Zuordnungen von 
Prinzipien zu ihren Anwendungsbedingungen (s. Anlagen 3 u. 4). 


Während für das Bildungssystem relativ viele – wenn auch z.T. sich widersprechende – Prinzipien 
formuliert wurden, ist die Lage in der Sozialpädagogik anders. Franz Hamburger charakterisiert sie 
wie folgt: „Die Ebene der Organisation wird in Theorie und Praxis der Sozialpädagogik erst seit weni-
gen Jahrzehnten beachtet. Auch heute konzentriert sich die Aufmerksamkeit überwiegend auf das 
Erbringungsverhältnis im engeren Sinne, auf die Interaktion und Dynamik“ (Hamburger 2008, S. 89). 
In mir vorliegenden Veröffentlichungen werden keine explizit formulierten institutionelle Struktur-
prinzipien genannt, obgleich natürlich institutionelle Strukturen der Sozialpädagogik existieren. Da-
rum beschränkt sich die vorliegende Darstellung auch nur auf die Nennung von instrumentellen 
Strukturprinzipien in Anlage 4. 
 
5. Funktionsprinzipien 


Es ist in vielen Handlungsbereichen notwendig und üblich, die jeweiligen Prozessabläufe möglichst 
überschaubar zu gliedern und für die erkannten Glieder geeignete Begriffe zu bilden. Auf diese Weise 
sind die Begriffe Vorbereitung/Planung, Durchführung/Realisierung sowie Kontrolle und Auswertung 
entstanden. Auch in den Erziehungswissenschaften finden diese Wörter Verwendung, obgleich sich 
dahinter recht unterschiedliche inhaltlich gebundene Aktivitäten verbergen, die in den pädagogi-
schen und psychologischen Wissenschaften unterschiedlich gesehen und benannt werden. So spre-
chen bspw. Herbart, Rein, Grell und Roth von Stufen des Unterrichts, Galperin aus lernpsychologi-
scher Sicht von Etappen (s. Meyer 1987), Schilling in seiner Didaktik/Methodik der Sozialpädagogik 
von Phasen (s. Schilling 1993, S. 30). Bereits Klingberg (1926–1999) und Drefenstedt (1921–2009) 
haben Stufen- und Phasenkonzepte in der Didaktik kritisiert und sich auf den Begriff didaktische 
Funktion orientiert (s. Klingberg 1968, S. 75 ff.; 1982a, S. 86 ff.; Drefenstedt (1969, S. 258 ff.).  


Wenn der Phasenbegriff auf Prozessverläufe angewendet wird, an denen mehrere Individuen be-
teiligt sind (die also eine Lerngruppe bilden), wird mit ihm eine Einheitlichkeit des Prozessverlaufes 
vorgetäuscht, die es in Wirklichkeit nicht gibt. Der Lehrer hat zwar die Absicht, alle Schüler im Rah-
men der „Phase“ Erstvermittlung zu einer bestimmten Erkenntnis zu führen, aber es ist durchaus 
möglich, dass – bedingt durch sein zu hohes „Lehrtempo“ – manche Schüler erst bei der Wiederho-
lung im Zusammenhang mit der Hausaufgabenerledigung das entscheidende „Aha-Erlebnis“ haben, 
d.h. die angestrebte Erkenntnis erst nach der dafür vorgesehenen Phase „Erstvermittlung“ gewinnen. 
In Entwicklungsprozessen bildet der Abschluss einer Phase die Voraussetzung für den Beginn und 
Erfolg der nächsten, was die Berücksichtigung des Kohärenzprinzips erfordert und mittels der An-
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wendung des Prinzips der Einheit von Individualisierung und wechselseitiger Bereicherung der Schü-
ler im Unterrichtsprozess gut möglich ist. In Anbetracht der Problematik des Phasenbegriffs stellt sich 
die Frage: Gibt es eine bessere Möglichkeit zur Bezeichnung der „Glieder“ pädagogischer Prozesse? 


Als Mitarbeiter von Herbert Schaller (1899–1966) hat Wolfram Knöchel (1926–2008) den Schaller-
schen Ansatz eines Strukturmodells der Erziehung unter kybernetischen Aspekten untersucht und den 
damit verbundenen Funktionsbegriff für pädagogische Erörterungen näher bestimmt. Er schrieb in 
seiner Dissertation, dass mit den „personellen Momenten Erzieher und Zögling [...] sowohl einzelne 
Individuen als auch kleinere oder größere Gruppen, unabhängig von Besonderheiten (der gesell-
schaftlichen Epoche, des Alters, des Geschlechts oder Erziehungseinrichtung usw.) erfasst (werden). 
Beide Momente kennzeichnen menschliche Funktionen im Erziehungsprozess“ (1967, S. 43). 


Weiter heißt es auf der zitierten Seite: „Die praktische Gestaltung des pädagogischen Prozesses 
macht eine differenzierte Betrachtung der Funktionen der personellen Momente erforderlich.“ Nach 
einer Erörterung der Erzieher- und Zöglingsfunktionen und ihren Beziehungen zu Ziel, Inhalt, Metho-
de, Organisation und Resultat der Erziehung sowie zu deren Verhältnis zu kybernetischen Begriffen 
(ebenda, S. 64 ff.) kommt er zu der Schlussfolgerung, dass im Interesse der von der Systemtheorie 
geforderten Einheit von Struktur und Funktion auch der Funktionsbegriff für die Belange der Erzie-
hungswissenschaft definiert werden muss. Knöchel verweist danach in seiner maschinenschriftlichen 
Habilitationsschrift (1968) darauf, dass es sich auch in der Erziehung um die Verarbeitung von Inputs 
in Outputs durch die aktiven Elemente Erzieher und Zögling handelt, dass aber diese Feststellung – 
weil viel zu allgemein – nicht genügt. Er unternimmt daher den Versuch einer „Ableitung der pädago-
gischen Funktionen aus der Deutung der Erziehung als Kommunikationsprozess“ (ebenda, S. 136–
143), die hier nicht referiert werden kann. 


Ich habe den Ansatz von Knöchel aufgegriffen und die Betrachtung der pädagogischen Funktionen 
über den Kommunikationsaspekt hinaus erweitert, indem ich auch andere Handlungen der Lernen-
den und Lehrenden mit einbezog, und zwar sowohl der theoretisch-erkennenden als auch der prak-
tisch-geistigen Aneignung der Wirklichkeit. Unterrichtsprozesse, die der ästhetischen Aneignung und 
Gestaltung der Wirklichkeit dienen, konnten wegen des Abbruchs der Forschungsarbeiten durch die 
Schließung der PH Güstrow am 30.09.1991 nicht mehr untersucht werden. 


Eine Ausgangsbasis für die Weiterentwicklung der didaktischen Funktionen war der „Kreislauf di-
daktischer Funktionen“, den Klingberg (s. Anlage 1) dargestellt hat und der von den Didaktikern der 
DDR weitgehend akzeptiert worden war. Als Mangel an Klingbergs Modell empfand ich, dass er den 
„Kern“ des Aneignungsprozesses, die „Arbeit am neuen Stoff“ – wie er ihn nannte – nicht differen-
ziert genug betrachtete, sondern nur darauf verwies, dass er „außerordentlich viel- schichtig“ ist 
(ebenda, S. 80), was natürlich stimmt, uns aber nicht daran hindern konnte und kann, einige Schich-
ten zu untersuchen (s. Liimets/ Naumann 1985, S. 90). 


Da in zahlreichen didaktischen Schriften darauf verwiesen wird, dass es bei der Erstaneignung vor 
allem darum geht, den Erkenntnisprozess der Lernenden zu führen, ist es naheliegend, wesentliche 
geistige Operationen des Erkenntnisprozesses auf ihre Eignung als didaktische Funktionen zu prüfen, 
mit deren Hilfe jene psychischen Dispositionen entwickelt werden können, die dann das Wesen der 
Erziehungsresultate ausmachen. Im Ergebnis dieser Prüfung erfolgte eine Aufgliederung der „Arbeit 
am neuen Stoff“ in die Funktionen: 


 Informieren und Definieren 


 Erklären und Voraussagen 


 Werten (logisch, moralisch, ökonomisch, politisch, juristisch, ästhetisch, technologisch, medizi-
nisch usw.) 


 Begründen und Belegen 


 Beweisen und Widerlegen 


 Zweifeln und Vergewissern 
Zwecks Übersichtlichkeit habe ich zusammengehörige Funktionen zu Funktionseinheiten gebün-


delt (s. Liimets/ Naumann 1985, S. 73), die o.g. Funktionen zur Funktionseinheit „Erstvermittlung und 
Verarbeitung“. Da jedoch für die allgemeinbildenden Schulen in der DDR das polytechnische Prinzip 
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als Konzeptprinzip galt, habe ich auf der Grundlage der Dissertation von Klaus Volland, der in einer 
praktisch-produktiven Arbeitsgemeinschaft nach Rahmenprogramm experimentiert hat, dem Modell 
noch die Funktionen „Konzipieren und Entwerfen“ sowie „Ausführen und Vervollkommnen“ hinzuge-
fügt (s. Anlage 3). 


Mit der Anreicherung des „Kreislaufs didaktischer Funktionen“ von Klingberg durch die moralisch 
und weltanschaulich relevanten Funktionen Werten, Zweifeln und Vergewissern sowie mit den prak-
tisch-produktiven Funktionen erfolgte eine Erweiterung der Funktionseinheiten, was entsprechende 
Bezeichnungen erforderte. Die Funktionseinheit „Erstvermittlung und Verarbeitung“ wurde daher 
durch „Gestaltung“ ergänzt, wobei das „Konzipieren und Entwerfen“ ja nur den „Einstieg“ in den Ge-
staltungsprozess kennzeichnet. Für den Erfolg entscheidend ist das „Ausführen und Vervollkomm-
nen“, in dem sich die Brauchbarkeit der Konzepte und Entwürfe erweist. Wird durch die Vervoll-
kommnung (Präzisierung des Entwurfs und/oder Verbesserung des Produkts) das Werk vollendet, 
kann auch von Meisterung gesprochen werden. Dem angestrengten Gestalten kommt große Bedeu-
tung zu, denn „Erziehung zu sittlich wertvollem Wollen ist in ihrem Kern Erziehung zur Selbstüber-
windung“ (Uhlig 1960, S. 88). Indem Lernende (möglichst) konsequent entsprechend den angeeigne-
ten Normen und Werten handeln, bewähren sie sich zugleich, daher die Wortwahl „Bewährung“ in 
der Modellbildung. 


Das auf diese Weise weiterentwickelte didaktische Funktionsmodell rief bei einigen Fachkollegen 
– besonders bei Klingberg-Schülern – Bedenken hervor. Sie meinten, dass „Didaktik fremde“ Begriffe 
nicht in das Modell gehören. Im Unterschied zu diesen haben ja solche Begriffe wie Wiederholen, 
Üben, Systematisieren, Kontrollieren, Bewerten eine jahrhundertealte Tradition. Ich konnte allerdings 
darauf verweisen, dass sich schon Herbart bei seiner Beschreibung von unterrichtlichen Prozessver-
läufen einiger Kategorien der Erkenntnistheorie und Psychologie bedient hatte, wenn er z.B. vom 
„analytischen“ und „synthetischen“ Unterricht sprach. Und vom gegenwärtigen Erkenntnisstand aus-
gehend, kann man sagen: Mit der Entwicklung der Didaktik als transdisziplinäre Handlungswissen-
schaft (s. Naumann 2017) ist die Zusammenführung von Begriffen aus mehreren Wissenschaften in 
einem Modell wissenschaftlich zulässig, weil gegenstandsadäquat. 


Eine Schwäche des erweiterten Funktionsmodells besteht darin, dass es ästhetische Aneignungs-
prozesse nur ansatzweise berücksichtigt, etwa beim „Werten“ (z. B. bei der Rezeption von Kunstwer-
ken) und beim „Gestalten“ im Falle künstlerischen Schaffens. Dass dies nicht genügt, war uns (Liimets 
und mir) bewusst und deshalb hatten wir eine Versuchsreihe im künstlerisch-ästhetischen Bereich 
geplant. Als Einstieg in die Problematik haben sich die Untersuchungen von Ulrich Seydel im wahl-
weise-obligatorischen Unterricht des Faches Musik der Abiturstufe erwiesen. Doch die Weiterfüh-
rung des Projekts war wegen der Abwicklung der Hochschule und meiner Entlassung nicht möglich. 
Offen blieb auch die Frage, ob oder wie spezifische Funktionen in Prozessen der moralischen Erzie-
hung aussehen könnten, wobei ich vermutete, dass Makarenkos Hinweis auf die „eigene Logik“ der 
Methodik in der Erziehungsarbeit, „die von der Logik der Bildungsarbeit relativ unabhängig ist“ (Ma-
karenko 1969, Bd. 5, S. 117) einen von der Didaktik unabhängigen Ansatz zur Modellbildung erfor-
dert, wenngleich ich Makarenkos umgangssprachlichen Gebrauch des Logik-Begriffs in diesem Zu-
sammenhang nicht akzeptierte. 


Auf eine Möglichkeit zur Lösung des Problems stieß ich durch Zufall: Auf einer Studienreise an die 
Universität Hamburg nach der Grenzöffnung 1989 erhielt ich die Möglichkeit, in Lehrveranstaltungen 
von Prof. Dr. Hans Josef Tymister zu hospitieren. Ich lernte in seinen „offenen Familienberatungen“ 
mit Hilfe suchenden Eltern und deren schwierigen Kindern vor jeweils mehr als 100 Studierenden im 
Hörsaal (!) seine sozialpädagogische Beratungskonzeption kennen und schätzen. Tymister nutzte 
Erkenntnisse aus den Schriften von Alfred Adler (1870–1937) und von dessen Schüler bzw. Mitarbei-
ter Ferdinand Birnbaum (1892–1947). Birnbaums sozialpädagogisches Handlungskonzept ließ sich 
ungeachtet seiner geisteswissenschaftlichen Fundierung auf bemerkenswert schlüssige Weise mit 
meinen Vorstellungen von der Struktur und Dynamik pädagogischer Prozesse verbinden. 


Birnbaum war Schuldirektor in einem sozialen Brennpunkt Wiens und hat in seiner Dissertation 
formuliert: „Unser Unternehmen ruht auf dem Prinzip der Funktion“ (vgl. 1950, S. 15). Das von ihm 
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im Ansatz erarbeitete und praktizierte Funktionsmodell sozialpädagogischer Prozesse habe ich in 
Zusammenarbeit mit mehreren Kursteilnehmern, die berufsbegleitend an der Sozialakademie in 
Güstrow einen Abschluss als „Staatlich anerkannte Sozialarbeiter/ Sozialpädagogen“ erworben ha-
ben, weiterentwickelt. Sie erprobten bei der Bearbeitung praktischer Problemfälle verschiedene Va-
rianten meines Modellierungsversuchs. Das Ergebnis wurde in der Monografie „Sozialpädagogik […]“ 
ab 2008 veröffentlicht (s. auch Anlage 4). Im Zusammenhang mit diesen Untersuchungen wurde der 
Begriff „pädagogische Funktion“, der ja nun didaktische und sozialpädagogische Merkmale umfassen 
musste, wie folgt definiert: 


„Pädagogische Funktionen sind jene durch pädagogische Autorität maßgeblich bestimmten, von-
einander abhängigen und miteinander in Wechselwirkung stehenden Operationsfolgen der Informa-
tionsabgabe, Informationsaufnahme und Informationsverarbeitung aller Beteiligten, die zielgemäße 
Beiträge zur Persönlichkeitsentwicklung der Zöglinge leisten“ (Naumann 2011, S. 313). 


Das didaktische Funktionsmodell erfasst die Vorgehensweise bei der Übermittlung und Aneignung 
von zielgemäßem Wissen und Können, das sozialpädagogische dagegen mit einen instrumentellen 
Strukturprinzipien vor allem die Gestaltung der Art des Umgangs der Prozessbeteiligten miteinander 
und zu ihren Helfern im Interesse von Verhaltensänderungen, was vor allem die Verinnerlichung gel-
tender Moralnormen erfordert. Im sozialpädagogischen Prozess ist die Inhaltsübermittlung und -
aneignung eingeordnet in den Prozess der Beziehungsgestaltung zwecks Problemlösung. Damit wird 
der von Makarenko angesprochene Unterschied zwischen Bildungs- und Erziehungsprozessen deut-
lich. Außerdem entsprechen die Modelle der Vorstellung von „Methode als Art und Weise des Han-
delns“, indem sie bestimmte Arten des Umgangs der erzieherischen Kräfte mit Prozessbeteiligten 
empfehlen und ihnen solche Vorgehensweisen für die Prozessgestaltung anbieten, die für die Reali-
sierung unterschiedlicher Ziele im Bereich des Wissens, Könnens und Verhaltens sowie für die Aneig-
nung entsprechender Inhalte im jeweiligen Handlungsfeld geeignet sind. 


Mit den vorgestellten Funktionsmodellen wird nicht der Anspruch erhoben, die Funktionsabläufe 
aller Unterrichts- und Erziehungsprozesse zu erfassen. Ihre Bedeutung liegt vor allem darin, dass sie 
Möglichkeiten zur gezielten Anwendung von instrumentellen Struktur- und Funktionsprinzipien anbie-
ten, und zwar durch die Zuordnung von Prinzipien zu bestimmten Funktionseinheiten. Damit sollte die 
überhöhte Forderung, dass der Lehrer immer alle Prinzipien beachten muss (was ja praktisch nicht 
möglich ist), überwunden oder zumindest reduziert werden. Mein Vorschlag zur Verknüpfung von 
didaktischen Prinzipien mit didaktischen Funktionen und organisatorischen Realisierungsmöglichkei-
ten des Unterrichts rief Widerspruch bei Fachkollegen hervor, da die Auffassung vorherrschte, dass 
die Allgemeingültigkeit jedes didaktischen Prinzips einer Zuordnung zu einer bestimmten Funktions-
einheit widersprechen würde. Ich habe mit dem Hinweis auf die wechselseitige Durchdringung, Über-
lagerung und situationsabhängige Vertauschung von Funktionen zu erklären versucht, warum der 
Eindruck einer durchgängigen Anwendung jedes Prinzips im Prozessverlauf entsteht. Wenn das Prin-
zip der Dauerhaftigkeit und Anwendbarkeit des Gelernten den Funktionen Zusammenfassen und 
Wiederholen, Systematisieren und Integrieren, Üben und Anwenden zugeordnet wird (s. Anlage 3), 
dann ist klar, dass diese Forderungen auch bei Reaktivierungen und immanenten Wiederholungen 
(Funktionseinheiten I u. II) wirksam werden. Das bedeutet: eine flexible ziel- und situationsgerechte 
Nutzung der Funktionen bedingt eine ebenso flexible ziel- und situationsgerechte Anwendung der 
mit ihnen verbundenen Prinzipien. Natürlich erschwert schon die Menge der Prinzipien ihre differen-
zierte oder gar vollständige Beachtung im Prozessverlauf; doch sowohl bei der vorbereitenden Pla-
nung als auch bei prozessimmanenten Plankorrekturen bzw. situativen Entscheidungen können die 
angebotenen Zuordnungen hilfreich sein. 


Ähnlich wie bei den instrumentellen Strukturprinzipien handelt es sich auch bei den instrumentel-
len Funktionsprinzipien in der Pädagogik um Verknüpfungen von Wirkprinzipien mit pädagogischen 
Zielvorstellungen. In der Didaktik gibt es einige instrumentelle Funktionsprinzipien, die seit langem 
bekannt sind und traditionell als didaktische Prinzipien bezeichnet werden. Bei ihnen ist dieser prin-
zipienkonstituierende Sachverhalt der Verknüpfungen von Wirkprinzipien mit pädagogischen Zielvor-
stellungen nachweisbar, denn lernpsychologischen Untersuchungen belegen, dass spontan geordne-
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te Wissenselemente (etwa Cluster von Tier- und Pflanzennamen) besser behalten werden als unge-
ordnete, was auf ein Wirkprinzip hindeutet. „Die spontane Tendenz, Wissen in sinnvollen Einheiten 
zu reproduzieren, kann man durch Instruktion noch verstärken“ (Clauß 1984, S. 73), d.h.: wird das 
Wirkprinzip zielbewusst als instrumentelles Funktionsprinzip genutzt, entsteht ein systematisiertes 
Wissen oder Wissenssystem, das im Allgemeinen dauerhafter ist als eine ungeordnete Menge von 
Wissenselementen. 


Als Ordnungsprinzipien für Unterrichtsinhalte gelten für allgemeinbildende Schulen fachwissen-
schaftliche Kriterien in den Unterrichtsfächern, denen Wissenschaftsdisziplinen zugrunde liegen. 
Dagegen erfordern unterrichtliche Projekte und Tätigkeitskomplexe in Arbeitsgemeinschaften ein 
fächerübergreifendes Herangehen; sie sollen gegenstandsabhängige komplexe Strukturen im Be-
wusstsein der Lernenden ausbilden und damit einem Schubfachwissen entgegenwirken. Aus diesem 
Grunde wurde das traditionelle didaktische Prinzip der Systematik oder des systematischen Charak-
ters des Unterrichts umformuliert zum Prinzip der wissenschaftlichen Systematik, der praktischen 
Komplexität und ästhetischen Ganzheit des Unterrichtsinhalts. Die Forderung nach einem „systema-
tischem Charakter des Unterrichts“ (wie in älteren didaktischen Schriften nachzulesen), ist in der 
obigen Prinzipienformulierung zwar nicht explizit enthalten, aber im Prinzip der Zielstrebigkeit und 
Konsequenz sowie im Prinzip der wissenschaftlichen Systematik hinreichend präsentiert. Das instru-
mentelle Funktionsprinzip der wissenschaftlichen Systematik, praktischen Komplexität und ästheti-
schen Ganzheit der Unterrichtsinhalte, das bei der Prozessgestaltung beachtet werden muss, basiert 
auf dem Konzeptprinzip der Organisiertheit und Planmäßigkeit des Bildungssystems, wofür Politiker 
und Wissenschaftler in staatlichen Gremien und deren Verwaltungsorgane sowie Institute zur Erar-
beitung von Lehrplänen bzw. Rahmenrichtlinien und Stundentafeln zuständig sind. 


Für die meisten instrumentellen Struktur- und Funktionsprinzipien der Didaktik, die seit langem als 
didaktische Prinzipien bekannt sind, liegen lernpsychologische Untersuchungsergebnisse vor, die auf 
psychische Wirkprinzipien bzw. Gesetzmäßigkeiten verweisen. Außerdem sind einige dieser gesetz-
mäßigen Zusammenhänge in sprichwörtlichen Redewendungen z.T. seit Jahrhunderten bekannt; z.B.: 
non multa, sed multum (nicht vielerlei, sondern viel, d.h. weniges gründlich oder wie Ratke formu-
lierte: „Nicht mehr denn einerlei auf einmal.“ (Ratke1957, S. 66), repititio est mater studiorum, nulla 
dies sine linia oder die Übersetzung bzw. sinngemäße Entsprechung im Deutschen: Wiederholung ist 
die Mutter der Weisheit bzw. Übung macht den Meister. Zu einigen didaktischen Prinzipien und den 
mit ihnen verbundenen Funktionen sind empirische bzw. experimentelle Untersuchungen vorge-
nommen worden, in denen das Wirken lernpsychologischer Gesetzmäßigkeiten (Wirkprinzipien) 
nachgewiesen wurde, die durch ihre Verknüpfung mit pädagogischen Zielen in Gestaltungsprinzipien 
überführt wurden (siehe „Brückenfunktion“ nach Schimming/ Hörz 2009, S.118), denen dann auch 
didaktische Funktionen zugeordnet werden können. 


Das Prinzip der Einheit von Abstraktion und Konkretisierung kennzeichnet einen fundamentalen 
methodischen Zusammenhang im Erkenntnisprozess, der hier nicht differenziert erörtert werden 
kann, denn das würde eine Darstellung wesentlicher Erkenntnisse der dialektisch-materialistischen 
Erkenntnistheorie und Erkenntnispsychologie erfordern. Mit der Einfügung dieses Prinzips in die Di-
daktik wird beabsichtigt, die „beschränkte Reichweite“ des Prinzips der Anschaulichkeit zu überwin-
den. Den künftigen Lehrern soll mit dem Prinzip verdeutlicht werden, dass und wie auch heranwach-
sende Schüler die durch Analyse der sinnlich-konkreten Erscheinungen gewonnene Abstraktionen 
(einzelne Merkmale des Untersuchungsgegenstandes) mittels gedanklicher Synthese zu einer Ganz-
heit vieler Bestimmungen und Beziehungen verknüpfen können, um zu einer annähernd wissen-
schaftlich-konkreten Vorstellung vom Gegenstand der Untersuchung zu gelangen. Da an diesem pri-
mär rationalen Prozess das erkennende Subjekt mit all seinen Sinnen beteiligt ist und es auch die 
theoretische und praktische Bedeutung des Erkannten mit erfassen soll, muss auf mögliche morali-
sche Folgen einer Nutzung der Erkenntnis aufmerksam gemacht werden, und zwar durch die Forde-
rung nach der Einheit von Wissenschafts- und Wertorientierung im Verarbeitungsprozess – natürlich 
auf der Grundlage des Humanitätsprinzips.  
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Bei der Untersuchung von Gestaltungsprozessen der Schüler im Bereich der praktisch-produktiven 
Arbeitsgemeinschaften ging es meinem ehemaligen Doktoranden Klaus Volland vor allem auch da-
rum, die Schüler zu kreativen Leistungen zu befähigen, was ihm mit der Erfindung einer (damals noch 
notwendigen) Nachfüllflasche mit destilliertem Wasser für Autobatterien gelang. Um schöpferische 
Persönlichkeiten zu entwickeln, ging er über den Nachbau von Produkten nach Vorschrift – also über 
eine Imitation – hinaus, wohl wissend, dass viele durch Nachmachen erworbene Fähigkeiten Voraus-
setzung sind für schöpferisches Handeln. Dabei ist zu beachten, dass nicht jede individuelle Kreation 
zugleich gesellschaftlich neuartig ist bzw. sein muss. Sicherlich gilt das Prinzip in allen Unterrichtsfä-
chern, in denen etwas kreativ zu gestalten ist. Dass dem Nachmachen und den schöpferischen Leis-
tungen von Menschen objektive neuronale Wirkprinzipien des ZNS zugrunde liegen, steht wohl außer 
Zweifel; man denke nur an den sog. Nachahmungstrieb. Aber sicherlich sind auch angeborene Neu-
gier, Flexibilität und die sog. Kombinationsgabe als Wirkprinzipien zu betrachten, die schöpferisches 
Handeln ermöglichen und in Verbindung mit weiteren Persönlichkeitsqualitäten wie z.B. Ausdauer 
und Erfolgsstreben pädagogisch gefördert werden können. 


Die instrumentellen Funktionsprinzipien der IV. Funktionseinheit in Anlage 3 sind ihrem Wesen 
nach spezifisch pädagogisch-psychologische Anforderungen an die Realisierung des Rückkopplungs-
prinzips in Erziehungs- und Unterrichtsprozessen. Einzelheiten dazu sind in dem bereits erwähnten 
Didaktik-Lehrbuch von Liimets/ Naumann nachzulesen. Auch eine ausführliche Erläuterung der Anla-
ge 4 würde den Rahmen des Artikels sprengen, deshalb sei hier auf die Monografie „Sozialpädagogik 
– Umriss einer erziehungswissenschaftlichen Disziplin und Prinzipien ihrer praktischen Anwendung“ 
verwiesen. 


In der Anlage 5 werden die vorgestellten Prinzipiengruppen in einer Übersicht mit der Andeutung 
wesentlicher Zusammenhänge zwischen ihnen zusammengefasst, wobei aus Gründen der Übersicht-
lichkeit auf die Einordnung der sozialpädagogischen Prinzipien von Anlage 4 verzichtet wurde. Au-
ßerdem ist die Darstellung offen, d.h.: es können Prinzipien, die sich bei weiteren Untersuchungen 
als Regeln oder gar als ungültig erweisen, gestrichen und neue hinzugefügt werden. Bei der Anlage 5 
ist auch zu beachten, dass keines der Felder mit Prinzipienangaben Vollständigkeit beansprucht (so 
fehlt bspw. eine Einordnung des Kohärenzprinzips bei der Gestaltung von Entwicklungsprozessen, 
weil dazu m. E. aus pädagogischer Sicht noch weitere Untersuchungen notwendig sind) – es geht hier 
nur um eine begründet gruppierte orientierende Übersicht. 


Bei der Anwendung von Prinzipien sind Überspitzungen und damit auch die sog. Prinzipienreiterei 
zu vermeiden, weil dann gilt, was Hegel als Dialektiker und Makarenko als Pädagoge zu Prinzipien 
geschrieben haben (s. vorn). 
 
6. Kritische Bemerkungen zu Auffassungen bundesdeutscher Pädagogen zur Prinzipienproblematik 


in der Pädagogik 


Bei der Durchsicht von bundesdeutschen Nachschlagewerken und Lehrbüchern zur Pädagogik bzw. 
Didaktik fällt auf, dass zwar von Prinzipien die Rede ist und auch eine beachtliche Fülle von Prinzipien 
vorgestellt wird, aber über die Wesensmerkmale von Prinzipien der Pädagogik bzw. Didaktik keine 
Klarheit besteht. Benjamin Vötterle vermittelt im Rahmen seines Internet-Artikels „Zusammenfas-
sung: Unterrichtsprinzipien – Werner Wiater“ zunächst eine Übersetzung des Wortes Prinzip in Ver-
bindung mit einer Funktionsbestimmung: „Ein Unterrichtsprinzip ist ein Grundsatz für ein erfolgrei-
ches und qualitätsvolles Unterrichten“ (https://voetterle.de/wp-
content/uploads/2008/08/zusammenfassung_u_prinzp.pdf , S.3; Zugriff: 20.11.2018), dem noch 12 
Merkmale hinzugefügt werden, die Aspekte des Prinzipienbegriffs und seiner Funktionen ausmachen. 
Nach der Merkmalsliste heißt es dann: „Unterrichtsprinzipien sind nicht Regeln, Konzepte, Muss-
Vorschriften für päd.-didaktische Entscheidungen“. Es ist traditionell üblich und sachlich begründet, 
zwischen Prinzipien und Regeln zu unterscheiden. Auch der zweiten Behauptung stimme ich zu, weil 
ein einzelnes Prinzip noch kein differenziertes Konzept darstellt. Allerdings darf nicht übersehen wer-
den, dass Prinzipien zur Konzeptbildung notwendig sind und diese Position auch von Hilbert Meyer 
(1987, S. 208 f.) vertreten wird. Fragwürdig jedoch ist die dritte Behauptung, weil dabei die Spezifik 
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der Muss-Sätze, die Prinzipien im vollen Wortlaut zum Ausdruck bringen, keine Beachtung findet. 
Bereits zu Beginn dieses Beitrages habe ich in Anlehnung an Kirchhöfer darauf verwiesen, dass Ge-
staltungsprinzipien in Handlungssystemen fundamentale Aufforderungen sind, die zwar als Muss-
Sätze formuliert werden können, aber keine konkreten Operationsfolgen zur Erreichung von Hand-
lungszielen vorschreiben (vgl. Kirchhöfer 1974, S. 417). Das bedeutet für den Unterricht und für die 
Erziehung: Um die angestrebten Ziele zu erreichen, müssen die jeweils geltenden Prinzipien beachtet 
werden, aber in welcher Weise das geschieht, bleibt den schöpferischen Fähigkeiten der Lehrenden 
und Bemühungen der Lernenden überlassen. 


Der Artikel zu Unterrichtsprinzipien in Wikipedia bietet als Übersetzungen des Wortes: „allgemei-
ne Grundsätze zur Gestaltung von Erziehung und Unterricht“ und „Regelsetzung“) – vgl.: https://de. 
Wikipedia.Org/wiki/Unterrichtsprinzipien; Zugriff: 04.03.2018), d.h., er enthält keine umfassendere 
Begriffsbestimmung. Es wird in dem Artikel nicht gesagt, wodurch die „Regelsetzung“ begründet 
oder legitimiert ist, wenngleich bei der Erläuterung einzelner Prinzipien auch Begründungen „anklin-
gen“. Zugleich fällt auf, dass nicht immer zwischen Prinzip und Regel unterschieden wird. Auf S. 4 des 
Wikipedia-Artikels werden die Forderungen „Vom einfachen zum Komplizierten“ und „Vom Leichten 
zum Schwierigen“ als Prinzipien aufgeführt, obwohl sie schon von Diesterweg dem „Grundsatze der 
Anschaulichkeit und noch höher hinauf dem der Naturgemäßheit“ als Regeln zugeordnet worden 
sind (vgl. Diesterweg, 1962, S. 138 f.). Die Forderungen des Prinzips der Naturgemäßheit sind in die-
sem Beitrag im Prinzip der Alters- und Entwicklungsgemäßheit mit enthalten. 


Die Schwierigkeiten, zwischen pädagogischen Prinzipien und Regeln zu unterscheiden, sollen hier 
nicht übersehen werden, zumal es wahrscheinlich keine in jeder Hinsicht feste Grenze gibt, weil der 
Verbindlichkeits- und Gültigkeitsgrad der jeweiligen Prinzipienforderung in Abhängigkeit vom An-
wendungsbereich schwankt und auch historische Veränderungen der Begriffsinhalte möglich sind. So 
ist die Forderung nach Anschaulichkeit zwar als selbständiges Konzeptprinzip speziell für die Primar-
stufe notwendig, aber zugleich eine Regel im Rahmen des Prinzips der Einheit von Konkretem und 
Abstrakten bei komplexen und komplizierten Zusammenhängen in den Sekundarstufen, in denen den 
Lernenden mit Beispielen oder sinnlich erfassbaren Darstellungen geholfen wird, theoretisch an-
spruchsvolle inhaltliche Zusammenhänge zu verstehen. Zur Unterscheidung von Prinzipien und Re-
geln dient daher folgender Vorschlag: „Während Prinzipien für mindestens einen definierten oder 
institutionalisierten Handlungsbereich (z. B. für die Familienerziehung und/oder für die Schule 
und/oder für die Freizeitpädagogik) gelten, sind Regeln für die Bewältigung definierter Situationen 
formuliert“ (s. Sozialpädagogik […] 2009 bzw. 2011, S. 69 f.). Damit wird an der Unterscheidung zwi-
schen Prinzipien und Regeln festgehalten, auch wenn es sicher noch weitere Unterscheidungsmerk-
male bzw. Argumente dafür gibt. 


Das Bemühen der bundesdeutschen Pädagogen um die theoretische Durchdringung der komple-
xen und komplizierten Zusammenhänge in den Prozessverläufen, die Gegenstand der Pädagogik bzw. 
der Didaktik sind, soll keineswegs geringgeschätzt werden. Es sei nur auf die „didaktischen Landkar-
ten“ mit den entsprechenden Erläuterungen von Hilbert Meyer in seinen beiden Bänden „Unter-
richtsmethoden“ (Scriptor Verlag, Frankfurt a. M. 1987) verwiesen, die an Differenziertheit im Infor-
mationsangebot kaum zu übertreffen sind. Aber gerade die Vielzahl der Prinzipienlisten und die zu-
meist fehlenden Begründungen für die jeweilige Auswahl und Anordnung der Prinzipien ist es wohl, 
was nicht nur bei Studierenden und Praktikern auf Skepsis stößt. 


Wozu theoretische Unklarheiten bezüglich der pädagogischen Prinzipienproblematik führen kön-
nen, ist an einem Artikel zu erkennen, den Willi J. Grüntgens in der Zeitschrift „Die neue Sonderschu-
le“ 2001 veröffentlicht hat und in dem er schreibt: 


„In meinem Beitrag vertrete ich die provokative Auffassung, dass die Sonderschulpädagog(inn)en 
sich endlich und endgültig von didaktischen Prinzipien verabschieden sollten. Denn die Unterrichts-
grundsätze werden vom Autor nicht als lernförderlich anerkannt, sondern ihnen wird der Status von 
inhaltlich-methodischen Lernbehinderungen zugewiesen“ (ebenda, S. 37). 


Dieser Auffassung habe ich in einem Artikel (s. 2002, S. 222–227) widersprochen. Grüntgens hat 
den oben zitierten Standpunkt mit der differenzierten Beschreibung des Verlaufs seiner erfolgreichen 
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Unterrichtsstunde begründet und behauptet, dass sein nachweisbarer Erfolg ohne Berücksichtigung 
didaktischer Prinzipien erreicht worden sei. In meiner Analyse seines relativ ausführlichen Unter-
richtsverlaufsprotokolls konnte ich aufzeigen, welchen didaktischen Prinzipien er (offen- bar unbe-
wusst) tatsächlich Rechnung getragen hat. Sein Erfolg beruhte auf einer wirkungsvollen – wenn auch 
unbewussten – Berücksichtigung didaktischer Prinzipien! 


Doch wir finden nicht nur eine solche deutliche Ablehnung pädagogischer Gestaltungsprinzipien 
in der Literatur, sondern auch eine Art Gegenteil: Es werden Sachverhalte bzw. Prozesse zu Gestal-
tungsprinzipien erklärt, die keine sind und sein können. So wird in der Liste von „Unterrichtsprinzi-
pien“, die unter der nachfolgenden Adresse bei Wikipedia zu finden ist, als letztes das „Prinzip der 
Individuation und Sozialisation“ genannt, und zwar mit der Begründung, dass es „die beiden funda-
mentalen Erlebnisweisen des Heranwachsenden berücksichtigt, die beide ausgelebt und ausgebildet 
werden wollen“ (vgl. https://de.Wikipedia. org/wiki/ Unterrichtsprinzipien, S. 6; Zugriff: 04.03.18). 
Jedoch handelt es sich hierbei nicht um ein didaktisches Prinzip im Sinne eines Gestaltungsprinzips, 
sondern um ein Wirkprinzip im Prozess der Persönlichkeitsentwicklung: Jeder Heranwachsende er-
wirbt im realen Prozess seiner Lebenstätigkeit bewusst und unbewusst seine Individualität (in irgend-
einer Qualität) und sozialisiert sich so weit, dass er in der Gesellschaft leben kann, zur Not auch mit 
Unterstützung. In diesem Prozess spielen eine unüberschaubare Menge von äußeren Einflüssen, in-
neren Voraussetzungen und Verarbeitungsmechanismen eine Rolle. Daran beteiligt sind Wirkprinzi-
pien und zufällige Wirkfaktoren, aber auch auf der Grundlage von Gestaltungsprinzipien erfolgende 
Einflüsse von Presse, Funk und Fernsehen sowie planmäßige Erziehungsprozesse und selbstorgani-
sierte Lernprozesse. Pädagogische Gestaltungsprinzipien aber sind zweckgebunden und zielbezogen; 
ihre Forderungen können und sollen auf die Entwicklung spezifischer Persönlichkeitsqualitäten orien-
tieren, die über bloße Individuations- und Sozialisationseffekte hinausreichen, d.h. die Schöpfer einer 
künftigen Gesellschaft heranbilden helfen. Sozialisationseffekte sind an aktuell wirksame gesell-
schaftliche Verhältnisse gebunden; zukunftsträchtiges Schöpfertum aber erfordert eine darüber hin-
aus gehende Erziehung und Selbsterziehung. 


In dem Artikel „www.fs.tum.de/~danner/tutorium/Unterrichtsprinzipien%20(1). doc“ (Zugriff: 
05.08.2018) werden „fundierende“ und „regulierende“ Unterrichtsprinzipien unterschieden – ver-
mutlich in Analogie zu gleichartig benannten Prinzipiengruppen, wie sie Dietrich Benner zur Begrün-
dung einer zeitgemäßen Systematischen Pädagogik formuliert hat (s. Benner 1993, S. 1236–1245). 
Abgesehen von den problematischen Thesen Benners – mit denen ich mich an anderer Stelle ausei-
nandergesetzt habe (siehe: Sozialpädagogik […]2011, S. 40 und Erwachsenenpädagogik […] 2015, S. 
151 f.) – wird aus dem o.g. Artikel nicht deutlich, weshalb oder in welchem Sinne die drei Prinzipien 
Sachgemäßheit, Schülergemäßheit und Zielgemäßheit fundierende Unterrichtprinzipien und einige 
andere (z.B. das Prinzip der Ökonomie) regulierende Prinzipien sind, denn ein Vorgehen im Sinne von 
Zielgemäßheit erfordert offensichtlich Regulierungen von Prozessverläufen und ohne Beachtung des 
Prinzips der Ökonomie im Sinne der Bereitstellung aller für das Funktionieren notwendigen personel-
len und materiellen Ressourcen ist Erziehung nicht fundiert, auch wenn man es noch zur Regulierung 
nutzen kann. 


Besonders im Bereich der pädagogischen Prinzipienproblematik ist also ein unbefriedigender 
Entwicklungsstand in theoretischer Hinsicht zu erkennen. Wahrscheinlich ist dieser unbefriedigende 
Erkenntnisstand in der Allgemeinen Erziehungswissenschaft dadurch zu erklären, dass ihre positivisti-
schen Vertreter die mit Prinzipien verbundenen Muss- und Sollsätze nicht als ihren legitimen Gegen-
stand betrachten. Mit der Trennung einer „wertfreien Erziehungswissenschaft“ von einer für prakti-
sche Anleitungen bestimmten „Pädagogik als Lehre“ habe ich mich an anderer Stelle auseinanderge-
setzt (s. Sozialpädagogik […] 2008 bzw. 2011. S. 77ff.). Deshalb sei hier darauf verwiesen, dass ich bei 
keinem Vertreter der „wertfreien Erziehungswissenschaft“ eine Kritik an der Position von Pierre 
Bourdieu gefunden habe, der in seiner Schrift „Über die Verantwortung des Intellektuellen“ meint, 
dass es unmöglich ist, eine wertfreie, interessenunabhängige und machtneutrale Erkenntnis mitzutei-
len, schon weil jeder Sprechende und Schreibende in Beziehungen eingebunden ist, die mit Bedürf-
nissen, Interessen und Machtausübung zusammenhängen (vgl. Bourdieu 1989, S. 42ff.). Aus Bourdi-
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eus Position kann in Anlehnung an das 1. Axiom des Kommunikationswissenschaftlers Paul Watzla-
wick (1921–2007) („Man kann nicht nicht kommunizieren“) abgeleitet werden: „Man kann nicht nicht 
werten“, weil niemand sich und seine Zuhörer bzw. Leser aus dem Macht- und Sozialgefüge, in dem 
er wirkt, herauslösen kann. Eine „Nichtwertung“ kann auch als Geringschätzung betrachtet werden 
und ist damit doch eine Wertung. Da außerdem allen mündlichen und schriftlichen Äußerungen et-
was von der Macht des Wortes „anhängt“, kann und muss jeder Wissenschaftler die Gültigkeit seiner 
Normen reflektieren und prüfen, ob seine Werturteile bzw. seine Stellungnahmen den Normen des 
Humanitätsprinzips entsprechen. 
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Anlagen 
Anlage 1 


 
Quelle: Klingberg, Lothar: Unterrichtsprozeß und didaktische Fragestellung. Volk und 
Wissen Volkseigener Verlag: Berlin 1982, S. 81. 


  







Werner Naumann (MLS) Leibniz Online, Nr. 36 (2019) 


Prinzipien in der Pädagogik – eine Problemsicht  S. 35 v. 38 


 
 


Anlage 2 
 


Übersicht zu Gestaltungsprinzipien für didaktische Strukturen und Organisationsformen 
 


Instrumentelle Strukturprinzi-
pien 


Organisatorische Realisierungsmöglichkeiten 


1. Prinzip der Einheit von pädagogi-
scher Führung und wachsender 
Selbsttätigkeit 


Didaktische Grundformen 
> Darbietungen 
> gemeinsame Erarbeitungen 
> selbständige Lernhandlungen 


2. Prinzip der Einheit von Individuali-
sierung und wechselseitiger Berei-
cherung im Kollektiv 


Didaktische Organisationsformen 
> frontales Vorgehen 
> Gruppenarbeit / Partnerlernen 
> Einzellernen 


3. Prinzip der inneren Differenzie-
rung entsprechend des Entwick-
lungsstandes der Lernenden 


Didaktische Differenzierungsformen 
> Berücksichtigung individueller Unterschie-


de im einheitlichen Prozess durch Zuwen-
dung 


> Variation der Zeitvorgaben für Teilprozesse 
> zeitweilige inhaltlich und methodisch dif-


ferenzierte Prozessgestaltung durch unter-
schiedliche Aufgabenstellungen und geziel-
te Lernhilfen 


4. Prinzip der Sicherung der Un-
terstützungsfunktion der Medien 
und förderlicher personaler Be-
ziehungen zwischen den Prozess-
beteiligten 


Didaktischer Medieneinsatz 
> rationelle Nutzung traditioneller Hilfsmittel 


(z.B. von Lehrbüchern und Mitschriften) 
> rationelle und effektive Nutzung digitaler 


Medien ohne Vernachlässigung personaler 
Beziehungen 


5. Prinzip der ausgewogenen Ko-
ordinierung unterschiedlicher 
Lernaktivitäten 


Didaktisch gestaltete Aktivitäten 
> rationales Erkennen 
> freudiges Erleben 
> anstrengendes Handeln 


6. Prinzip der Verbindung des Un-
terrichts mit der gesellschaftli-
chen Praxis unter Berücksichti-
gung Milieu abhängiger Vorstel-
lungen und Erfahrungen der Ler-
nenden 


Didaktische Praxisbezüge 
> Nutzung und Organisation persönlicher 


Erfahrungen 
> Einbeziehung von Praxisvertretern 
> gesellschaftlich nützliche Tätigkeiten 
> duales Lernen und Praktika 
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Anlage 3 
Didaktisches Funktionsmodell 


 


Funktionen Funktionseinheiten Funktionsprinzipien 


> Sichern normaler Unter-
richtsbedingungen 


> Zielorientieren und Vermit-
teln von Orientierungs-
grundlagen 


> Reaktivieren und Motivieren 


I. 
Einführung 
Aktivierung 


Organisierung 


1. Prinzip der Zielstrebigkeit und 
Konsequenz 


2. Prinzip der empathischen und 
ermutigenden Kommunikati-
on 


3. Prinzip der Förderung von 
Bewusstheit und Aktivität 


> Informieren und Definieren 
> Erklären und Voraussagen 
> Werten (logisch, moralisch, 


ökonomisch, politisch, juris-
tisch, ästhetisch, technolo-
gisch, medizinisch usw.) 


> Begründen und Belegen 
> Beweisen und Widerlegen 
> Zweifeln und Vergewissern 
> Konzipieren und Entwerfen 


II. 
Erstvermittlung 


Verarbeitung 
Gestaltung 


4. Prinzip der didaktischen Ver-
einfachung 


5. Prinzip der Einheit von Abs-
traktion und Konkretisierung 
im Erkenntnisprozess 


6. Prinzip der Einheit von Wis-
senschafts- und Wertorientie-
rung, das zugleich Manipula-
tion und Indoktrination aus-
schließt 


7. Prinzip der Einheit von Imita-
tion und Kreation in Gestal-
tungsprozessen 


> Wiederholen und Üben 
> Systematisieren / Integrieren 
> Üben und Anwenden 
> Ausführen und Vervollkomm-


nen 


III. 
Festigung Meisterung Be-


währung 


8. Prinzip der wissenschaftlichen 
Systematik, der praktischen 
Komplexität bzw. ästheti-
schen Ganzheit des Unter-
richtsinhalts 


9. Prinzip der Dauerhaftigkeit 
und Anwendbarkeit des Ge-
lernten 


> Stellen und Lösen von Auf-
gaben und Problemen 


> Bewerten bzw. Benoten 
 > Fehleranalyse mit Schlussfol-


gerungen 


IV. 
Kontrolle 


(immanente oder explizite 
Prüfung/ Selbstprüfung) 


Interaktive 
Auswertung 


und 
Postinteraktive Reflexio-


nen 
 


10. Prinzip der Sicherung von  
Erfolgserlebnissen auf der Ba-
sis steigender Anforderungen 


11. Prinzip der Einheit von objek-
tiver und persönlichkeitsför-
dernder Resultatsbewertung 


 
Bemerkung: Die lineare Darstellungsweise von Funktionen ist zu unterscheiden von der Anwen-


dungsweise, bei der sie sich ziel- und situationsabhängig vertauschen, überlagern und durchdringen. 
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Anlage 4 
Sozialpädagogisches Funktionsmodell 


 


Strukturprinzipien Funktionseinheiten Funktionsprinzipien 


 
 
1. Prinzip hoher fachlicher Kom-


petenz und Natürlichkeit im 
Umgang mit Klienten sowie 
Wahrung von Diskretion 


 
 
 
2. Prinzip der Verbindung von 


unvoreingenommener Prob-
lemannahme, verständnisvol-
ler Anteilnahme und Echtheit 
zwecks Öffnung, Ermutigung 
und Aktivierung der Klienten 


 
3. Prinzip der Verbindung von 


Interposition mit parteilichem 
Engagement für besonders 
Bedürftige und Benachteiligte 


 
 
4. Prinzip der Verbindung von 


Beratung und Verhandlungs-
führung mit Kooperationsbil-
dung im Interesse der Klien-
ten 


 
 
5. Prinzip der Verbindung von 


Handlungsherrschaft des So-
zialpädagogen mit Selbstän-
digkeitsförderung der Klien-
ten 


Aufschließen 


➢ Kontakt-Aufnahme 


➢ Entlastung oder Erhöhung von 
Leidensdruck 


➢ Motivierung und Ermutigung 


➢ Klärung der Rollen 


➢ Verständigung über Ziele 
 


Aufklären 


➢ Situations-Analyse und Problem-
definition, verbunden mit Enthül-


lungen u. Erklärungen 


➢ Erschließen von Ressourcen 


➢ Suche nach Lösungsvarianten 


➢ Maßnahmeplanung, verbunden 
mit Zielorientierungen 


➢ Vereinbarungen (einschließlich 
Angabe der Folgen bei Nichteinhal-


tung) 
 


Ausführen 


➢ Anleitung zu Problemlösungs- 
schritten und Training 


➢ Belastung durch Problembe-
wältigung (mit u. ohne Hilfe) 


➢ Selbstüberwindung und Ge-
wöhnung (trotz Rückfällen) 


 
Auswerten 


➢ Rechenschaftslegung 


➢Bewertung der praktischen Er-
gebnisse und Resultate in der Per-


sönlichkeitsentwicklung 


➢ Schlussfolgerungen 


➢ Schrittweises Ablösen, sobald die 
Resultate es erlauben 


 
 
1. Prinzip der Verbindung von 


Freiwilligkeitsvorrang, 
Zeitrichtigkeit, Zielstrebig-
keit und Flexibilität im Hil-
feprozess 


 
 
 
2. Prinzip der Verbindung von 


Tatsachenermittlung und 
Erklärungsbemühungen 
unter Berücksichtigung 
der Lebenswelt und des 
soziallogischen Denkens 
der Problembelasteten 


 
3. Prinzip der Verbindung von 


Nichtbeschuldigung mit 
der Anknüpfung an per-
sönliche Stärken der Klien-
ten 


 
 
4. Prinzip der Verbindung von 


instrumenteller Problem-
definition mit der Kon-
zentration auf zentrale 
Problemvariable 


 
5. Prinzip der Einheit von 


steigenden Anforderungen 
und hinreichenden Kon-
trollen im Problemlö-
sungsprozess. 


 
Die fett und kursiv gesetzten Wörter markieren den Modellansatz von Birnbaum (vgl. 1931, 


S. 171 ff. / 1950, S. 234–256). Die in das Modell integrierten Prinzipien stammen zumeist aus 
dem Lehrbuch „Systemische Sozialarbeit“ von Peter Lüssi, der sie aber anders gruppiert hat. 
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Die Phantasmagorie der klimapolitisch begründeten Energiewende in Deutschland, die mit dem 
„Ausstieg aus der Kernenergie“ im Jahre 2011 Fahrt aufgenommen und zu einer überhitzten und 
äußerst kostspieligen Bereitstellung sogenannter „erneuerbarer Energien“1 (EE)  ̶  verbunden mit 
einem Umbau der gesamten Energiewirtschaft  ̶  geführt hat, erreicht nun mit dem „Ausstieg aus der 
Kohle“2 als fossilem Energieträger einen weiteren, in dieser Entwicklung allerdings logischen Höhe-
punkt.3  Wenn schon begonnen, könnte dieses Ziel nur von einer wohlhabenden Gesellschaft mit 
hervorragend funktionierender, moderner und sich auf alternativen Feldern entwickelnder Wirt-
schaft erreicht werden. Das Vorhaben könnte aber auch als grandiose Verschwendung des von der 
Gesellschaft geschaffenen Wohlstands verstanden werden.  
 


1. Die Kosten der Energiewende ohne Netzausbau-Kosten betrugen für den Zeitraum 2000-2015  
ca. € 150 Milliarden. Während der Jahre 2000-2025 müssen ca. € 520 Milliarden (einschließlich der 
Netzausbau-Kosten, aber ohne Kosten des Strukturwandels infolge des Ausstiegs aus der Kohle) für 
die Energiewende im Bereich der Stromerzeugung aufgebracht werden. Pro Einwohner vom Neuge-
borenen bis zum Greis ergibt sich somit ein Gesamtbetrag von > € 6 300, der von 2000 bis Ende 2025 
anfällt. Bis 2015 sind davon im Mittel ca. € 1 830 von jedem Einwohner entrichtet worden. In den 
kommenden zehn Jahren wird von der Bevölkerung eine noch deutlich höhere Kostenlast zu tragen 
sein, nämlich > € 4 500 p.c. Eine vierköpfige Familie zahlt somit bis zum Jahr 2025 direkt und indirekt 
über € 25 000 für die Energiewende – überwiegend per Vorkasse. In den kommenden zehn Jahren 
werden dies ca. € 18 000 sein, was im Zeitraum 2016-2025 – ohne die Kosten für den Ausstieg aus 
der Kohle – einen Betrag von ca. € 37,50 pro Monat und Einwohner bedeutet. Der Großteil der Kos-
ten der Energiewende wird also noch zu entrichten sein.4  
 


                                                           
 
1
 https://www.photovoltaik4all.de/blog/erneuerbare-energien-arten-und-anteil-der-energieversorgung-in-


deutschland?gclid=EAIaIQobChMI4LbTgoOg4AIVAuh3Ch1_cgBSEAAYBSAAEgKoKfD_BwE 
2
    https://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/abschlussbericht-kohlekommission-100.html 


3
    Der Geburtsfehler der deutschen Energiewende besteht in dem machtpolitisch motivierten abrupten Aus-


stieg aus der Kernenergie als dem ersten Schritt anstelle des Ausstiegs aus der Kohle als solchem. Die mit der 
Bereitstellung von Kernenergie befassten wissenschaftlichen, technologischen und wirtschaftlichen Kapazi-
täten hätten anstelle dessen und angesichts von Tschernobyl und Fukushima beauftragt werden müssen, die 
seit Längerem vorhandenen Ansätze und Lösungswege für maximal sichere KKW-Anlagen und eine weitest-
gehende energetische Verwertung der hochradioaktiven Rückstände aus den in Betrieb befindlichen KKW  ̶  
anstelle ihrer „Endlagerung“  ̶  zu entwickeln und in die Praxis zu überführen, anstatt diese Lösungswege zu 
ignorieren und aufzugeben. Damit wäre auch ein schneller Fortschritt beim Erreichen der mit der Emission 
von CO2 verbundenen Klimaziele zu erzielen gewesen – was heute mit großen Anstrengungen nachgeholt 
werden muss. Kernkraft ist die einzige CO2-freie Energiequelle, die rund um die Uhr liefern kann. Ihr zu ent-
sagen, ist unklug, kurzsichtig und ignorant. 


4
   https://www.insm.de/insm/Themen/Soziale-Marktwirtschaft/Gesamtkosten-Energiewende.html 


 



https://www.photovoltaik4all.de/blog/erneuerbare-energien-arten-und-anteil-der-energieversorgung-in-deutschland?gclid=EAIaIQobChMI4LbTgoOg4AIVAuh3Ch1_cgBSEAAYBSAAEgKoKfD_BwE

https://www.photovoltaik4all.de/blog/erneuerbare-energien-arten-und-anteil-der-energieversorgung-in-deutschland?gclid=EAIaIQobChMI4LbTgoOg4AIVAuh3Ch1_cgBSEAAYBSAAEgKoKfD_BwE

https://www.mdr.de/nachrichten/politik/inland/abschlussbericht-kohlekommission-100.html

https://www.insm.de/insm/Themen/Soziale-Marktwirtschaft/Gesamtkosten-Energiewende.html
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2. Um ihren Anspruch eines breiten gesellschaftlichen Konsens zum Ausstieg aus der Kohleförderung 
und -nutzung 5 für die Gestaltung eines energie- und klimapolitisch begründeten Strukturwandels in 
Deutschland im Sinne des globalen Klimaschutzes zu entsprechen, hatte die Bundesregierung die 
Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“, kurz „Kohlekommission“, ins Leben 
gerufen. Sie folgte damit einer Empfehlung des Sachverständigenrates für Umweltfragen vom Okto-
ber 2017.6 Die Kohlekommission konstituierte sich am 26. Juni 2018. Im Vordergrund ihrer Arbeit 
sollten der Abschied von der Kohle als Energielieferant sowie die Schaffung konkreter Perspektiven 
für neue, zukunftssichere Arbeitsplätze in den betroffenen Kohlerevieren der Bundesländer Bran-
denburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Niedersachsenn stehen, was zunächst direkt ca. 56 000 Men-
schen betrifft. Die Zusammensetzung der Kommission sollte einen gesellschaftlichen, politischen und 
wirtschaftlichen Querschnitt widerspiegeln – wenngleich dieses Mal ohne erzbischöfliche Teilhabe. 
Von den 32 stimmberechtigten Mitgliedern und drei MdBs ohne Stimmrecht war physikalisch-
technologischer Sachverstand von vornherein nur von wenigen zu erwarten, z.B. den Professoren Dr. 
H.J. Schellnhuber (Physiker und Klimaforscher) und Dr. R. Wehrspohn (Physiker)); mit Prof. Dr. H. 
Weiger gehörte auch der Vorsitzende des BUND der Kommission an. Der Abschlussbericht vom  
26. Januar 20193 umfasst 130 Seiten sowie 200 Seiten mit Anlagen von Vorschlägen für Maßnahmen 
und Projekte, die bis ins Einzelne gehen. 
 


3. Auf der UN-Klimakonferenz in Paris im Dezember 2015 hatten sich 197 Staaten der Klimarahmen-
konvention auf ein globales Klimaschutzabkommen geeinigt, das von Deutschland und der Europäi-
schen Union, EU, am 5. Oktober 2016 ratifiziert wurde. Damit verpflichtete man sich, die Erderwär-
mung im Vergleich zur vorindustriellen Zeit auf deutlich < 2 °C zu begrenzen und Bemühungen zu 
unternehmen, den Anstieg der Durchschnittstemperatur auf 1,5 °C zu minimieren. Die nachfolgen-
den Taten waren sowohl international als auch in Deutschland unvollständig und unzureichend. Es 
zeigte sich, dass unabhängig von internationalen Kriterien die Anstrengungen weltweit verstärkt 
werden müssen, um die Klimaziele aus dem Pariser Abkommen einzuhalten. Ein hierfür notwendiges 
Regelwerk wurde alsdann und endlich verabschiedet. In diesem Zusammenhang erwies es sich auch 
als erforderlich, den internationalen CO2-Emissionshandel zu reformieren. 
 


4. Im Oktober 2018 legte der Weltklimarat, Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC, ein 
Gutachten vor, das die Begrenzung der anthropogenen Erderwärmung auf 2 °C bzw. 1,5°C miteinan-
der vergleicht – sowohl hinsichtlich der Auswirkungen, vgl.7, als auch der für das Erreichen der Ziele 
notwendigen Maßnahmen. Dieses Gutachten zeigt, dass die negativen Folgen des Klimawandels 
beim Halten des 1,5 °C-Niveaus signifikant schwächer sein würden als bei einem Temperaturanstieg 
um 2 °C. Der IPCC stellte klar, dass in jedem Fall eine rasche Umstellung zu einer treibhausgasneutra-
len Gesellschaft erforderlich sei, möglichst durch Halbierung der globalen Treibhausgas-Emissionen in 
jeder der nächsten Dekaden.8 Daraus leiten sich vordringlich die klimapolitischen Empfehlungen der 
Kohlekommission ab. 
 


5. Die Grundlage für die deutsche Energie- und Klimaschutzpolitik stellen das Energiekonzept der 
Bundesregierung und der Klimaschutzplan 2050 aus den Jahren 2010 bzw. 2016 dar. Demnach sollen 


                                                           
 
5
   Die allgemeine Zustimmung und speziell die der Wirtschaft ist inzwischen merklich eingetrübt, vgl. 


https://www.dihk.de/ressourcen/bilder/energiewende-barometer-2018-ergebnisse.jpg  
6
 


https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2017_10_Stellung
nahme_Kohleausstieg.pdf?__blob=publicationFile&v=19  


7
   https://www.researchgate.net/publication/328463010_Gesagtes_und_Nichtgesagtes_zum_Klimawandel 


8
   J. Rockström, et al., Science, 355 (6331), 1269-1271 (2017). 


 



https://www.dihk.de/ressourcen/bilder/energiewende-barometer-2018-ergebnisse.jpg

https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2017_10_Stellungnahme_Kohleausstieg.pdf?__blob=publicationFile&v=19

https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2017_10_Stellungnahme_Kohleausstieg.pdf?__blob=publicationFile&v=19

https://www.researchgate.net/publication/328463010_Gesagtes_und_Nichtgesagtes_zum_Klimawandel
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die gesamten deutschen Treibhausgas-Emissionen bis 2020 um > 40 %, bis 2030 um mindestens 55 % 
und bis 2050 um 80 bis 95 % gegenüber dem Niveau von 1990 zurückgehen. Für 2030 legt der Klima-
schutzplan 2050 so genannte „Sektorziele“, d.h. Ziele für CO2-Emissionen der Sektoren Energiewirt-
schaft, Gebäude, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft, fest. Laut Klimaschutzplan 2050 sollen die 
CO2-Emissionen der Energiewirtschaft bis 2030 auf 175 bis 183 Millionen t CO2-Äquivalent zurückge-
hen, was einer Verringerung um 61 bis 62 % gegenüber 1990 entspräche.9 Um diese Ziele zu errei-
chen, verfolgt die Bundesregierung die Strategie der umfassenden Energiewende.10 Es werden nach 
wie vor der Ausstieg aus der Kernenergie11 bis Ende 2022 und eine nahezu vollständige Treibhausgas-
Neutralität bis Mitte des 21. Jahrhunderts angestrebt.  
 


6. Die deutschen Bestrebungen sind in die europäische Energiepolitik eingebettet. Diese stellt mit 
dem Gesetzespaket „Saubere Energie für alle Europäer“12 die Weichen für die europäische Energie-
wende bis 2030. Das Legislativpaket der EU sieht für 2030 vor, EE in Höhe von 32 % der Gesamtbe-
reitstellung zu haben, und Energieeinsparungen in Höhe von 32,5 % zu erreichen. Der Anteil von EE 
im Wärme- und Kältesektor sei um 1,3 % p.a. zu steigern.  


Des Weiteren werden die Kraftstoffproduzenten verpflichtet, ihren Anteil an EE bis 2030 auf 14 % 
zu erhöhen, was vor allem durch neue Technologien und Kraftstoffe zu erfolgen habe. In Deutschland 
emittieren Pkw und Lkw heute deutlich weniger Treibhausgase und Schadstoffe als noch 1995. So 
sanken die kilometerbezogenen Emissionen von CO2 im Schnitt bei Pkw um 15 %, bei Lkw um 30 %. 
Weil aber 2018 auf deutschen Straßen fast die dreifache Anzahl von Lkw – und nicht nur von deut-
schen  ̶  unterwegs war, sind die gesamten CO2-Emissionen im Straßengüterverkehr heute um 20 % 
höher als 1995.13 Die Diesel-Problematik ist in14 behandelt worden. 


Das Ziel für 2020 betrifft alle Sektoren, von denen ein jeder substanzielle Beiträge zu leisten habe. 
Ob die Lücke in der Emissionssenkung zum Erreichen des 2020-Klimaschutzziels durch zusätzliche 
kurzfristige Maßnahmen geschlossen werden könne, bleibt dennoch fraglich.  
 


7. Obwohl in den ostdeutschen Bundesländern der flächendeckende Wandel der gesamten Wirt-
schaft nach der Wiedervereinigung vor dreißig Jahren noch immer nicht abgeschlossen ist – es sei 
denn, man betrachtet die fast durchgehende Deindustrialisierung als solchen  ̶ , hat der Strukturwan-
del infolge einer Reduzierung der Braunkohle-Verstromung bereits begonnen. Der Erfolg des nach 
der Fukushima-Kernkraftwerk-Katastrophe vom 11. März 2011 ausgerufenen sofortigen Beginns des 
Ausstiegs aus der Kernenergie wird sich nicht nur daran entscheiden, ob und wie Chancen durch 


                                                           
 
 
9
   Beschluss des deutschen Bundeskabinetts vom 14. November 2016. 


10
  Eine physikalisch begründete Kritik der Energiewende ist in der folgenden Untersuchung gegeben: 


 https://www.researchgate.net/publication/319682913_Die_Energiewende_in_Deutschland_-
_Physikalische_Grenzen 


11
  Wissenschaftliche und technologische Argumente für Erhalt und Weiterentwicklung von Kernkraftwerken, 


KKW, werden in dem folgenden Essay beschrieben: 


 https://www.researchgate.net/publication/258999130_Kernenergie_in_Deutschland_-
_Notwendigkeit_eines_Paradigmen-Wechsels 


12
  https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2014:0015:FIN:DE:PDF 


 https://www.bauindustrie.de/themen/europapolitik/winterpaket-2016-2017-saubere-energie-fur-alle-
europaer/ 


 http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-4009_de.htm 


 https://ec.europa.eu/energy/en/news/commission-proposes-new-rules-consumer-centred-clean-energy-
transition 


13
  https://www.umweltbundesamt.de/daten/verkehr/emissionen-des-verkehrs#textpart-1 


14
  https://www.researchgate.net/publication/320565343_Thesen_zum_Diesel 


 



https://www.researchgate.net/publication/319682913_Die_Energiewende_in_Deutschland_-_Physikalische_Grenzen

https://www.researchgate.net/publication/319682913_Die_Energiewende_in_Deutschland_-_Physikalische_Grenzen

https://www.researchgate.net/publication/258999130_Kernenergie_in_Deutschland_-_Notwendigkeit_eines_Paradigmen-Wechsels

https://www.researchgate.net/publication/258999130_Kernenergie_in_Deutschland_-_Notwendigkeit_eines_Paradigmen-Wechsels

https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2014:0015:FIN:DE:PDF

https://www.bauindustrie.de/themen/europapolitik/winterpaket-2016-2017-saubere-energie-fur-alle-europaer/

https://www.bauindustrie.de/themen/europapolitik/winterpaket-2016-2017-saubere-energie-fur-alle-europaer/

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-4009_de.htm
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neue Technologien und ihre Anwendung, d.h. auch durch verändertes Wirtschaften, genutzt werden, 
sondern auch daran, ob Entwicklungen wie die beschleunigte Beendigung der Braunkohle-
Verstromung ohne weitere unbeherrschbare Strukturbrüche vollzogen werden können. Der Bericht 
der Kommission betont, dass der Klimaschutz die Notwendigkeit und auch die Möglichkeit schaffe, 
den Strukturwandel erfolgreich zu gestalten und Impulse für neue Geschäftsfelder sowie für die Ent-
wicklung bestehender Industrien zu geben – also ein deutsches Pilotprojekt für den Nachweis eines 
international begehbaren Weges. Dabei sollten aber vor allem die Erfahrungen des Strukturwandels 
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR während der letzten dreißig Jahre sowie jenes früheren Aus-
stiegs aus der Steinkohle im Ruhrgebiet15 genutzt werden. Mit dem Aufbau eines „Kulturstandorts“16 
allein – bei gleichzeitiger Verelendung vieler Tausend Menschen  ̶  wäre den in den Revieren leben-
den Menschen wenig geholfen. Wird doch bereits jetzt und immer noch – wie im aktuellen „Deutsch-
land Report der Prognos AG“17 ausgeführt  ̶  die Wirtschaftskraft des deutschen Ostens bis zum Jahr 
2045 auf zwei Drittel des Durchschnitts des Westens absinken, d.h. auf das Niveau zur Zeit der Jahr-
tausendwende. Insbesondere die weiterhin zu erwartende ungünstige demographische Entwicklung 
der ostdeutschen Flächenländer, das Fehlen großer industrieller Unternehmen nach der Beseitigung 
leistungsfähiger ostdeutscher Kombinate, die aktuelle Steuerpolitik, die höchst diskriminierenden 
Unterschiede in den Arbeitsentgelten sowie die im Osten Deutschlands relativ geringen privaten 
Forschungs- und Entwicklungs-Aktivitäten belasten ihre wirtschaftliche Entwicklung, ein Catch 22-
Problem. Gelingt der Strukturwandel nicht wie gewünscht, werde die zu erwartende Diskrepanz noch 
größer ausfallen. 
   


8. Im Bericht der Kohlekommission vom 26. Januar 2019 sind die folgenden allgemeinen Aufgaben 
enthalten18: (i) wirksame und effiziente Maßnahmen für einen ambitionierten Klimaschutz durch 
Vermeidung kumulativer CO2-Emissionen; (ii) sichere Perspektiven für die Beschäftigten in den Koh-
lerevieren durch proaktive Strukturentwicklung; (iii) sichere Rahmenbedingungen für langfristige 
Investitionen und Schaffung neuer Arbeitsplätze; (iv) verbindliche, langjährige Finanzierung von 
Maßnahmen, den Strukturwandel zu begleiten; (v) Berücksichtigung der Interessen jener Menschen, 
die von Umsiedlungen betroffen sind; (vi) Versorgungssicherheit, Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie sowie Erhalt und Weiterentwicklung industrieller Wertschöpfungsketten; (vii) sozial 
ausgewogene und gerechte Verteilung von Vorteilen und Belastungen. 


Die Kommission betont, dass die Ausgewogenheit des energiepolitischen Ziels, das aus Umwelt-
verträglichkeit, Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit bestehen müsse, der zentrale Orientie-
rungspunkt sei. Die Kommission erwarte, dass die Bundesregierung die vorgelegten Empfehlungen 
zeitnah und vollumfassend umsetze. Zur nötigen Planungssicherheit gehöre auch die Schaffung von 
Rechtssicherheit für alle Bestandteile eines Maßnahmenpakets. Es werde erwartet, dass die Bundes-
regierung garantiere, dass spätere Rechtsänderungen, z.B. für Umwelt und Planung, das Ergebnis der 
Kommission nicht gefährden oder unterlaufen.  
 


9. Im Bericht werden weiterhin Bewertungsmaßstäbe gegeben: (i) die klima- und umweltverträgliche 
Energieversorgung stehe im Vordergrund; (ii) die Energiewirtschaft erreiche ihr Sektorziel aus dem 
Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung für 2030 und leiste einen Beitrag dafür, die Lücke zum 
o.g. 40 %-Ziel der CO2-Emission so weit wie möglich zu schließen; (iii) alle Sektoren haben einen an-


                                                           
 
15


  http://www.ruhr-guide.de/freizeit/industriekultur/das-ruhrgebiet-die-entwicklung-und-der-
strukturwandel/21960,0,0.html 


16
  http://www.ruhr-guide.de/freizeit/industriekultur/das-ruhrgebiet-vom-industriestandort-zum-


kulturstandort/21961,0,0.html 
17


  https://www.prognos-deutschlandreport.com/zentrale-ergebnisse-des-neuen-prognos-deutschland-
reports/#c393 


18
  Die Auflistungen unter den Punkten 8-10 sind aus dem Kommissionsbericht verkürzt übernommen worden. 
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gemessenen Beitrag zu leisten, um die Klimaziele mit vertretbarem volkswirtschaftlichen Aufwand zu 
erreichen; (iv)  die Energieversorgung sei und bleibe sicher. Neben der Stromversorgung sei auch die 
zuverlässige Versorgung mit Wärme und Kraftstoffen für Industrie, Kommunen und Bürger essentiell; 
(v) die Energieversorgung sei und bleibe bezahlbar und preiswürdig, d.h. die Energiepreise seien an-
gemessen und verlässlich; (vi) gleiches gelte für die Belastung durch Entgelte, Abgaben und Umlagen; 
(vii)  Deutschland bleibe ein hochattraktiver Standort; (viii) die Energie-Infrastruktur sei für künftige 
Anforderungen gewappnet. Wesentliche Elemente seien hierfür Modernisierung und Digitalisierung, 
weiterer bedarfsgerechter Ausbau von Stromnetzen, Gas-Infrastruktur, Speicherkapazitäten und 
Nachfrage-Flexibilität; (ix) auch die Fern- und Nahwärmenetz-Infrastruktur werde bedarfsgerecht 
ausgebaut; (x) deutsche Unternehmen mögen die sich bietenden Chancen nutzen; (xi) neue Wert-
schöpfungen im Energiesektor sollen durch EE19, Stromspeicher und „grünen Wasserstoff“ als künfti-
ge Technologien in den betroffenen Regionen gestärkt werden; (xii)  die Beendigung der Kohlever-
stromung in Deutschland solle eng mit Entwicklungen auf EU- und weiteren internationalen Ebenen 
verzahnt werden; (xiv)  die flexible Anpassung und Erfüllung dieser Aufgaben und Maßstäbe seien 
durch ständige Sichtung und Kontrolle zu gewährleisten. 
 


10. Die Kommission hat des Weiteren Kriterien für die erfolgreiche Gestaltung von Strukturentwick-
lung und Vermeidung von Strukturbrüchen in den betroffenen Regionen vorgeschlagen. Ihr Ziel sei 
die Entwicklung der deutschen Braunkohleregionen zu europäischen Modellregionen für eine erfolg-
reiche Transformation im politisch begründeten Strukturwandel. Hierzu gehören die folgenden Ele-
mente: (i) Beitrag zur Sicherung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung; (ii) vorausschauende 
und auf die Ziele der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, des Umwelt- und Klimaschutzes, des sozia-
lem Zusammenhalts, der kulturellen Identität und der Lebensqualität in den Regionen für alle Men-
schen gerichtete Strukturentwicklung; (iii) es erfolge ein von den Menschen in den betroffenen Regi-
onen selbst bestimmter Strukturwandel. Die Politik unterstütze diese Entwicklung und belasse not-
wendige Freiräume; (iv) die Strukturentwicklung sei eine langfristige, sozialverträgliche und arbeits-
platzsichernde gesamtgesellschaftliche Aufgabe; sie mache die Regionen zukunftsfähig und eröffne 
ihnen neue Perspektiven; betriebsbedingte Kündigungen seien zu verhindern, und den Beschäftigten 
mögen keine unbilligen sozialen und ökonomischen Nachteile entstehen; (v) mit der Beendigung der 
Kohleverstromung verbundene Effekte auf den Wirtschaftsstandort Deutschland, z.B. die Verbundin-
dustrien und vor Ort bestehenden Wertschöpfungsketten, sollen so weit wie möglich vermieden / 
kompensiert werden, und die wirtschaftliche Weiterentwicklung soll auf bestehenden Industrieker-
nen aufbauen; (vi) parallel dazu sollen neue, innovative Wertschöpfungsketten geknüpft werden; (vii) 
soziale wie kulturelle Infrastrukturen seien zu sichern und zu entwickeln; (viii) der Strukturwandel 
erfordere Respekt vor Motiven, die der Energiewende zugrunde liegen, sowie Respekt vor den Men-
schen, die vom Strukturwandel betroffen sind, wie auch vor ihren Lebensleistungen, womit ein Bei-
trag zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in strukturschwachen und -starken Regionen 
zu leisten sei; (ix) Ziele der strukturpolitischen Maßnahmen seien eine nachhaltige Entwicklung in-
dustrieller Wertschöpfungsketten und eine nahezu treibhausgasneutrale Gesellschaft im Jahr 2050.  


Die in den Punkten 8-10 genannten Aufgaben, Bewertungsmaßstäbe und Kriterien lassen sich 
auch in der Weise lesen, dass ihre gegensätzlichen Bedeutungen, die infolge des im Grunde in man-
cherlei Hinsicht riskanten Kohleausstiegs auftreten und damit zu einer Gefährdung der Gesellschaft 
führen könnten, unter allen Umständen zu vermeiden seien. 
 


11. Die aufgelisteten allgemeinen Aufgaben, Bewertungsmaßstäbe und Kriterien lassen deutlich das 
Bemühen der Kommission erkennen, schwere Fehler und Vernachlässigungen, die von 1990 bis heu-
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  https://www.photovoltaik4all.de/blog/erneuerbare-energien-arten-und-anteil-der-energieversorgung-in-
deutschland?gclid=EAIaIQobChMI4LbTgoOg4AIVAuh3Ch1_cgBSEAAYBSAAEgKoKfD_BwE 
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te im Prozess des Beitritts der DDR zur BRD von der bundesdeutschen Politik zugelassen worden wa-
ren, zu vermeiden und frühere nicht zu vertiefen. Zur gegenwärtigen Lage wird betont, dass Deutsch-
land gesamtwirtschaftlich stabil sei. Seit dem Ende der Finanzkrise herrsche ein Wirtschaftsauf-
schwung. Allerdings trübe er sich gegenwärtig ein. Laut Statistischem Bundesamt betrug das Wachs-
tum im Jahr 2018 nur noch 1,5 %. Für das Jahr 2019 werde es bei nur ca. 1,0 % liegen. Getragen vom 
Wirtschaftswachstum hatte sich der Arbeitsmarkt positiv entwickelt. Bundesweit sank die Arbeitslo-
senquote in den letzten Jahren und lag für 2017 bei ca. 5,7 %. Aktuell (Januar 2019) beträgt sie 5,8 %. 
Von Politik und Wirtschaft wird ein Mangel an qualifizierten Fachkräften beklagt. Er könnte sich zu 
einem Risiko für die wirtschaftliche Entwicklung auswachsen. Im Bericht nicht benannte Ursachen 
sollten in Mängeln des Bildungswesens und im Abwandern junger Fachkräfte wegen der beklagens-
werten Unterschiede im Entlohnungsgefüge zwischen den neuen und alten Bundesländern liegen. 
Weitere Probleme des Standorts Deutschland seien Investitionsschwächen, langwierige Planungs- 
und Genehmigungsverfahren, Verzögerungen bei der Umsetzung von Projekten auf unterschiedli-
chen wirtschaftlichen Feldern. Auch hemmen überbordende Bürokratie, Regulierungswahn, zuneh-
mende ideologiebedingte Einschränkungen sowie kleinstaatliche Tendenzen in der bundesstaatlichen 
Landesstruktur eine ausgewogene wirtschaftliche Entwicklung des Landes. Zudem stellt sich die Fra-
ge nach der Sinnhaftigkeit ungebremsten Wachstums auf manchen Feldern. All dies gilt es bei der 
Umsetzung der Empfehlungen der Kommission zu berücksichtigen und – besser noch  ̶  weitestge-
hend zu beheben. 
 


12. Es werden vier deutsche Regionen mit Kohleförderung und -verstromung als die wesentlichen 
ökonomischen Bereiche betrachtet: das Mitteldeutsche, das Lausitzer, das Rheinische und das Helm-
stedter Revier. Hierzu zählen die eigentliche Kohleförderung wie auch die direkte Beschäftigung und 
Wertschöpfung in den Kraftwerken sowie in den davon abhängigen Vorleistungsindustrien, beim 
Transport von oder beim Handel mit Kohle. Einen nicht zu vernachlässigenden Beitrag liefern die 
zahlreichen Beschäftigten in der industriellen Bereitstellung, Pflege und Weiterentwicklung des 
Stahlbaus für Kohle-Förderanlagen, z.B. Förderbrücken, Kräne, Großraumbagger, etc., die im Bericht 
der Kohlekommission unberücksichtigt bleiben. 
 


13. Die Kommission hat die folgenden wesentlichen Festlegungen getroffen und Empfehlungen der 
deutschen Bundesregierung unterbreitet: 


1. Der Ausstieg aus der Kohle als fossilem Energieträger und -lieferant sei beschlossen. 
2. Bis zum Jahre 2038 sollen alle deutschen Kohlekraftwerke vom Netz gehen. 
3. Ein Drittel der Kohlekraftwerks-Kapazitäten soll bis 2020 abgeschaltet werden. 
4. Ab 2038 sollen ca. 65 % der Elektroenergie aus Quellen für EE bereitgestellt werden. 
5. Bis zum Jahre 2038 sollen insgesamt € 40 Milliarden als Strukturhilfen und Entschädigungen 


für Kraftwerkseigner verfügbar werden. Ein Großteil hierfür solle nach bisheriger Information 
aus bereits bestehenden Förderbudgets stammen, z.B. aus dem Bundesverkehrswegeplan. 
Auch solle das Saarland an Strukturhilfen beteiligt werden. (Es bleibt offenbar dahingestellt, 
wie die mit Sicherheit auftretenden sozialen Belange finanziell zu bedenken wären.) 


6. Energie solle bezahlbar bleiben (in einer ersten Reaktion wird dies von Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier versichert, doch der Wirtschaftsflügel der Union befürchtet bereits, 
dass der Kohleausstieg zu einer teuer erkauften Symbolpolitik werde.) 


7. Die Vergütungen für Konzerne und Verbraucher sollen nicht expandieren (doch sie hängen 
stark von der erhofften Konstanz des Strompreises ab). 


8. Im Jahr 2030 sollen in Deutschland nur noch zwischen 84 und 92 Millionen t CO2 emittiert 
werden, wenn das Land sein Klimaziel erreichen wolle. (Deutsche Kohlekraftwerke hatten 
2016 ca. 256 Millionen t CO2 ausgestoßen.). Dafür müssen bis 2022 Kohlekraftwerke mit ei-
ner Leistung von ca. 12,5 GW vom Netz genommen werden. Das allein entspräche einer Re-
duzierung der Bereitstellung von Elektroenergie um mindestens ein Viertel der gegenwärtig 
im Lande erzeugten Energie auf Kohlebasis. Im Zeitraum zwischen 2022 bis 2030 halbiere 
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sich der verbleibende Teil, und im Jahre 2038 wäre gänzlich Schluss mit der Kohleverstro-
mung. Bild 1 veranschaulicht die Gesamtentwicklung der deutschen Emissionen von Treib-
hausgasen nebst Daten für die einzelnen Sektoren der Wirtschaft für den Zeitraum 1990-
2017 sowie die Planziele bis zum Jahr 2050. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 


Bild 1. Treibhausgas-Emissionen der wesentlichen Sektoren gemäß Klimaschutzplan Deutschlands.20, 21 


 
9. (Aus einer neuen Studie des Bundesverbandes für Windenergie folgt, dass Schwierigkeiten in 


der Stromversorgung aus Quellen von EE daraus erwachsen könnten, dass bis zum Jahre 
2025 tausende Windkraftanlagen aus technischen und betriebswirtschaftlichen Gründen 
vom Netz genommen werden müssen. In Mecklenburg-Vorpommern, MV, betrifft dies  
ca. 450 Anlagen bis Ende 2020.22 Bundesweit sei bis zum Jahr 2025 eine Kapazität von etwa 


                                                           
 
20


   Umweltbundesamt (2018): Berichterstattung unter der UN-Klimarahmenkonvention und dem Kyoto-
Protokoll 2018. Nationaler Inventarbericht zum Deutschen Treibhausgasinventar 1990–2016; Umweltbun-
desamt (2018): Klimabilanz 2017: Emissionen gehen leicht zurück, Gemeinsame Pressemitteilung von Um-
weltbundesamt und Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit; BMUB (2016): 
Klimaschutzplan 2050. Klimaschutzpolitische Grundsätze und Ziele der Bundesregierung. Dabei handelt es 
sich für 2017 um vorläufige Zahlen. Die tatsächlichen Emissionen für das Jahr 2017 werden voraussichtlich 
niedriger ausfallen. 


21
  Die bemerkenswerte Verringerung der deutschen Treibhausgas-Emissionen während des Zeitraums 1990-


2010 ist – was verschwiegen wird - auf die fast vollständige Liquidierung der ostdeutschen Industrien nach 
dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik im Jahre 1990 zurückzuführen. Sie hat nichts oder nur wenig zu tun 
mit lobenswerten Maßnahmen, z.B. mit der Stilllegung alter Kohlekraftwerke (es sei denn solcher im Osten, 
die direkt in die DDR-Industrie eingebunden waren),  mit dem Ausbau der EE im Stromsektor, dem europäi-
sche Emissionshandel sowie mit der verstärkten Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung, wie auf S. 23 des Be-
richts der Kohlekommission, Ref.


3
, ausgeführt wird. 


22
  Ostsee-Zeitung, 67. Jg, Nr. 57, S.1: Axel Meyer, Jedem zweitem Windrad in Mecklenburg-Vorpommern droht 


der Abriss. http://www.ostsee-zeitung.de/Nachrichten/MV-aktuell/Jedem-zweiten-Windrad-in-MV-droht-
das-Aus 


 



http://www.ostsee-zeitung.de/Nachrichten/MV-aktuell/Jedem-zweiten-Windrad-in-MV-droht-das-Aus

http://www.ostsee-zeitung.de/Nachrichten/MV-aktuell/Jedem-zweiten-Windrad-in-MV-droht-das-Aus





Martin Bülow  Leibniz Online, Nr. 36 (2019) 
Ausstieg aus der Kohleförderung in Deutschland    S. 8 v. 14 


 
 


16 GW betroffen. In MV gibt es z.Z. Anlagen mit einer Gesamtleistung von 3,37 GW. Neuaus-
rüstung (Repowering) oder Rückbau der Anlagen sind problematisch und teuer.) 


10. Für die Versorgungssicherung werde empfohlen, eine Reihe von Kohlekraftwerken durch 
Gaskraftwerke an gegebenen Standorten zu ersetzen, z.B. in Schwarze Pumpe (Brandenburg) 
und Schkopau (Sachsen-Anhalt). Dieses Vorhaben begegnet allerdings auch Skepsis, da damit 
kein gewünschter Einfluss auf die CO2-Bilanz genommen werden könne (stattdessen werden 
die CO2-Emissionen der Gaskraftwerke bis 2030 weiter ansteigen). Des Weiteren sei selbst 
für den beschleunigten Bau eines Gaskraftwerks eine Zeit von ca. 4-7 Jahren erforderlich. 
Dies bedeute ein erhebliches Investitionshemmnis und schränke die Betriebsdauer bis zum 
Jahr 2038 beträchtlich ein. Gaskraftwerke sollten durchweg mit Kraft-Wärme-Kopplung-
Anlagen, KWK, versehen werden. Doch ihre Installation werde nur bis zum Jahr 2025 geför-
dert. 


11. Im kompensatorischen Gleichklang mit dem Ausstieg aus der Kohle empfiehlt die Kohle-
kommission, ausreichende Mengen an EE bereitzustellen, entsprechende Speicherkapazitä-
ten zu entwickeln und zu bauen sowie den weiteren / beschleunigten Ausbau der Stromnet-
ze, bei dem sich die Bundesregierung in deutlichem Rückstand zum Plan befinde. Diese drei 
Felder sind seit Langem bekannte Forderungen der Apologeten der Energiewende, wobei 
sich das erste in unaufhörlichem Wildwuchs befindet und damit gravierende Mängel in den 
zwei anderen überblendet. 


12. Durch die Strukturmaßnahmen sollen neue Arbeitsplätze in den Kohleregionen entstehen. 
Der Bundesregierung wird eine Leitlinie für die Schaffung neuer Arbeitsplätze im Verbund 
mit Wirtschaftswertschöpfung und Klimaschutz vorgeben.   
 


14. Es sei auf ein erstes Echo aus den betroffenen Regionen eingegangen. Der von der Kohlekom-
mission ausgehandelte Kompromiss bleibt sowohl bei Kohlegegnern als auch bei Kohlebefürwortern 
umstritten. So ist Streit mit den Umweltschutz-Organisationen vorprogrammiert. Beispielsweise äu-
ßerte Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des Deutschen Naturschutzrings und Mitglied der Kohlekom-
mission, dass die Kraftwerke in den nächsten Jahren durch den Druck eines CO2-Mindestpreises –
 gekoppelt mit dem zügigen Ausbau von EE   ̶  weit vor 2038 aus dem Markt gedrängt werden wür-
den.23 Programmatisch ist seine weitere Aussage: 


 
„Die Kommission war ein wichtiges Demokratisches Experiment: Schaffen es demokratische 
Gesellschaften, sich globaler Herausforderungen wie dem Klimawandel anzunehmen und ihr 
Wirtschaftssystem umzubauen? Nach einem sehr intensiven halben Jahr kann ich nun sagen: 
Es ist möglich, wenn man die Prozesse richtig aufgleist.“ 
 


Nach hinten könne das Ausstiegsdatum nicht verschoben werden, wohl aber könne der Ausstieg sehr 
viel früher als erst 2038 vollzogen werden.24  Damit sei dem Versuch der ostdeutschen Ministerpräsi-
denten, allen voran von Michael Kretschmer (Sachsen, CDU), den Braunkohleabbau weit über das 
Jahr 2040 hinaus zu sichern, ein Riegel vorgeschoben worden.25 Die ostdeutschen Landesregierungen 
müssten sich endlich unmissverständlich zum Kohleausstieg und damit zum Ende des Braunkohleab-
baus bekennen.25  


Nachdem der Energiekonzern Vattenfall AG angekündigt hatte, bis 2025 aus der Kohleverstro-
mung auszusteigen, und zudem die Stadtwerke Leipzig mitgeteilt hatten, ihren Vertrag mit dem 
Braunkohlekraftwerk Lippendorf nicht über 2023 hinaus verlängern zu wollen, nehmen vor allem die 
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  https://www.vorwaerts.de/artikel/dnr-praesident-niebert-starken-einstieg-kohleausstieg-hinbekommen 
24


  https://www.vorwaerts.de/blog/kohleausstieg-gewinn-ostdeutschland 
25


  http://wolff-christian.de/ausstieg-aus-der-braunkohle-spaeter-als-notwendig-aber-frueher-als-erwartet/ 
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Kohlegegner an, dass in den nächsten Jahren schneller als erwartet Kohlestrom durch EE ersetzt und 
damit dem Braunkohlenabbau seine Grundlage entzogen werde.  


Der Lausitzer Energiekonzern LEAG26 bestehe auf der Umsetzung des eigenen Konzepts, bis Mitte 
der 2040er Jahre tätig zu bleiben. Bereits im Gespräch sei gewesen, das LEAG-Kraftwerk Jänschwalde 
länger als bisher geplant zu betreiben. Dies beruhe auf der erfolgten Installation moderner Technik. 
Die Entscheidung solle aber vom Deutschen Bundestag getroffen werden. Laut Caren Lay, Bundes-
tagsabgeordnete der oppositionellen Partei Die Linke, werde der Kohlekompromiss insofern bemän-
gelt, als der nun zugesagte Betrag für den Strukturwandel nicht der ursprünglichen Forderung der 
ostdeutschen Länder, nämlich € 60 Milliarden einzusetzen, entspräche. 


An die ostdeutschen Landesregierungen gehe die Forderung, sich endlich unmissverständlich zum 
Ende des Braunkohleabbaus zu bekennen. Diese Klarheit sei insbesondere in der Auseinandersetzung 
mit der weiterhin im Aufschwung begriffenen und mit den Regierungsparteien CDU und SPD beson-
ders in den ostdeutschen Bundesländern erfolgreich konkurrierenden Partei „Alternative für 
Deutschland“, AfD, wichtig. Versuche doch die AfD, den Kohleausstieg und den Klimaschutz als über-
flüssig, schädlich und künstlich hochgespielt darzustellen.  


Die versprochene Stützung des Strukturwandels durch einen Betrag von € 40 Milliarden bis zum 
Jahr 2038 würde jährlich bei Gleichverteilung etwa € 500 Millionen für jedes betroffene Bundesland 
für seinen spezifischen Strukturwandel bedeuten. Natürlich wird es eine solche Verteilung nicht ge-
ben; es handelt sich hier nur um eine Vorstellung von der Größenordnung der zu erwartenden Mittel 
im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt, BIP, der Länder. Das BIP (in Millionen €) betrug 2017 im Ein-
zelnen: Niedersachsen = 287 959, Sachsen = 121 738, Brandenburg = 69 132 und Sachsen-Anhalt = 60 
095.27 Es bleibe dabei unberücksichtigt, dass in dem genannten Betrag auch vorgesehene Entschädi-
gungen für die Kraftwerkseigner und Stützungen für das Saarland enthalten sind.28 Die in den vier 
betroffenen Bundesländern im Jahr 2017 lebenden ca. 16,7 Millionen Menschen verteilen sich wie 
folgt (in Millionen): Niedersachsen = 7,9; Sachsen = 4,1; Brandenburg = 2,5; und Sachsen-Anhalt = 
2,2.29 Das ergäbe im Durchschnitt vernachlässigbare per capita-Zuschüsse zum jeweiligen BIP. Bezieht 
man sich allerdings auf offiziöse Angaben von ca. 56 000 vom Kohleausstieg unmittelbar Betroffenen, 
so kommt man im jährlichen Durchschnitt über die Länder (ohne Saarland) auf ca. € 35 714 p.c. An-
gesichts der Ausgaben für die vorgesehenen Infrastrukturmaßnahmen könnte man aber auch damit 
nur schwerlich Arbeitsplätze als Ersatz für gut bezahlte Jobs in der Kohleindustrie schaffen.30 Auf der 
anderen Seite wird der Kohleausstieg die Gesellschaft mit momentan schwer bezifferbaren Verlusten 


                                                           
 
26


  Die LEAG ist die gemeinsame Marke der Lausitz Energie Verwaltungs-GmbH, Lausitz Energie Bergbau AG und 
der Lausitz Energie Kraftwerke AG. Die Unternehmen mit Sitz in Cottbus bilden gemeinsam den zweitgröß-
ten deutschen Stromerzeuger. Die LEAG entstand 2016 durch den Verkauf der Lausitzer Braunkohletage-
baue und der -kraftwerke des schwedischen Energiekonzerns Vattenfall AB. 


27
  https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_deutschen_Bundesländer_nach_Bruttoinlandsprodukt 


28
  Im Jahre 2008 gab es im Saarland nur noch ein einziges Steinkohlegrube, das Bergwerk Saar, das im Jahre 


2012 geschlossen wurde. 
29


  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/71085/umfrage/verteilung-der-einwohnerzahl-nach-
bundeslaendern/ 


30
  Sinnvoll ausgeben ließe sich der versprochene Betrag nur für bessere Rahmenbedingungen. Dazu zählen 


neben neuen Straßen und Bahnverbindungen, neben schnellem Internet für alle und Geld für die Wissen-
schaft auch Ausgaben für Sport, Kultur und für ehrenamtliche Tätigkeiten. Denn wer will schon in einer Ge-
gend leben, in der es als künftig zusätzliche Attraktionen vielleicht eine Batteriefabrik für E-Autos, eine neue 
Bundesbehörde und eine neue Fakultät an der Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus-
Senftenberg sowie Seen in ehemaligen Tagebau-Gruben für Berliner und Dresdener Tagestouristen gibt? Es 
sollte noch 2019 sichtbare Fortschritte geben. Nur das könnte eventuell die Gesellschaft zusammenhalten 
und den arbeitsuchenden Nachwuchs an die Region binden. Ähnliches gilt für die anderen betroffenen Re-
viere. Dies ist eine Herausforderung an die Politik und an jene Umwelt- und Klimaaktivisten, die angesichts 
des Endtermins 2038 bereits wieder mit Aufruhr drohen. 



https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_deutschen_Bundesländer_nach_Bruttoinlandsprodukt

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/71085/umfrage/verteilung-der-einwohnerzahl-nach-bundeslaendern/

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/71085/umfrage/verteilung-der-einwohnerzahl-nach-bundeslaendern/
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und Ausgaben belasten, z.B. durch die Verschrottung von nicht abgeschriebenen Bergwerks- und 
Kraftwerksanlagen sowie den Wegfall von Erträgen aus Beteiligungen, aus anderen Wertpapieren 
und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens und sonstigen Zinsen sowie ähnlichen Erträgen, aber 
auch durch den Verzicht auf ansonsten bereitgestellte Elektroenergie auf Kohlebasis, durch mannig-
fache Investitionen in neue Anlagen für EE sowie durch die Erschließung und langwährende Pacht der 
hierfür erforderlichen Gebiete sowie nicht zuletzt wegen des Verlusts weiterer Erträge menschlicher 
Arbeitskraft. Für den „Strukturwandel“ werden € 40 Milliarden ein lächerlich kleiner Betrag sein. Ein 
Vergleich der bezifferten Stützungen mit jenen, die der deutsche Staat seit 2014 für den Unterhalt 
von Flüchtlingen ausgibt, ist interessant und macht betroffen. Hier handelt es sich um gewaltige Pos-
ten. Allein der Bund zeichnet von 2016 bis 2020 zur Versorgung der Flüchtlinge € 93,6 Milliarden. Da 
die Bundesländer klagten, etwa die Hälfte der Kosten erstattet zu bekommen, wären jährlich zwi-
schen € 30 und 40 Milliarden zu veranschlagen. Es bleibt für die Öffentlichkeit unklar, ob dabei die 
zusätzlichen Ausgaben für ungefähr 180 000 neue Kindergartenplätze, 2 400 zusätzliche Grundschu-
len und die zugesagten 15 000 Stellen für Polizisten eingerechnet sind.31, 32 Im Jahr 2017 gab Entwick-
lungsminister Gerd Müller die Zahl von € 30 Milliarden an, die die deutsche Gesellschaft für eine Mil-
lion Flüchtlinge im Jahr ausgegeben hätte.33 Das ergäbe für die in Deutschland weilenden Flüchtlinge 
ca. € 30 000 p.c. und p.a. In diesem Zusammenhang ist des Weiteren interessant, dass die Zahl der 
Obdachlosen in Deutschland im Jahr 2016 ca. 860 000 betrug, für 2018 wurden 1,2 Millionen ge-
schätzt.34 


 


15. Im Bericht der Kohlekommission taucht zwar dutzende Male das Wort „Chemie“ in unterschied-
licher Abwandlung auf, und es wird sogar über die Entwicklung sogenannter Bioraffinerien35 ge-
schrieben, auch über eine Pilotanlage für die hydrothermale Vergasung von Biomasse. Doch es bleibt 
außer Acht, dass sich das gegenwärtig allein in Deutschland in mehr als 70 Milliarden Tonnen abbau-
fähiger, kostenstabiler Braunkohle (mit > 70 Vol.-% Kohlenstoffgehalt) vorhandene Potential zuzüg-
lich der in den Revieren vorhandenen Infrastruktur zur Förderung und Aufbereitung des Rohstoffs 
bestens für die Wiederbelebung einer traditionellen und Entwicklung einer neuen Kohlechemie eig-
nen. Die chemische Nutzung des Rohstoffs Kohle bietet sich förmlich als überaus geeignete „neue“ 
Wertschöpfungskette an. Vom Schaffen solcher Ketten wird im Bericht allerorts und zumeist ganz 
allgemein meditiert, doch konkret wird kaum eine benannt – es sei denn, es handele sich um offen-
sichtlich zukünftige high tech-Varianten, die aber nur eine vergleichsweise geringe Anzahl von Ar-
beitsplätzen versprechen, die den Qualifikationen der jetzt in der Kohleindustrie Beschäftigten 
schwerlich entsprächen. Eine optimale stoffliche Nutzung von Braunkohle ist zudem volkswirtschaft-
lich notwendig, denn die aus ihr nach chemischen Umsetzungen erhältlichen Kohlenwasserstoffe und 
deren Derivate stellen Äquivalente von Erdölprodukten dar. Es ist prinzipiell möglich, alle aus Erdöl 


                                                           
 
31


  https://www.nzz.ch/meinung/kommentare/die-fluechtlingskosten-sind-ein-deutsches-tabuthema-
ld.1316333 


32
  Die Verwaltungsgerichte fordern 2 000 weitere Richter, um die Asyl-Klagewelle zu bewältigen, die sich im 


Zeitraum 2015-2017 auf 200 000 Widerspruchsverfahren vervierfacht hat. Das Robert-Koch-Institut weist auf 
eine drastische Zunahme gefährlicher Infektionskrankheiten wie Tuberkulose und AIDS hin, die ins Land ge-
kommen sind. 


33
  ZDF-Sendung "Maybrit Illner", 22.06.2017 Maybrit Illner:   


https://www.welt.de/vermischtes/article165846593/Fuer-eine-Million-Fluechtlinge-geben-wir-30-
Milliarden-Euro-aus.html 


34
  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/36350/umfrage/anzahl-der-wohnungslosen-in-deutschland-


seit-1995/ 


 https://www.youtube.com/watch?v=Iwvo4AFpo3w 
35


  https://www.bmbf.de/pub/Roadmap_Bioraffinerien.pdf 


 



https://www.nzz.ch/meinung/kommentare/die-fluechtlingskosten-sind-ein-deutsches-tabuthema-ld.1316333

https://www.nzz.ch/meinung/kommentare/die-fluechtlingskosten-sind-ein-deutsches-tabuthema-ld.1316333

https://www.welt.de/vermischtes/article165846593/Fuer-eine-Million-Fluechtlinge-geben-wir-30-Milliarden-Euro-aus.html

https://www.welt.de/vermischtes/article165846593/Fuer-eine-Million-Fluechtlinge-geben-wir-30-Milliarden-Euro-aus.html

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/36350/umfrage/anzahl-der-wohnungslosen-in-deutschland-seit-1995/

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/36350/umfrage/anzahl-der-wohnungslosen-in-deutschland-seit-1995/

https://www.youtube.com/watch?v=Iwvo4AFpo3w

https://www.bmbf.de/pub/Roadmap_Bioraffinerien.pdf
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erhältlichen Stoffgruppen oder gar Produkte auf der Basis von Braunkohle bereitzustellen. Viele neue 
der hierfür erforderlichen Prozesstechnologien sind für eine praktische Nutzung verfügbar.36 Die in 
den Szenarien der Energiewende37 figurierenden Prozesse Power-to-Gas (Elektrochemie) und vor 
allem Power-to-Liquids (mit der Nutzung von seit Langem im Rahmen der Kohlechemie entwickelten 
Verfahren, nämlich der Fischer-Tropsch-Synthesen) verlangen direkt nach chemischen Umsetzungen. 
Für die Isolation von CO2 aus vielen möglichen Prozess-Gasgemischen und seine weitere kosteneffek-
tive Bereitstellung als Rohstoff bietet sich die Adaption der Druckwechsel-Adsorption förmlich an.  


Die Verbrennung der Kohle in Kraftwerken zur Bereitstellung von Energie war und ist unter die-
sem Aspekt nichts anderes als Vergeudung. Denkbar wären auf einen ersten Blick die Synthese-
gaschemie38, die CO2-Chemie39 die Gewinnung werthaltiger Grund- und Spezialchemikalien, die Her-
stellung von synthetischen Kraftstoffen und Wachsen, etc.40 ̶  aufbauend auf Methoden und Erfah-
rungen, die in Deutschland bereits vor einem Dreivierteljahrhundert entwickelt worden waren bzw. 
international im Rahmen der sogenannten C1-Chemie der 1970/1980er Jahre zu den MtG- und MtO-
Prozessen von Mobil Oil, um nur ein Beispiel zu nennen, geführt hatten. Ähnliche Entwicklungen wa-
ren auch in der DDR im Rahmen des Programms „Neue Molekularsiebe für die Stoffwandlung und  
-trennung“ – verbunden mit Initiativen der chemischen Industrie – vorgenommen worden. Auf diese 
Weise ließe sich nicht nur treibhausgasneutral die Importabhängigkeit von Erdöl reduzieren, sondern 
auch die Rohstoffbasis der chemischen Industrie erweitern41, was einen sinnvollen Beitrag zur Preis-
stabilität und zur Steigerung der lokalen und nationalen Wettbewerbsfähigkeit leisten würde. Zudem 
erhielten damit viele Menschen in den betroffenen Bundesländern eine langfristig gesicherte und 
nicht staatlich alimentierte Perspektive.42, 43  Noch ist die Akzeptanz für solche Technologien vor allem 
in den neuen Bundesländern vorhanden, bald aber wird auch diese schwinden, und es könnten nur 
noch saubere, einfache Beschäftigungen im Dienstleistungssektor gesucht werden. 


                                                           
 
36


  Als eine überaus erfahrene Forschungs- und Entwicklungsstätte steht im benachbarten Sachsen die TU Berg-
akademie Freiberg, die sich als Ressourcenuniversität versteht, zur Verfügung. Ihre Fähigkeiten in der Tech-
nologie-Entwicklung insbesondere für den Rohstoff Kohle werden international beworben, vgl. das Interview 
mit Prof. Bernd Meyer im führenden Fachjournal der Chemieindustrie der VR China China Chemical Industry 
News, am 27. Februar 2019: https://tu-freiberg.de/fakult4/iec/evt/an-interview-with-prof-bernd-meyer-in-
the-china-chemical-industry-news 


37
  https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/pressemitteilungen/2017/20171212-studie-


erneuerbare-gase.pdf 
38


  Die Synthese des Methanols, eines Ausgangsstoffes einer weitverzweigten Chemie, setzt lediglich ein billiges 
Synthesegas (CO + 2 H2) voraus, das auf Basis von Braunkohle, Steinkohle, aber auch von Holz, Torf, ja sogar 
von Müll hergestellt werden kann. Für die Kohlehydrierung ist möglichst aschearmes, bituminöses Material 
nötig.  


39
  Allein im Beilstein Journal of Organic Chemistry wurden vom Mai 2015 bis zum Dezember 2018 mehr als 


hundert wissenschaftliche Arbeiten zur CO2-Chemie veröffentlicht. 
40


  https://baunetzwerk.biz/braunkohle-zukunft-freiberg/150/1990/86817/ 
41


  http://ibi-wachstumskern.de/tl/index.php 
42


  Es liegt die Annahme nahe, dass die Überlast an „grüner“ Ideologie in der Kohlekommission und die Erinne-
rung an Umweltschäden, die von der chemischen Industrie der DDR, welche teilweise auch auf den Braun-
kohle-Ressourcen ihrer Reviere basierte bzw. der gegenwärtig niedrige Erdölpreis, Gedanken dieser Art als 
eine mögliche Erwägung von  vornherein ausgeschlossen haben könnten. Doch warum sollte es keine „sau-
bere“ Kohlechemie geben können? Leider trägt „grüne“ Ideologie in der öffentlichen Wahrnehmung direkt 
und indirekt maßgeblich zu einer Herabwürdigung der Chemie im Allgemeinen und auch als Wissenschaft im 
Besonderen bei, s. beispielsweise auch den dümmlichen ZDF-Werbespot „An meinen Körper lasse ich keine 
Chemie ran!“.  


43  Natürlich kann auch auf der Grundlage von Erdgas als Rohstoff eine C1-Chemie entwickelt werden.  
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Zwei große wirtschaftspolitische Schritte (mit einem als direktem Fehler) der deutschen politi-
schen Führung, nämlich die Ausstiege aus der Kern- bzw. der Kohleenergie, ähneln einander in ver-
blüffender Weise, und zwar in der Totalität ihrer, der Gesellschaft oktroyierten Alternativlosigkeit. 
Für beide werden per definitionem ihre Ausweglosigkeit und damit ihr Ende festgelegt. Eine einge-
hende und nicht ideologisch ausgerichtete wissenschaftlich-technische Prüfung erfolgte bzw. erfolgt 
nicht. Damit wird auch der Blick auf eigentlich zeitgleich ablaufende Innovationen der internationa-
len Technologie-Entwicklung, die die genannten ungeheuer kostspieligen Großexperimente als obso-
let erscheinen lassen, versperrt. Zudem wird die gesellschaftliche Akzeptanz jener fragwürdigen Ent-
wicklungen von angepassten Vertretern der Wissenschaft und der Wirtschaft befördert.  


 


16. Der von der Kohlekommission vorgeschlagene Kompromiss ist weniger der offiziell gelobte Erfolg 
als ein vorhersehbares Ergebnis von Diskussionen zwischen Vertretern unterschiedlicher Richtungen, 
was kaum eine Lösung der tatsächlichen Probleme darstellt. Die Kommission war wohl zuletzt be-
strebt, das Thema einvernehmlich mit ihren politischen Auftraggebern abzuhandeln, um nicht ergeb-
nislos auseinanderzugehen.44 


Der Kompromiss besteht (i) in einem Ausstiegsdatum, das sowohl von Kohlegegnern als auch Re-
alpolitikern als jeweiliges Grenzdatum noch akzeptierbar sei; (ii) in großen – wenn letztlich wohl nicht 
ausreichenden  ̶  finanziellen Leistungen aus Steuermitteln, um alle Betroffenen und Beteiligten zu 
befrieden; (iii) in vielfältigen, jedoch kaum übersehbaren Empfehlungen für Maßnahmen und auch 
Alibi-Leistungen für einen Strukturwandel und den Klima- wie auch den Landschaftsschutz.45 Leider 
sind die Probleme der Versorgungssicherheit und Stromnetze bei Ausfall der EE vertagt worden; not-
falls müsste im Ausland Kohle- und / oder Atomstrom“ gekauft werden, was in wachsendem Maße 
fraglich sein wird. Doch angesichts der populistischen Begehren dogmatischer Gruppen hinter allen 
Verhandlungsseiten, die nüchterne und sachbezogene Diskussionen für das Finden von Lösungen im 
Vorfeld anstehender Wahlen erschweren, ist der gefundene Kompromiss ein Fortschritt. Dennoch 
löst er kein Problem, sein Beitrag für den Schutz des globalen Klimas ist vernachlässigbar klein, er ist 
im Industrieland Deutschland industriefeindlich, und er „setzt Zeichen“ insbesondere durch enorme 
Kosten, die die Bürger dann an anderer Stelle und losgelöst von dieser Entscheidung wiederfinden 
werden.46, 47 
                                                           
 
44


  Die Kommission handelte zudem unter Zeitdruck, was angesichts der empfohlenen Termine völlig unver-
ständlich ist. 


45
  Die Wunschliste der vier Länder und auch des Saarlandes, für das übrigens von der Kohlekommission auch 


die Einrichtung einer Automobil-Universität (!) empfohlen wird, mutet wie das Angebot eines grandiosen Ko-
lonialwarenladens an.  


46
  Doch wie in dem Bericht „Verfügbarkeit ausländischer Kraftwerkskapazitäten für die Versorgung in Deutsch-


land“ des Bundesverbands für Energie- und Wasserwirtschaft e.V. vom 28. Mai 2018 festgestellt worden ist, 
waren die Überkapazitäten in Deutschland und den Anrainerstaaten zu diesem Zeitpunkt um den Faktor 3-4 
niedriger (um 15 bis 23 GW) als bislang angegeben oder interpretiert worden war. Auch die in dem BMWi-
/BNetzA-Papier vom 14. November 2017 genannten europäischen Überkapazitäten von 40 GW sind nicht 
belegt und erscheinen zu hoch. Dazu wird in Ref.


44
 festgestellt: „Die angekündigten oder diskutierten Pla-


nungen in den betrachteten Staaten zeigen einen allgemeinen Trend des Abbaus von Kohlekapazitäten so-
wie von Kernenergie bei einem gleichzeitigen starken Zuwachs von EE. Dies entspricht den absehbaren Ent-
wicklungen in Deutschland. Die derzeit noch vorhandenen Überkapazitäten an gesicherter Leistung schmel-
zen damit in Europa mittel- bis langfristig ab. Damit stehen auch die Nachbarländer vor der Herausforde-
rung, die Versorgungssicherheit bei steigenden Anteilen volatiler Kapazitäten zu gewährleisten. Dies würde 
bedeuten, dass sich Deutschland in Knappheitssituationen künftig nur bedingt auf Lieferungen aus dem Aus-
land verlassen kann.“ 


47
  


https://web.archive.org/web/20180823041925/https://www.bdew.de/media/documents/PI_20180822_Ve
rfuegbarkeit-auslaendischer-Kraftwerkskapazitaeten.pdf 
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Man stelle sich also darauf ein, dass der mit der Bezeichnung „Kohlekompromiss“ beschönigte 
„Ausstieg aus der Kohle“ bezüglich des Klimaschutzes nur Symbolcharakter trägt. In Deutschland 
werden aber weitere soziale Probleme nicht nur in den Kohlerevieren auftreten. Eine gesicherte 
Energieversorgung, z.B. auch durch unterirdische Stromtrassen, die ihrerseits Anlass für neue Bürger-
initiativen geben werden, und das Bereitstellen enormer Ausgleichsummen aus Steuermitteln wer-
den die Gesellschaft belasten. Die gegenwärtig proklamierte Politik der „Gerechtigkeit“ wird sodann   ̶ 
speziell in Sachen Finanzierung  ̶  durch neue Schulden zu Lasten künftiger Generationen, die dann 
eine weitere Friday-for-Future-Welle auslösen dürfen, gekennzeichnet sein. Die psychischen Lasten 
für die betroffenen Menschen, deren Mehrheit nun im Verlauf von nur dreißig Jahren eine neue 
„Wende“ ihres Lebens zu verkraften hat, bleiben unerwähnt.  


Am 31. Januar 2019 trafen die vier Vorsitzenden der Kohlekommission, die Ministerpräsidenten 
der betroffenen Bundesländer und mehrere Bundesminister im Kanzleramt mit der Bundeskanzlerin 
zusammen. Es sollte ein Zeitplan für ein Maßnahmengesetz festgelegt werden, dessen Eckpunkte am 


30. April 2019 vorliegen werden. Man vergleiche hierzu 
eine Mitteilung, die in der Berliner Zeitung vom 2./3. 
Februar 2019 veröffentlicht worden ist, s. Bild 2. 


 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Bild 2. Mitteilung der Berliner Zeitung über einen ersten Schritt 
zur Verwirklichung der Empfehlungen der Kohlekommission 
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Im Bericht der Kohlekommission sucht man vergebens nach einem Widerhall folgender Worte48 :  
 


„Die stoffliche Nutzung von Braunkohle kann zu einer nachhaltigen Perspektive für die Braunkohle-
regionen in Deutschland beitragen. Es geht jedoch erst einmal um einen Wiedereinstieg in diese 
Technologie. Statt eines Strukturbruchs mit vollständigem Ausstieg aus der Braunkohle-
Verstromung wird so die Chance zu einem strukturierten Wandel ermöglicht. Wir brauchen einen 
sukzessiven Übergang.“ 


 
Man könnte dies aber auch in Verbindung mit dem folgenden Befund aus dem Abschlussbericht der 
Kohlekommission als ein hoffnungsvolles Zeichen für die Zukunft der Kohle, d.h. als eines Glieds einer 
bleibenden „Wertschöpfungskette“ in den Revieren, verstehen: Es wird jeweils etwa sechzig Mal von 
der „Beendigung der Kohleverstromung“ bzw. „Stilllegung von Kohlekraftwerken“, aber nur ganz 
wenige Male, d.h. drei bis fünf Mal, von einer Beendigung der Kohleförderung  oder einem „Aus-
stieg“ aus dieser oder „Stilllegung eines Tagebaus“ gesprochen. Ansonsten treten diese alles ent-
scheidenden Begriffe, nämlich „Beendigung“, „Stilllegung“ und „Ausstieg“, nicht auf, allenfalls das 
letzte als „Ausstieg aus der Kernenergie“. Es bleibt unklar, ob dieses Missverhältnis von den Verfas-
sern des Berichts absichtlich, um sich ggf. künftig einen sophistischen Ausweg offen zu halten, oder 
unbewusst zugelassen worden ist. Darüber könnte auch nur von Außenstehenden spekuliert werden 
– doch immerhin.  …  Vertreter der „grünen“ Zunft in der Kohlekommission sollten jedenfalls wegen 
dieser Unbedachtheit beim Formulieren des Abschlussberichts durchaus ins Grübeln geraten.   


Im Übrigen hat neben anderen auch Prof. H.J. Schellnhuber, Mitglied der Kommission, bereits Kri-
tik an den von ihr unterbreiteten Vorschlägen für einen „Strukturwandel“ in den Braunkohle-


Revieren geäußert.49  
 
 


The world needs to be working on lots of solutions to stop climate change.50 
Bill Gates 


 
 
 
 
eMail des Autors: mrtnblw@gmail.com 
 
 
 


                                                           
 
48


   Robert Haseloff, Ministerpräsident des Bundeslandes Sachsen-Anhalt: 


  https://magdeburger-news.de/?this=frame&cut=1096&c=20180301094534  
49


  ARD-Monitor, 21.2.2019: Milliarden für den Braunkohle-Ausstieg: Symbolprojekte statt Strukturwandel?  


 http://mediathek.daserste.de/Monitor/Milliarden-für-den-Braunkohle-Ausstieg-
/Video?bcastId=438224&documentId=60498026 


50
  https://www.gatesnotes.com/About-Bill-Gates/Year-in-Review-2018 
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Definitionen, Pigmenttypen, Eigenschaften von Pigmenten, Wechselwirkung mit Licht 


Pigmente werden in moderner Weise als aus kleinen Partikeln bestehende Substanzen definiert, die 
praktisch unlöslich in ihrem Anwendungssystem sind und als Farbmittel oder aber wegen spezieller 
korrosionshemmender bzw. magnetischer Eigenschaften eingesetzt werden (DIN EN ISO 2017). Sie 
unterscheiden sich von Farbstoffen, die ebenfalls zu den Farbmitteln zählen, dadurch, dass diese 
praktisch vollständig in ihrem Anwendungsmedium löslich sind. Die wichtigsten Anwendungssysteme 
für Pigmente sind Auto- und Industrielacke, Anstrichfarben, Kunststoffe, Druckfarben, kosmetische 
Formulierungen und Baumaterialien. Weitere Anwendungen für Pigmente finden sich in Papier, 
Gummi, Glas, Porzellan, Glasuren und Malfarben. 
    Der Begriff „Pigment“ leitet sich vom lateinischen Word „pigmentum“ ab, welches ursprünglich im 
Sinne eines färbenden Materials genutzt wurde. Im Mittelalter wurde die Bezeichnung „Pigment“ auch 
für farbige Pflanzenextrakte verwendet. In der Terminologie der Biologie beschreibt die Bezeichnung 
bis heute pflanzliche und tierische Farbmittel, die in „gelöster“ Form als extrem kleine Partikel in Zellen 
oder Zellmembranen, als Ablagerungen im Gewebe oder suspendiert in Körperflüssigkeiten vorliegen. 
In all diesen Fällen ist die Verwendung des Begriffs „Pigment“ missverständlich. Im Sinne einer 
einheitlichen Terminologie sollte er hier durch die geeignetere Bezeichnung „Farbstoff“ ersetzt werden 
(Pfaff 2017). 
    Der Begriff „Farbmittel“ umfasst alle farbigen Verbindungen unabhängig von ihrer Herkunft oder 
Verwendung. Einige Pigmente und Farbstoffe existieren in natürlichen und synthetischen Variationen. 
Pigmente werden bei ihrer Anwendung auf Oberflächen (Substrate) aufgebracht, wobei Bindemittel, 
in die die Teilchen eingebettet werden, notwendig sind (Lacke, Anstrichfarben, Druckfarben, 
kosmetische Formulierungen). Bei der Einfärbung von Kunststoffen wird häufig das gesamte 
Polymermaterial pigmentiert. Farbstoffe werden bei der Verwendung auf unterschiedliche 
Oberflächen aufgebracht. Beispiele hierfür sind Textilien, Leder, Papier und Haar, auf welche die 
Farbstoffe in gelöster Form appliziert werden. Im Unterschied zu Pigmenten müssen Farbstoffe eine 
Affinität zu den Substraten besitzen, auf denen sie fixiert werden sollen. 
    Pigmente werden entweder nach ihrer chemischen Zusammensetzung oder nach ihren optischen 
und technischen Eigenschaften eingeteilt. Fundamental ist die Unterscheidung nach anorganischen 
und organischen Pigmenten. Abbildung 1 zeigt eine Einteilung von Pigmenten und Farbstoffen 
innerhalb der Kategorie „Farbmittel“ (farbgebende Materialien). Füllstoffe als Substanzen, die eine 
enge Verwandtschaft zu Pigmenten aufweisen, sind hier mit aufgenommen. Die Abbildung 
verdeutlicht, dass Farbstoffe ihrer Natur nach organische Verbindungen sind und dass weiße 
Farbstoffe nicht existieren. 
    Abbildung 2 enthält eine detaillierte Klassifizierung der anorganischen Pigmente. Es existieren 
weiße, bunte und schwarze Pigmente sowie Pigmente mit speziellen Eigenschaften. Zudem werden 
die wichtigsten Vertreter der verschiedenen Pigmentkategorien aufgeführt. Weißpigmente sind durch 
Titandioxid (Rutil und Anatas), Zinksulfid (einschließlich der Lithopone) und Zinkoxid vertreten. 
Buntpigmente zeigen die breiteste Variation, die von Blau (komplexe Metalloxide, Ultramarin, Berliner 
Blau) über Grün (Chrom(III)-oxid, komplexe Metalloxide) und Gelb (Eisen(III)-oxidhydroxid, komplexe 
Metalloxide, Chromate, Bismutvanadat, Cadmiumsulfid) bis zu Rot (Eisen(III)-oxid, Cadmiumselenid, 
Molybdate, Cer(III)sulfid, Oxonitride) reicht. 
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Wichtigster Vertreter für Schwarzpigmente ist Ruß. Basierend auf dieser Vielfalt an Bunt-, Weiß- und 
Schwarzpigmenten ist es möglich, nahezu alle denkbaren bunten und unbunten (weiß, schwarz, grau) 
Farbtöne zu erhalten. Zur Erzielung eines bestimmten Farbtons können sowohl Einzelpigmente als 
auch Mischungen von zwei und mehr Pigmenten zum Einsatz kommen. 


Spezialpigmente werden in die Klassen Effektpigmente (Glanzpigmente) mit den zwei Unterklassen 
spezielle Effektpigmente (Perlglanzpigmente, Interferenzpigmente) und Metalleffektpigmente, 
transparente Pigmente, Lumineszenzpigmente (Leuchtpigmente) mit den zwei Unterklassen 
Fluoreszenzpigmente und Phosphoreszenzpigmente, magnetische Pigmente und antikorrosive 
Pigmente eingeteilt. Die beiden letztgenannten Klassen sowie einige transparente Pigmente zählen zur 
Kategorie der funktionellen Pigmente. Andere Materialien, die ebenfalls zu den funktionellen 
Pigmenten gezählt werden, die aber in der zuvor genannten DIN EN ISO von 2017 fehlen, sind 
elektrisch leitfähige, IR-reflektierende, UV-absorbierende und lasermarkierbare Pigmente. 
 


 
 


Abbildung 1: Klassifikation der Farbmittel (* Effektpigmente, transparente Pigmente, 
Lumineszenzpigmente, funktionelle Pigmente, ** Effektpigmente, Lumineszenzpigmente).  


 
    Eine andere Einteilung für anorganische Pigmente basiert auf deren chemischer Zusammensetzung, 
z. B. 
 


- Oxide und Oxidhydroxide: -Fe2O3, -FeOOH, -Fe2O3, Fe3O4, Cr2O3, CrOOH, CoAl2O4, 
(Ti,Ni,Sb)O2 


- Sulfide und Selenide: CdS, Cd(S,Se), CdSe, -Ce2S3 
- Chromate, Molybdate, Vanadate: PbCrO4, Pb(Cr,S)O4, Pb(Cr,S,Mo)O4, BiVO4, 4BiVO4


 
 


3Bi2MoO6   
- Ultramarin: Na7Al6Si6O24S2-4 
- Hexacyanoferrat: K[FeIIFeIII(CN)6] ]  x H2O 
- Oxonitride: CaTaO2N and LaTaON2 
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Abbildung 2: Klassifikation der anorganischen Pigmente. 
 
Generell gilt, dass anorganische Pigmente stabiler gegenüber dem Einfluss von Licht, Temperatur, 
Chemikalien und Atmosphärilien sind als organische Pigmente. Vorteilhaft für anorganische Pigmente 
sind zudem deren niedrigere Produktionskosten. Organische Pigmente benötigen für ihre Herstellung 
zumeist mehrstufige Synthesen und teure Ausgangsstoffe. Beide Faktoren führen zu vergleichsweise 
hohen Marktpreisen für organische Pigmente. Gegenüber anorganischen Buntpigmente sind 
organische Pigmente allerdings häufig farbintensiver und daher auch attraktiver für verschiedene 
Anwendungen. Die genannte geringere Stabilität organischer Pigmente, eine vergleichbare Situation 
liegt bei Farbstoffen vor, führt im Verlauf der Zeit zu deren Degradation bei der Wechselwirkung mit 
UV-Strahlung und atmosphärischen Einflüssen. Die Verwendung von UV-Absorbern beim Einsatz von 
organischen Farbmitteln stellt eine wirksame Möglichkeit dar, deren Lebenszeit in 
Anwendungsmedien zu verlängern.  
 
Die Wahl eines Pigmentes für eine spezifische Anwendung schließt verschiedene Kriterien ein: 
- Farbeigenschaften: Farbe, Farbstärke, Aufhellvermögen, Deckvermögen 
- chemische und physikalische Eigenschaften: chemische Zusammensetzung, Teilchengröße, 


Teilchengrößenverteilung, Dichte, Feuchtigkeits- und Salzgehalt, Gehalt an wasser- und 
säurelöslichen Bestandteilen, Härte 


- Stabilitätseigenschaften: Stabilität gegenüber Licht (besonders UV-Licht), Hitze, Feuchtigkeit, 
Chemikalien 


- Verhalten in Bindemitteln und anderen Anwendungsmedien: Dispergiereigenschaften, 
Wechselwirkung und Interaktion mit den Komponenten des Bindemittels 


 
Die optischen Eigenschaften eines pigmentierten Systems werden vor allem durch folgende Faktoren 
bestimmt: 


- Pigmenteigenschaften wie Teilchengröße, Teilchengrößenverteilung, Teilchenform, Brechzahl, 
Streukoeffizient, Absorptionskoeffizient 


- Eigenschaften des Anwendungsmediums (Bindemittel) wie Brechzahl, Absorption 
- Pigmentvolumenkonzentration im pigmentierten System. 
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Geometrische Parameter wie Teilchengröße (Teilchendurchmesser), Teilchengrößenverteilung und 
Teilchenform gehören zu den besonders wichtigen Eigenschaften von Pigmenten. Teilchen bzw. 
Partikel werden als kleinste individuelle Einheiten eines Pigments bzw. allgemein eines Pulvers 
definiert. Struktur, Größe und Form von Teilchen können in starkem Maße variieren. Typische in 
Pigmenten auftretende Einheiten von Partikeln sind Primärteilchen, Agglomerate und Aggregate 
(Abbildung 3). 
 


- Primärteilchen (individuelle Partikel): Teilchen, die als Einzeleinheiten bei Verwendung 
geeigneter Aufnahmemethoden (optische Mikroskopie, Elektronenmikroskopie) erkennbar 
sind; Primärteilchen sind aus Sicht der Anwendung die optimalen Einheiten für ein Pigment. 


- Agglomerate: Zusammenlagerungen von Primärteilchen und/oder Aggregaten, wobei die 
Berührung der Partikel untereinander typischerweise über Ecken und Kanten erfolgt; 
Agglomerate können durch mechanische Einwirkung in der Regel leicht zerstört und in 
Primärteilchen bzw. kleinere Einheiten überführt werden. 


- Aggregate: Zusammenlagerungen von Primärteilchen, wobei die Berührung der Partikel 
untereinander typischerweise über Flächen erfolgt; Resultat sind fest aneinander haftende 
Teilchen, die nur schwierig oder überhaupt nicht voneinander zu trennen sind; sie stellen 
anwendungstechnisch häufig ein Problem dar. 


 


 
 
Abbildung 3: Primärteilchen, Agglomerate und Aggregate. 
 
Entscheidend für das optische Erscheinen eines Pigments ist dessen Wechselwirkung mit Licht aus dem 
Bereich des für das menschliche Auge sichtbaren Spektrums (etwa 400 bis 750 nm). Folgende 
Wechselwirkungen sind für die wichtigsten Pigmentklassen zu betrachten: 
 


- Weißpigmente: Die optische Wirkung beruht auf nichtselektiver Streuung von sichtbarem Licht 
an den Pigmentteilchen. 
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- Buntpigmente: Die optische Wirkung beruht auf selektiver Absorption von sichtbarem Licht 


verbunden mit Lichtstreuung an den Pigmentteilchen. 
- Schwarzpigmente: Die optische Wirkung beruht auf nichtselektiver Absorption von sichtbarem 


Licht an den Pigmentteilchen. 
- Effektpigmente: Die optische Wirkung beruht auf der gerichteten Reflexion von sichtbarem 


Licht an überwiegend flächig ausgebildeten und ausgerichteten metallischen 
(Metalleffektpigmente) oder stark lichtbrechenden transparenten Pigmentteilchen 
(Perlglanzpigmente) oder auf dem Phänomen der Interferenz (Interferenzpigmente). 


- Lumineszenzpigmente: Die optische Wirkung beruht auf der Fähigkeit dieser Pigmente, 
Strahlung zu absorbieren und als Licht größerer Wellenlänge mit zeitlicher Verzögerung 
(Phosphoreszenz) oder ohne zeitliche Verzögerung (Fluoreszenz) auszusenden. 


 
Abbildung 4 stellt diese Wechselwirkung anhand von Pigmentteilchen, die in ein Anwendungsmedium 
eingebettet sind, vergleichend dar. Die bei Buntpigmenten durch die Absorption von Licht auftretende 
Farbe hat ihren Ursprung in der Wechselwirkung von sichtbarem Licht mit den Valenzelektronen der 
als Festkörper zu betrachtenden Pigmente. Entscheidend für eine spezifische Absorption sind die 
beteiligten Elemente (Kationen, Anionen), deren Oxidationszustände bzw. Elektronenkonfigurationen 
sowie die jeweilige Kristallstruktur. Die sich davon ableitende spezielle elektronische Struktur der 
Pigmente ist die Grundlage für elektronische Übergänge zwischen verschiedenen energetischen 
Zuständen und damit für die Absorption bestimmter Lichtwellenlängen und die Entstehung von Farbe 
(Nassau 1983; Tilley 2000). 


 
 
Abbildung 4: Optische Wechselwirkung von sichtbarem Licht mit Teilchen verschiedener 
Pigmentklassen in einem Anwendungsmedium, z. B. in einem Lack. 
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Historische Pigmente – vom Beginn der Pigmentnutzung bis ins 18. Jahrhundert 
 
Die Geschichte der Pigmente ist eng verbunden mit der Kulturgeschichte der Menschheit. Der Beginn 
der Nutzung von anorganischen Pigmenten reicht zurück bis in die Frühgeschichte der menschlichen 
Gesellschaft. Unsere Vorfahren waren bereits vor Jahrtausenden in der Lage, auf einfache Art und 
Weise Textilien, Felle und Gebrauchsgegenstände unter Verwendung natürlich vorkommender 
Substanzen einzufärben. Diese waren zumeist pflanzlichen Ursprungs, konnten aber auch von Tieren 
stammen. 
    Höhlenmalereien wie jene in Altamira und Lascaux gehen auf die Eiszeit zurück. Sie wurden mit 
großer Wahrscheinlichkeit vor 15.000 bis 30.000 Jahren angefertigt. Dabei kamen natürliche 
Manganoxide und Holzkohle für Schwarztöne zum Einsatz, während Gelb-, Orange- und Rottöne mit 
Hilfe von natürlich vorkommenden Eisenoxiden erzeugt wurden. Calciumcarbonat war die Basis für 
weiße und helle Farbtöne. Die verwendeten Erdfarben wurden teils am Feuer oxidiert und mit Fetten 
oder Harzen gemischt. Gelber Ocker und Roter Ocker (Erden) wurden aus Gestein durch Zerstoßen, 
Schlämmen und Mahlen aufbereitet. Roter Ocker konnte durch Erhitzen von Gelbem Ocker gewonnen 
werden. Es kann angenommen werden, dass bereits in dieser Zeit natürliche Materialien in 
pulverisierter Form auch als Pigmente zur Körperbemalung Anwendung fanden. So kann die Nutzung 
von Pigmenten zum Zweck der Einfärbung von Oberflächen als eine der ältesten kulturellen Aktivitäten 
der Menschheit angesehen werden. Die Künstler der Eiszeit verwendeten Pigmente meist ohne ein 
Bindemittel. Die Felszeichnungen überlebten die Jahrtausende nur deshalb, weil Sickerwasser, welches 
farblose Mineralien enthielt, die Pigmente mit schützenden transparenten mineralischen Schichten 
überzog. 
    Die Methoden zur Herstellung von anorganischen Materialien, die sich als Pigment eigneten, wurden 
einige Jahrtausende später vor allem in den antiken Zentren Ägypten und Babylon weiterentwickelt. 
Die Wände von Tempeln, Grabkammern und Steingebäuden sowie Holz- und Keramikoberflächen 
wurden zur farblichen Gestaltung genutzt. Als Pigmente kamen Eisenoxidschwarz, 
Manganoxidschwarz sowie Bleisulfid (Galena) für Schwarztöne, Eisenoxidrot und Kupfer in kolloidaler 
Form für Rottöne sowie Calciumcarbonat und Kaolinit für Weißtöne zum Einsatz. Arsensulfid und 
Neapelgelb waren die ersten Gelbpigmente, während Ultramarin in Form von zerstoßenem Lapislazuli, 
Ägyptisch Blau, Kobaltaluminat und gemahlenes kobalthaltiges Glas (Smalt) für Blautöne Anwendung 
fanden. Erste grüne Pigmente waren Grüne Erde und Malachit. Einige dieser Pigmente waren nicht 
natürlichen Ursprungs. Sie wurden mit Hilfe von empirisch-chemischen Methoden synthetisiert. Die 
Verwendung von toxischen Substanzen wie Arsen- und Antimonverbindungen in kosmetischen 
Formulierungen war weit verbreitet. Auch die Metalle Gold, Silber und Kupfer kamen als Farbmittel 
bei der Gestaltung von Oberflächen bereits zum Einsatz. Ägyptisch Blau war das wichtigste Pigment in 
Ägypten, da Blau als göttliche Farbe galt. Es wurde aus Kalkpulver, Quarzsand, Kupferoxid und Soda 
(Flussmittel) hergestellt. 
    Tausend Jahre später stand im antiken Griechenland mit Zinnober ein weiteres Rotpigment zur 
Verfügung. Auch im Römischen Reich wurde dieses natürlich gewonnene Pigment vielfältig genutzt. 
Quelle hierfür waren die Vorkommen in Almadén in Spanien. Mit Bleiweiß und rotem Bleioxid kamen 
im antiken Rom weitere Pigmente zur Anwendung, die in den folgenden Jahrhunderten eine wichtige 
Rolle im Bereich der farblichen Gestaltung spielen sollten. Neue Handelswege nach Fernost 
ermöglichten den Import von organischen und anorganischen Farbmitteln, von denen Indigo und 
verschiedene farbige Mineralien eine besondere Bedeutung besaßen. Sowohl Griechen als auch Römer 
entwickelten die vorhandenen Techniken bei der Verwendung von Pigmenten entscheidend weiter. 
    Im Mittelalter war zunächst die Buchmalerei von überragender Bedeutung. Die Tafelmalerei als 
Malerei auf eigenständigem Maluntergrund (zunächst auf der Holztafel, in der Folge auf Leinwand) 
entwickelte sich erst im Laufe der Zeit. Im 12. Jahrhundert wurde Venedig zum Hauptumschlagplatz 
für Farbmittel in der Welt. Verschiedene Adelsfamilien aus Venedig und Florenz begannen mit der 
Förderung der Kunst. Maler und andere Künstler kamen in die zu jener Zeit wichtigsten Metropolen 
Italiens und übernahmen Auftragswerke für ihre Geldgeber. Die Kirche war traditionell ebenfalls 



https://de.wikipedia.org/wiki/Mittelalter

https://de.wikipedia.org/wiki/Buchmalerei

https://de.wikipedia.org/wiki/Tafelbild_(Malerei)

https://de.wikipedia.org/wiki/Leinwand
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wichtiger Auftraggeber für Maler und Bildhauer. Die Freskomalerei erlebte in der Frührenaissance ihre 
Blütezeit. Die Kompatibilität der verwendeten Pigmente mit dem kalkhaltigen Untergrund war ein 
spezifisches Problem bei den zu gestaltenden Fresken. Blaue Farbtöne wurden typischerweise „a 
secco“ aufgebracht, weil die verfügbaren Blaupigmente durch den Kalk angegriffen und damit 
verändert wurden. Die Farbpalette reichte von Erdfarben (Gelber Ocker, Terra di Siena) über 
Mineralfarben bis zu synthetisch erzeugten Pigmentfarben (Bleizinngelb, Smalte). Die Farben wurden 
auf Basis von teils geheim gehaltenen Rezepturen hergestellt. 
    Eine bedeutende Entwicklung nahm die Malerei in der Renaissance, wobei Techniken der Ölmalerei 
eine völlig neue Qualität erreichten. Die Palette der bereits früher verwendeten Pigmente wurde um 
die Grüne Erde (natürliches Erdpigment als Verwitterungsprodukt von eisenhaltigen Silikaten, 
gereinigt) erweitert. Farbintensive Sorten dieses Grünpigments kamen aus der Gegend von Verona 
(Veroneser Grüne Erde) und aus Böhmen (Böhmische Grüne Erde). Wichtige Pigmente in der Malerei 
waren zudem Neapelgelb, Auripigment, Bleizinngelb, Zinnober, Realgar, Karmin (Calcium- und 
Aluminiumsalze der Karminsäure), Malachit, Bleiweiß und Malerkohle. 
    Im 18. Jahrhundert gelang auf Basis des zu diesem Zeitpunkt erreichten Wissenstandes der Chemie, 
die sich mehr und mehr von der Alchemie zu einer Wissenschaft entwickelt hatte, erstmals die gezielte 
Synthese verschiedener anorganischer Pigmente. So standen im Verlauf dieses Jahrhunderts die 
Pigmente Berliner Blau, Scheeles Grün, Schweinfurter Grün, Kobaltgrün, Kobaltblau und Chromgelb 
zur Verfügung. Die Herstellung dieser Pigmente fand zunächst in Werkstätten und kleinen Firmen statt. 
Diese sollten zu den Keimzellen des im 19. Jahrhundert erfolgenden rasanten Aufschwungs der 
Farbenchemie werden. 
    Die folgende Aufstellung enthält die wichtigsten Vertreter der historischen Pigmente (Zeitraum: 
Frühzeit des Menschen bis 18. Jahrhundert):  
 


- Weiß: Bleiweiß (2 PbCO3  Pb(OH)2), Kaolin 


- Schwarz: Kohle (Holzkohle), Groutit (-MnOOH), Manganit (γ-MnOOH), Hausmannit (Mn3O4)  


- Gelb: Gelber Ocker (-FeOOH), Auripigment (As2S3), Bleiocker (PbO), Bleizinngelb (Pb2SnO4, 
PbSn2SiO7), Neapelgelb (Pb(SbO3)2), Zinkgelb (Zn2CrO4), Indischgelb (C19H16O10)  


- Rot: Roter Ocker (-Fe2O3), Terra di Siena (-Fe2O3), Zinnober (HgS), Bleirot (Pb3O4), Alizarin 
Krapplack, Alizarinrot (C14H8O4)  


- Grün: Grüne Erde (Fe-Silicate), Schweinfurter Grün (C4H6As6Cu4O16)  
- Blau: Lasurit (Lapislazuli), Ägyptisch Blau (CaCuSi4O10), Azurit (2 CuCO3  Cu(OH)2), Malachit 


(CuCO3  Cu(OH)2), Kobaltblau (CoAl2O4) 


- Braun: Gebrannte Umbra (Fe2O3  x MnO2), Brauner Ocker (-Fe2O3 + Mn-Oxide), Limonit 
(Gemisch verschiedener Fe-Oxide) 


   
Moderne anorganische Pigmente – aktueller Stand und neue Entwicklungen 
 
Im 19. Jahrhundert setzte sich die im Jahrhundert zuvor begonnene Entwicklung der Synthese neuer 
anorganischer Pigmente kontinuierlich fort. Viele der nun entstehenden chemischen Fabriken 
spezialisierten sich auf die industrielle Herstellung anorganischer und organischer Pigmente sowie auf 
die technische Synthese von Farbstoffen. Neben der Erweiterung der Farbpalette konnte auf Basis 
chemischer Verfahren ein einfacher und kostengünstiger Zugang zu verbesserten Farbmitteln bei 
reproduzierbarer Qualität erreicht werden.  
    Zahlreiche neue anorganische Pigmente erweiterten auf diese Weise im 19. Jahrhundert das 
Sortiment an technisch nutzbaren Farbmitteln: Chromoxidgrün, Cadmiumgelb, Zinkweiß, 
Ultramarinblau, Eisenoxidrot, Metallbronzen (Cu/Zn). Weitere synthetische anorganische Pigmente 
kamen im 20. Jahrhundert auf den Markt: Titandioxid, Cadmiumrot, Eisenoxidgelb, Eisenoxidschwarz, 
Bismutvanadat, Effektpigmente auf der Basis von Glimmer. Nachdem erste synthetische organische 
Pigmente bereits seit dem 19. Jahrhundert zur Verfügung standen, erweiterte sich deren Palette im 
20. Jahrhundert ebenfalls sehr stark. 



https://de.wikipedia.org/wiki/Malerei_der_Renaissance

https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96lmalerei
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    Die Anwendungssysteme für Pigmente erfuhren gleichfalls bedeutende Veränderungen und 
Erweiterungen. Autolacke und Industrielacke, Kunststoffe, moderne Druckfarben und Kosmetika, 
sowie Baustoffe wurden zu den Treibern für die Entwicklung neuer farbgebender Produkte. Heute 
stehen die folgenden modernen anorganischen Pigmente für die verschiedenen Anwendungen zur 
Verfügung: 


- Weiß: Titandioxid (TiO2 / Rutil und Anatas), Zinkoxid (ZnO), Zinksulfid (ZnS), Lithopone (ZnS + 
BaSO4) 


- Schwarz: Ruß, Eisenoxidschwarz (Fe3O4), Spinellschwarz (CuCr2O4) 


- Gelb: Eisenoxidgelb (-FeOOH), Chromtitangelb ((Ti,Cr,Sb)O2), Nickeltitangelb  ((Ti,Ni,Sb)O2), 
Bleigelb (PbCrO4), Cadmiumgelb (CdS), Bismutgelb (BiVO4) 


- Rot: Eisenoxidrot (-Fe2O3), Molybdatrot (Pb(Cr,S,Mo)O4), Cadmiumrot (Cd(S,Se)) 
- Grün: Chromoxidgrün (Cr2O3), Chromoxidhydratgrün (CrOOH), Kobaltgrün (Co2TiO4) 
- Blau: Kobaltblau (CoAl2O4), Ultramarinblau: (Na7Al6Si6O24S3), Berliner Blau (K[FeIIFeIII(CN)6]  x 


H2O) 
- Braun: Mischungen verschiedener Eisenoxide 
- Spezielle Farbeffekte: Perlglanzpigmente, Interferenzpigmente, Metalleffektpigmente 


 
Zusätzlich sind verschiedene funktionelle Pigmente verfügbar, bei denen die Farbe eine 
untergeordnete Rolle spielt. Diese Pigmente werden wegen spezieller physikalisch-chemischer 
Eigenschaften eingesetzt, die im jeweiligen Anwendungsmedium zum Tragen kommen. Hierzu zählen 
beispielsweise korrosionshemmende, magnetische, elektrisch leitfähige, UV-absorbierende und IR-
reflektierende Pigmente.    
    Moderne Pigmente werden im industriellen Maßstab in Batch-Prozessen im Tonnenmaßstab 
hergestellt. Für die Produktion anorganischer Pigmente kommen vor allem Fällungsreaktionen sowie 
Festkörperreaktionen bei hohen Temperaturen in Frage. Für spezielle Pigmente werden 
Kristallisationsprozesse aus Salzschmelzen, Hydrothermalreaktionen und Gasphasenprozesse 
eingesetzt. Grundlage für die technischen Pigmentsynthesen sind ausgereifte chemische Prozesse, die 
zu reproduzierbaren Pigmentqualitäten führen. Anwender bekommen somit immer wieder die gleiche 
Qualität in Bezug auf Farbe und andere Pigmenteigenschaften geliefert. Lieferanten und Anwender, z. 
B. in den Bereichen Lacke, Anstrichfarben, Druckfarben, Kunststoffe und Kosmetik, stehen in engem 
Kontakt zueinander, um die Anforderungen an die Pigmente ständig abzugleichen. Qualitätskontrolle 
ist ein entscheidender Bestandteil des Produktionsprozesses. Natürliche Pigmente spielen nur noch 
bei den Eisenoxid-Pigmenten eine Rolle (Baumaterialien). 
    Der globale Pigmentmarkt umfasste 2017 eine Menge von mehr als 10 Millionen Tonnen.  Er wird 
vom Weißpigment Titandioxid (Rutil und Anatas) dominiert. Der Anteil der TiO2-Pigmente an der 
weltweiten Pigmentproduktion liegt bei etwa 60 %. Bei den produzierten Mengen  liegen Eisenoxid- 
und Ruß-Pigmente an zweiter bzw. dritter Stelle. Weit mehr als 90 % aller heute eingesetzten 
Farbmittel sind anorganische Pigmente. Gleichwohl sind organische Pigmente mit einer 
Jahresproduktion von weniger als 1 Million Tonnen ebenfalls eine attraktive Klasse der Farbmittel mit 
einer großen Anwendungsbreite (Ceresana 2017). Im Folgenden soll an drei Beispielen die Komplexität 
bei der industriellen Herstellung von anorganischen Pigmenten kurz skizziert werden. 
 
Für die industrielle Herstellung von qualitativ hochwertigen Titandioxid-Weißpigmenten stehen zwei 
Verfahren zur Verfügung, das 1916 erstmals genutzte Sulfatverfahren und das 1960 zur 
Produktionsreife gelangte Chloridverfahren (Winkler 2003; Auer 2005; Pfaff 2017). Bei beiden 
Verfahren besteht die Aufgabe darin, aus zumeist schwarzen bzw. grauen titanhaltigen Rohstoffen 
(beim Sulfatverfahren Ilmenit oder Titanschlacke, beim Chloridverfahren natürlicher oder 
synthetischer Rutil) rein weiße TiO2-Pigmente zu erzeugen. Dabei müssen vorgegebene Parameter wie 
mittlere Teilchengröße, Teilchengrößenverteilung, Teilchenform und Kristallstruktur (Rutil, Anatas) 
erreicht werden. 
    Beim Sulfatverfahren wird Ilmenit oder Titanschlacke in heißer konzentrierter Schwefelsäure gelöst. 
Beim folgenden Abkühlen kristallisiert Eisen(II)-sulfat (Grünsalz) aus und kann von der entstandenen 
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schwefelsauren Lösung separiert werden. Nach Abtrennung verschiedener Übergangsmetallionen 
wird die nun vorliegende farblose Titanylsulfatlösung durch Zugabe von Wasser einer Hydrolyse 
unterzogen. Dabei fällt Titandioxidhydrat aus, das nach Filtrieren, Waschen und Trocknen einer 
Kalzination bei 800 bis 1000 °C zugeführt wird. Nach diesem Schritt werden die granulometrischen 
Eigenschaften des nun vorliegenden, noch groben Titandioxids durch einen Mahlprozess eingestellt. 
Zur Stabilisierung des so erhaltenen TiO2-Pigments gegenüber UV-Strahlung (Rutil ist gegenüber 
Anatas die stabilere Modifikation, jedoch in vermindertem Maße ebenfalls UV-aktiv) und zur 
Verbesserung anwendungstechnischer Eigenschaften erfolgt in vielen Fällen noch eine 
Nachbehandlung, bei der auf nasschemischem Weg eine dünne farblose Schicht (häufig bestehend aus 
SiO2, Al2O3 und/oder ZrO2, aber auch aus organischen Komponenten) vollständig umhüllend auf die 
TiO2-Partikel aufgebracht wird. Weiterhin ist es möglich, eine intrinsische Stabilisierung vorzunehmen, 
indem während der Synthese geeignete Ionen in das Gitter des TiO2- eingebaut werden. Die mit dem 
Sulfatverfahren hergestellten TiO2-Pigmente bestehen häufig aus Rutil/Anatas-Gemischen. Reine Rutil- 
bzw. Anatas-Pigmente können durch geeignete Wahl von Reaktionsparametern 
(Kalzinationstemperatur, Dotierungen) erhalten werden. 
    Beim Chloridverfahren wird natürlicher oder synthetischer Rutil bei 800  bis 1200 °C mit Chlorgas 
und Koks umgesetzt. Das dabei entstehende Titantetrachlorid wird durch Destillation von festen 
Chloriden abgetrennt. In der Folge wird das so erhaltene sehr reine TiCl4 bei mehr als 1000 °C mit 
Sauerstoff umgesetzt, wobei TiO2 in Form eines pigmentären Pulvers entsteht. Auch die nach dem 
Chloridverfahren hergestellten TiO2-Pigmente werden teilweise intrinsisch bzw. mittels 
Nachbehandlung stabilisiert. Das Verhältnis von Rutil zu Anatas kann auch hier durch die Wahl 
geeigneter Reaktionsparameter beeinflusst werden. 
    Für Außenanwendungen von TiO2-Pigmenten, die vor allem im Bereich der Autolackierungen von 
großer praktischer Bedeutung sind, werden fast ausschließlich stabilisierte Rutil-Pigmente eingesetzt. 
Die zusätzliche Verwendung von UV-absorbierenden Substanzen im pigmentierten Lack trägt dazu bei, 
dass TiO2-enthaltende Lackierungen die geforderten langen Lebenszeiten problemlos erreichen. 
    Titandioxid-Pigmente sind in Bezug auf optische Eigenschaften die besten bekannten 
Weißpigmente. Verantwortlich dafür sind die hohen Brechzahlen von 2,7 für Rutil bzw. 2,5 für Anatas. 
Die breite Nutzung von TiO2-Pigmenten ist auch darauf zurückzuführen, dass diese sich sehr gut zum 
Aufhellen jedes anderen Farbtons eignen. 
    Für die Produktion qualitativ hochwertiger Eisenoxid-Buntpigmente werden heute mehrere 
Verfahren genutzt (Pfaff 2017): 
 


- Festkörperreaktionen (Röstverfahren) für rote, schwarze und braune Pigmente 
- Fällungsreaktionen (Penniman-Zoph-Verfahren, Schrott-Verfahren) für gelbe, rote, orange 


und schwarze Pigmente 
- Anilin-Verfahren (Laux-Verfahren) für gelbe, rote und schwarze Pigmente 


 
In allen Fällen geht man von Eisen(II)-sulfat-Heptahydrat (FeSO4


 
 7 H2O, Grünsalz) aus. Beim 


Röstverfahren entsteht durch oxidative Kalzination -Fe2O3, welches als Rotpigment Verwendung 
findet oder durch zusätzliche thermische Behandlung unter reduzierenden Bedingungen in schwarzes 
Fe3O4 überführbar ist. Beim Penniman-Zoph-Verfahren geht man von einer FeSO4-Lösung aus, die bei 


Anwesenheit einer -FeOOH-Keimsuspension mit Eisenschrott zu pigmentärem -FeOOH umgesetzt 
wird. Das auf diesem Weg erhaltene Eisenoxidgelb kann durch oxidative Kalzination in Eisenoxidrot 
umgewandelt werden. Durch nachfolgende Reduktion ist auch hier Fe3O4 zugänglich. Beim Laux-


Verfahren werden aromatische Nitroverbindungen bei Anwesenheit von AlCl3 mit Eisenspänen zu -


FeOOH und Anilin umgesetzt. Auch in diesem Fall kann sich an die Synthese von -FeOOH eine 


Weiterreaktion zu -Fe2O3 und Fe3O4 anschließen. Letzteres ist neben Ruß das wichtigste 
Schwarzpigment, findet aber auch als magnetisches Pigment Anwendung. 
Bei der technischen Synthese von Ultramarin-Pigmenten werden mehrere Prozessstufen benötigt 
(Calvert 2005; Pfaff 2017). Diese bestehen in der Aktivierung von Kaolinit, der Umsetzung von Kaolinit 
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mit Natriumcarbonat, Schwefel und Schwefeldioxid zu Prä-Ultramarin, der nachfolgenden langsamen 
Oxidation mit Sauerstoff und Schwefeldioxid unter Bildung von S2


--, S3
-- oder S4


--Radikalionen sowie 
der abschließenden Reinigung des erhaltenen blauen oder violetten Pigments. Der Oxidationsschritt, 
eine komplizierte Festkörperreaktion, benötigt bis zu 20 Tage pro Batch, damit die sich bildenden 
polysulfidischen Radikalionen ihre Positionen im Gitter des gleichzeitig entstehenden Ultramarins 
einnehmen können. Die Kristallstruktur der auf diesem Weg hergestellten Ultramarin-Pigmente weist 
große Ähnlichkeit zu der des natürlich vorkommenden Minerals Lapislazuli auf. 
 
Im Bereich der anorganischen Pigmente wurden in den letzten Jahrzehnten große Anstrengungen 
unternommen, um neue Produkte zu entwickeln und am Markt einzuführen. Erfolgreich waren diese 
Bemühungen vor allem im Bereich der Effektpigmente, teilweise auch bei funktionellen Pigmenten. 
Bei den Weiß-, Bunt- und Schwarzpigmenten hingegen kamen seit der Markteinführung des 
Gelbpigments Bismutvanadat Mitte der 1970er Jahre keine neuen Vertreter hinzu (Pfaff 2017). 
Immerhin gelang es seit Beginn des Einsatzes von Bismutvanadat, die Verwendung von als toxisch bzw. 
kanzerogen eingestuften Cadmiumsulfid- und Chromat-Pigmenten zurückzudrängen (Endriss 2009). 


   In den 1990er Jahren wurde mit -Ce2S3 ein neues Rotpigment entwickelt und auf den Markt gebracht 
(Maestro & Huguenin 1995; Berte 2009). Eines von mehreren Verfahren zur Herstellung dieses 
Pigments besteht in der Umsetzung von Ce(OH)3 mit H2S bei Temperaturen von 700 bis 1000 °C. Der 


Versuch, damit rote cadmium-, blei- und chromathaltige Pigmente zu verdrängen, scheiterte, da -
Ce2S3 bei Anwesenheit von Feuchtigkeit nicht ausreichend stabil ist und sich unter Freisetzung von 
Schwefelwasserstoff verändert. 
    Ein weiterer Versuch, neue farbintensive Gelb-, Orange- und Rotpigmente zu entwickeln und zu 
vermarkten, erfolgte um das Jahr 2000 auf der Basis von Oxonitriden (LaTaON2, CaTaO2N, SrTaO2N) 
(Martin & Letschert 2000). Die Herstellung derartiger Pigmente erfolgt über eine komplizierte 
Festkörperreaktion, deren Überführung aus dem Labor- in den Produktionsmaßstab bisher scheiterte. 
Zudem verhinderten die hohen Herstellkosten das Weiterverfolgen dieser aus koloristischer Sicht 
interessanten Entwicklung. 
    Einige Jahre später wurde über Yttrium-Indium-Mangan-Oxide der Zusammensetzung YIn1-xMnxO3 
berichtet, die als farbstarke Blaupigmente in Frage kommen (Smith et al. 2009). Die Herstellung 
derartiger Pigmente verläuft über den Weg der Festkörperreaktion. Die Wahrscheinlichkeit der 
technischen Anwendung der Pigmente kann als niedrig angesehen werden, da sowohl die 
Verfügbarkeit der Rohstoffe als auch die Herstellkosten problematisch sind. 
 
Grundsätzlich müssen bei allen Pigmentneuentwicklungen drei Herausforderungen bewältigt werden: 
 


- Effektivität = Technische Leistung (höhere Farbstärke, bessere Dispergierbarkeit im 
Anwendungsmedium, erhöhtes Deckvermögen) 


- Ökonomie = Kundenvorteile (verbesserter Nutzwert durch geringeren Pigmentverbrauch, 
niedrigerer Preis pro kg Pigment) 


- Ökologie = Sicherheit in Bezug auf Umwelt und Toxikologie (niedriger Gehalt an kritischen 
Schwermetallen bzw. vollständiger Verzicht darauf, niedrige CO2-Bilanz bei der 
Pigmentherstellung) 


 
Nur wenn diese drei Kriterien positiv zu bewerten sind, kann man davon ausgehen, dass eine 
Pigmentidee bis zur Marktreife verfolgt wird. 
    Dies ist bei Effektpigmenten der Fall, die seit den 1980er Jahren Spitzenreiter bei Neuentwicklungen 
auf dem Gebiet der anorganischen Pigmente sind. Das betrifft besonders spezielle Effektpigmente 
(transparente Effektpigmente, Perlglanzpigmente, Interferenzpigmente), in geringerem Maße aber 
auch Metalleffektpigmente. Vor allem mit den speziellen Effektpigmenten sind einzigartige Glanz- und 
Farbeffekte, z. B. irisierende, glitzernde und changierende Farben, in der Anwendung erreichbar. Dabei 
ist es wichtig, dass die plättchenförmigen Pigmentpartikel in ihrem Anwendungssystem parallel zum 
Untergrund bzw. zur Oberfläche sowie parallel zueinander orientiert sind. Nur so werden die 
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angestrebten optischen Effekte in Lacken, Druckfarben, Kunststoffen oder kosmetischen 
Formulierungen erreicht.   
   Typische Metalleffektpigmente bestehen aus dünnen Metallplättchen mit Durchmessern von bis zu 
100 µm und Dicken von unter 1 µm. Geeignete Metalle für derartige Pigmente sind Aluminium und 
Kupfer aber auch Zink/Kupfer-Legierungen (Wissling & Kiehl 2006). Ausgangsmaterialien für 
Metalleffektpigmente sind die entsprechenden Metalle in Form von Barren. Diese werden meist 
aufgeschmolzen und dann in flüssiger Form versprüht. Der dabei entstehende Metallgrieß wird 
anschließend in Kugelmühlen bei Anwesenheit von Mineralölen, Öl- und Stearinsäure mechanisch zu 
dünnen Plättchen verformt. Eine Trockenmahlung kommt aus Sicherheitsgründen nicht in Frage, da 
die beim Mahlvorgang entstehenden frischen Metalloberflächen extrem reaktiv sind. Bei den 
Aluminium-Pigmenten, denen die größte technische Bedeutung zukommt, unterscheidet man heute 
in der Reihenfolge ihrer Entstehungszeit die folgenden drei Typen: Cornflake-Typ, Silberdollar-Typ, 
VMP-Typ (Vacuum Metallized Pigment). Während Cornflake-Typ und Silberdollar-Typ nach dem 
beschriebenen Verfahren produziert werden, entsteht der erst in den letzten Jahren entwickelte VMP-
Typ durch Vakuumverdampfen von metallischem Aluminium und Abscheiden des Dampfes auf einem 
Polymerband. Die nach dem Erkalten auf dem Band gebildete dünne Aluminiumschicht wird abgelöst 
und zu Pigmentteilchen vermahlen. Die so erhaltenen Pigmentpartikel sind sehr dünn. Ihre Dicke liegt 
meist deutlich unter 50 nm. Abbildung 5 zeigt elektronenmikroskopische Aufnahmen der drei 
Aluminium-Pigmenttypen. Die zu erreichenden metallischen Glanzeffekte sind umso stärker, je glatter 
die Pigmentoberflächen sind und je weniger Streuzentren an den Kanten und Oberflächen vorliegen. 
Somit stellen der Silberdollar-Typ und vor allem der VMP-Typ optisch gesehen Weiterentwicklungen 
des traditionellen Cornflake-Typs dar.     
 


 
 
Abbildung 5: Rasterelektronenmikroskopische Aufnahmen der drei für Effektpigmente genutzten  
Aluminium-Pigmenttypen (Quelle: Carl Schlenk AG). 
 
    Typische spezielle Effektpigmente basieren auf dem Schicht-Substrat-Prinzip. Dünne Plättchen 
bestehend aus natürlichem oder synthetischem Glimmer, Siliciumdioxid, Aluminiumoxid oder Glas 
übernehmen dabei die Funktion eines Substrates. All diese Substratmaterialien sind optisch 
niedrigbrechend. Die Abmessungen liegen in der für Metalleffektpigmente genannten 


Größenordnung.  Titandioxid, -Eisen(III)-oxid und andere optisch hochbrechende Metalloxide bilden 
dünne Schichten auf den Substratplättchen. Die Dicken der Metalloxidschichten liegen zumeist im 
Bereich von 40 bis 250 nm (Pfaff 1997; Pfaff & Reynders 1999). Bei der Wechselwirkung mit Licht 
spielen bei diesen Pigmenten vor allem Reflexion, Brechung und Interferenz eine Rolle. Je nach 
Beschichtungsmaterial kommt auch Absorption ins Spiel, z. B. bei Vorhandensein von 
Eisenoxidschichten. Glanz- und Farbeffekte werden durch die Wahl von Substrat und Beschichtung 
bestimmt. Dabei können auch mehrere Schichten auf den Substratplättchen abgeschieden werden. 
Meist kommt in solchen Fällen eine Anordnung von hoch- und niedrigbrechenden Schichten im 
Wechsel in Frage. Interferenzfarben entstehen durch Überlagerung von an Grenzflächen reflektierten 
Wellenlängen des auftreffenden Lichtes. Der so erzeugte Farbeffekt hängt von der Schichtdicke des 
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Metalloxides bzw. den Schichtdicken der Metalloxide (bei Verwendung mehrerer Metalloxidschichten) 
ab. 
    Das Schicht-Substrat-Prinzip fand zunächst bei Effektpigmenten basierend auf Plättchen von 


natürlichem Glimmer seine Anwendung. Bis heute gehören mit TiO2 oder -Fe2O3 beschichtete 
Glimmerplättchen zu den wichtigsten Pigmenten dieser Klasse (Pfaff 2017). Die Herstellung derartiger 
Pigmente beginnt mit dem Mahlen von natürlichem Muskovit-Glimmer. Die beim Mahlprozess 
entstehenden Plättchen werden klassiert, so dass mehrere Kornfraktionen entstehen. Die Fraktionen 
bestimmen die optischen Eigenschaften der im weiteren Herstellungsprozess entstehenden 
Pigmentpartikel in entscheidendem Maße mit, da sich deren Größe und Form von den eingesetzten 
Glimmerplättchen ableitet. Im nächsten Schritt werden die Glimmerteilchen einer Fraktion in Wasser 
suspendiert. In die Suspension wird bei erhöhter Temperatur und definiertem pH-Wert unter Rühren 
eine Titansalzlösung (TiOCl2, TiOSO4) oder Eisensalzlösung (FeSO4, FeCl3) eingetropft. Unter diesen 
Bedingungen bilden sich Titandioxidhydrat- bzw. Eisenoxidhydrat-Keime, die sich bei geeigneter 
Reaktionsführung auf den Glimmerplättchen abscheiden. Im Reaktionsverlauf wächst eine Oxidhydrat-
Schicht auf den Plättchen auf, deren Dicke durch die zugegebene Menge an Titan- bzw. Eisensalzlösung 
festgelegt und eingestellt wird. Nach dem Ende der Fällungsreaktion folgen die Schritte Filtration, 
Waschen, Trocknen und Kalzinieren (700 bis 950 °C). Erst durch die thermische Behandlung entsteht 


aus dem Oxidhydrat auf der Oberfläche der Glimmerplättchen Titandioxid oder -Eisen(III)-oxid. Damit 
werden gleichzeitig die für die Reflexion von Licht an der Pigmentoberfläche so wichtigen hohen 
Brechzahlen erreicht. Zudem haften die Schichten nach dem Kalzinieren fest auf der 
Substratoberfläche. Im Fall von Titandioxid entsteht nach der thermischen Behandlung immer die 
Anatas-Modifikation. Um Rutil-Schichten zu erhalten, werden zunächst dünne Zinndioxid-Schichten 
auf den Glimmerplättchen abgeschieden. Die strukturelle Verwandtschaft zwischen SnO2 und TiO2 
(Rutil) führt dazu, dass das beim Kalzinieren entstehende Titandioxid in der Rutil-Modifikation 
kristallisiert. Wie bei den Titandioxid-Weißpigmenten kommen auch bei den Metalloxid-
Glimmerpigmenten aus Gründen einer erhöhten Stabilität und verbesserten Kompatibilität mit dem 
Anwendungsmedium Nachbeschichtungen zur Anwendung (Pfaff 2008; Pfaff 2017).    
 
Tabelle1: Funktionelle Pigmente basierend auf dem Schicht-Substrat-Prinzip. 
 


Pigmentzusammensetzung  Funktionelle Eigenschaft Anwendung 


(Sn,Sb)O2/Glimmer elektrisch leitfähig leitfähige Fußböden, 
antistatische Oberflächen, 
elektrostatisches 
Nasslackieren 


TiO2/Glimmer IR-reflektierend (Bereich 
der solaren 
Wärmestrahlung) 


IR-reflektierende Filme und 
Folien (Landwirtschaft, 
Architektur) 


TiO2/Glimmer, 
(Sn,Sb)O2/Glimmer 


laser-sensitiv Lasermarkierung von 
Polymeren 


 
    Zu den neueren Entwicklungen bei den speziellen Effektpigmenten gehören Pigmente auf Basis von 
plättchenförmigem Siliciumdioxid (goniochromatische, d. h. stark vom  Betrachtungswinkel abhängige 
Farbeffekte), Aluminiumoxid (extrem funkelnde Farbeffekte, vor allem in Lacken, z. B. bei 
Automobillackierungen) und Borosilicatglas (besonders intensive und reine Interferenzfarben). Seit 
einigen Jahren stehen auch Plättchen aus synthetischem Glimmer als Substrat zu Verfügung. Für jedes 
dieser Substratmaterialien wurde ein spezielles Produktionsverfahren entwickelt. Die Technologie 
reicht von der Bandbeschichtung (Siliciumdioxid) über die Kristallzüchtung aus der Salzschmelze 
(Aluminiumoxid, synthetischer Glimmer) bis zum Versprühen von flüssigen Glastropfen aus einer 
Glasschmelze auf eine glatte Unterlage (Pfaff 2008). 
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    Zu den Neuentwicklungen gehören auch verschiedene Effektpigmente, bei denen 
Eisenoxidschichten auf Aluminiumplättchen abgeschieden werden. Derartige Pigmente vereinen das 
hohe Deckvermögen von Metalleffektpigmenten mit kräftigen Rot-, Orange- und Goldtönen, die aus 
der Absorption des Eisenoxids in Kombination mit Interferenzphänomenen resultieren (Pfaff 2017). 
 
Anorganische Pigmente mit funktionellen Eigenschaften wie antikorrosive und magnetische Pigmente 
stehen schon seit langem zur Verfügung. Es besteht jedoch weiterhin Entwicklungsbedarf für 
verbesserte, aber auch völlig neue Produkte in diesem Segment. Hierbei geht es um Funktionen wie 
Korrosionsschutz, elektrische Leitfähigkeit, IR-Reflexion, UV-Absorption oder Lasermarkierbarkeit. Bei 
allen funktionellen Applikationen müssen Pigment und Anwendungsmedium gut aufeinander 
abgestimmt sein, um die gewünschte Eigenschaft einer Oberfläche, z. B. eines Lackfilms, zu erreichen 
(Pfaff 2003; Buxbaum et al. 2005; Krieg 2005; Pfaff 2008). 
    Einige neuere funktionelle Pigmente basieren auf dem bereits bei den speziellen Effektpigmenten 
vorgestellten Schicht-Substrat-Prinzip. Dieses Prinzip kann in geeigneter Weise auch für elektrisch 
leitfähige, IR-reflektierende und lasermarkierbare Pigmente genutzt werden (Pfaff 2003, Kieser 2008, 
Pfaff 2008). Tabelle 1 enthält eine Aufstellung derartiger Pigmente mit Zusammensetzungen und 
Anwendungen. 
 


 
 
Abbildung 6: Transmissionselektronenmikroskopische Aufnahme eines Lackfilms (Querschnitt), der 
Partikel eines plättchenförmigen leitfähigen Pigments (Glimmer beschichtet mit (Sn,Sb)O2) enthält. Die 
Konzentration an Pigmentteilchen ist so hoch, dass durch die Berührung der Partikel ein 
Leitfähigkeitspfad durch den Lackfilm gebildet wird (Quelle: Merck KGaA).   
 
    Elektrisch leitfähige Pigmente basierend auf Glimmerplättchen, die mit einer leitfähigen (Sn,Sb)O2-
Schicht umhüllt sind, weisen eine Leitfähigkeit auf, die für die antistatische Ausstattung von Fußböden 
und das elektrostatische Nasslackieren ausreichend ist. Vorteil gegenüber leitfähigen, schwarzen Ruß-
Pigmenten ist die hellgraue Farbe der Glimmerpigmente, die dem Anwender einen erweiterten 
koloristischen Spielraum bietet. Abbildung 6 zeigt eine elektronenmikroskopische Aufnahme, anhand 
derer die Ausbildung eines Leitfähigkeitspfades in einem pigmentierten Epoxidharzfilm erkennbar ist 
(Pfaff 2003; Pfaff 2008). 
    Selektiv infrarotreflektierende Pigmente basierend auf dem Schicht-Substrat-Prinzip finden 
wachsendes Interesse für verschiedene Anwendungen. Dabei geht es vor allem um den Bereich der 
solaren Wärmestrahlung (nahes Infrarot, 750 bis 1400 nm). Glimmerpigmente mit TiO2-Schichten 
geeigneter Dicke reflektieren an ihrer Oberfläche einen großen Teil an solarer Wärmestrahlung, lassen 
aber gleichzeitig den Hauptteil des für das menschliche Auge sichtbaren und für die Photosynthese der 
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Pflanzen wichtigen Lichts (PAR = Photosynthetic Active Radiation, 400 bis 750 nm) hindurch. Damit 
können derartige Pigmente, eingebettet in Polymere, in günstiger Weise für Gewächshäuser und 
Agrarfolien, aber auch für transparente Dachelemente und Außenteile von Bauwerken verwendet 
werden, bei denen es um die Vermeidung von unter Sonneneinwirkung steigenden Temperaturen bei 
Beibehaltung der Transmission von sichtbarem Licht geht (Pfaff 2003; Pfaff 2008).    
    Auf dem Schicht-Substrat-Prinzip basierende funktionelle Pigmente eignen sich auch zur 
Lasermarkierung von Polymeren. Hierfür kommen vor allem Schichten bestehend aus TiO2 oder 
(Sn,Sb)O2, die auf Glimmerplättchen abgeschieden werden, in Frage. Beim Auftreffen von fokussierten 
Laserstrahlen auf die im Polymer eingebetteten Pigmentpartikel kommt es infolge von Absorption des 
Laserlichtes durch die Teilchen lokal zu einer sehr starken Erhitzung. Dieser Prozess kann zu einer 
Karbonisierung des Polymers im Bereich der absorbierenden Partikel und damit zu einer Dunkelgrau- 
bis Schwarzfärbung führen. Bereits geringe Mengen von 0,1 % Pigment im Polymer sind ausreichend, 
um kontrastreiche Markierungen zu erzeugen. Laser verschiedener Wellenlänge kommen für die 
Lasermarkierung von Polymeren zum Einsatz: CO2-Laser (10600 nm), Nd:YAG-Laser (532 oder 1064 
nm), Excimer-Laser (193 bis 351 nm). Die im Polymer erzeugten Markierungen sind sehr beständig und 
abriebfest. Typische Anwendungen für die Lasermarkierung von Polymeren finden sich bei der 
Beschriftung von Elektrogeräten, elektronischen Bauteilen, medizinischen Geräten, 
Automobilbauteilen sowie Rückverfolgungscodes und Seriennummern unterschiedlicher Produkte. 
Abbildung 7 zeigt ein Beispiel für die Markierung eines Kunststoffs, der ein lasermarkierbares Pigment 
enthält. Helle Lasermarkierungen sind gleichfalls möglich. Hier kommen Pigmente zum Einsatz, die bei 
der Wechselwirkung mit Laserstrahlen zu einem lokalen Aufschäumen des teilweise verdampfenden 
Polymers führen (Kieser 2008; Pfaff 2017). 
 
 


 
Abbildung 7: Dunkle Lasermarkierung eines Kunststoffs, der ein lasermarkierbares Pigment vom Typ 
(Sn,Sb)O2/Glimmer enthält (Nd:YAG-Laser). 
 
 
Zusammenfassung 
 


- Die Geschichte bzw. die Kulturgeschichte der anorganischen Pigmente begann bereits vor 
Jahrtausenden. 


- Von der Verwendung natürlicher Pigmente in der Höhlen- und Wandmalerei bis zu den heute 
zumeist genutzten synthetischen Pigmenten war es ein langer Weg, der sowohl von der Suche 
der Menschen nach immer neuen farblichen Gestaltungsmöglichkeiten als auch von der 
Nutzung empirisch gewonnener Erkenntnisse sowie später von der systematischen, 
naturwissenschaftlich fundierten chemischen  Forschung geprägt wurde. 
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- Heute steht eine breite Palette an anorganischen Weiß-, Bunt-, Schwarz- und Effektpigmenten 


zur Verfügung, die, ergänzt um organische Pigmente, alle relevanten Anwendungen bei der 
farblichen Gestaltung umfassend bedienen kann. 


- Allerdings gibt es großes Interesse, Cadmium-, Blei- und Chromat-haltige Pigmente durch 
Pigmente gleicher Farbqualität zu ersetzen. In den letzten Jahrzehnten wurden diesbezüglich 
kaum Fortschritte erreicht (Ausnahme ist das Gelbpigment Bismutvanadat, Markteinführung 
1975). 


- Viele anorganische Verbindungen wären in Bezug auf ihre Farbe gut als Pigment geeignet, 
kommen jedoch auf Grund toxischer bzw. kanzerogener Eigenschaften nicht in Frage. 


- Viele Entwicklungen der letzten Jahrzehnte sind vor allem auf die Optimierung der 
Eigenschaften von existierenden Pigmenten gerichtet: Korngröße, Kristallstruktur, Reinheit, 
Stabilisierung (UV-Strahlung), gute Verträglichkeit mit dem Anwendungsmedium. 


- Innovationen, die zu einer Vielzahl neuer Produkte führten und führen gibt es bei 
Effektpigmenten und funktionellen Pigmenten. Hier sind auch in den nächsten Jahren 
innovative Neuentwicklungen zu erwarten. 
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Zusammenfassung 


Die Gründung von Medizinisch-Wissenschaftlichen Gesellschaften (MWG) der DDR in den 1960er 
Jahren war eine notwendige und richtige Entscheidung. Das wissenschaftliche Leben der MWG war 
geprägt durch eine Reihe wichtiger Prinzipien wie die enge Verbindung von Theorie und Praxis, die 
Förderung der interdisziplinären Zusammenarbeit, die Beachtung der Einheit von Forschung, Lehre, 
Krankenversorgung und Weiterbildung, die Zusammenfassung inhaltlich zusammen gehöriger Fach-
gebiete zu Dachgesellschaften und die Wahrung und Achtung der wissenschaftlichen Tradition. Ent-
gegen den Erwartungen vieler Mitglieder und Vorstände der MWG der DDR erfolgte nach der staatli-
chen Vereinigung am 3. Oktober 1990 mit Ausnahme der Biochemischen Gesellschaft keine gleichbe-
rechtigte Vereinigung der MWG der DDR und BRD. Die DDR-Gesellschaften wurden aufgelöst und 
jedes Mitglied hatte sich neu zu bewerben. Enttäuscht verzichteten viele Mitglieder auf diesen Neu-
anfang und zogen sich vom wissenschaftlichen Leben in MWG zurück.  


Einleitung 


In wenigen Monaten jährt sich zum 30. Mal der Jahrestag der Öffnung der deutsch-deutschen Grenze 
am 9. November 1989. Zu diesem Ereignis sagte Bundeskanzlerin Angela Merkel kürzlich in einem 
Interview [5]: „Und nun, 30 Jahre später, kommen die Fragen noch einmal zurück: Was ist eigentlich 
damals passiert? Was haben wir geschafft? Das hat einerseits mit dem Lebensalter zu tun, anderer-
seits mit dem Abstand. Viele Ostdeutsche sind in diesem vereinten Deutschland angekommen und 
haben dennoch das Bedürfnis, Bilanz zu ziehen. Die DDR-Gesellschaft war nun einmal ganz und gar 
anders aufgebaut als die alte Bundesrepublik, und das wird in den alten Bundesländern bis heute 
wenig verstanden.“  


Im Jahre 1989 war ich Mitglied des Präsidiums der Gesellschaft für experimentelle Medizin der 
DDR (GEM) und Mitglied des Vorstandes der Gesellschaft für Klinische Chemie und Laboratoriumsdi-
agnostik der DDR (GKCLD). Von Seiten der GEM war ich Ansprechpartner für die Gesellschaft für Neu-
rowissenschaften (GNW) der DDR. In diesen Funktionen erhielt ich die Protokolle und Materialien, 
die Auskunft geben über die Vorgänge, Diskussionen, Bemühungen, Missverständnisse, Schwierigkei-
ten und Etappen der Vereinigung dieser beiden Gesellschaften. Wenn möglich und sinnvoll, nutze ich 
für die vorliegende Darstellung wörtliche Zitate aus den Protokollen der Vorstandssitzungen, aus 
Briefen, Dokumenten und Publikationen der drei Fachgesellschaften (sie sind „entsprechend“ ge-
kennzeichnet). Alle Protokolle und Materialien habe ich dem Archiv der HU überlassen 
(https://www.ub.hu-berlin.de)/de/standorte/archiv). Meine Notizen aus jener Zeit vervollständigen 
das Bild, als sich buchstäblich über Nacht die Möglichkeit der Vereinigung von medizinisch-
wissenschaftlichen Gesellschaften beider Länder ergab. 


Vor den Vorständen und den Mitgliedern der MWG stand die Aufgabe, ihre Ziele und Arbeitswei-
se neu zu durchdenken und die Vereinigung vorzubereiten. Im Prozess der Vereinigung der hier be-
trachteten Fachgesellschaften, der GEM, der GKCLD und der GNW, gab es Ähnlichkeiten aber auch 
Unterschiede. Letztere resultierten aus der unterschiedlichen Struktur der Gesellschaften beider Län- 
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der, aber auch aus unterschiedlichen Herangehensweisen der entsprechenden Vorstände. Die GEM 
war eine Dachgesellschaft, für die es kein entsprechendes Korrelat in der BRD gab. Der GKCLD der 
DDR standen zwei Fachgesellschaften in der BRD gegenüber, die Deutsche Gesellschaft für Klinische 
Chemie (DGKC) und die Deutsche Gesellschaft für Laboratoriumsmedizin (DGLM). Für die Neurowis-
senschaften gab es 1989 keine entsprechende Fachgesellschaft in der BRD, anstelle dessen gab es 
eine Arbeitsgemeinschaft.  


1. Gesellschaft für Experimentelle Medizin der DDR (GEM)  


Im Jahre 1989 unterschieden sich Struktur und Arbeitsweise der MWG der DDR und BRD deutlich. In 
der DDR wurden die medizinisch – wissenschaftlichen Einzelgesellschaften entsprechend ihres fachli-
chen Profils zu sechs Dachgesellschaften zusammengefasst: Klinische Medizin, Experimentelle Medi-
zin, Gesamte Hygiene, Stomatologie, Pharmazie und Militärmedizin [12]. Oberstes Gremium war der 
Koordinierungsrat der MWG (Abb. 1). Die GEM wurde 1960 gegründet, sie war Dachgesellschaft von 
13 medizinischen Fachgesellschaften, deren wissenschaftliches Profil im weitesten Sinne der experi-
mentellen  Medizin  zugeordnet werden kann, darunter die GKCLD, GNW und die Biochemische Ge- 


Abb. 1: Struktur und Anzahl der Medizinisch-Wissenschaftlichen Gesellschaften der DDR [2]. 


sellschaft (BG). Erster Präsident der GEM war Prof. Dr. K. Lohmann (1898 – 1978), gefolgt von Prof. 
Dr. Dr. S. M. Rapoport (1912 – 2004) und Prof. Dr. P. Oehme (geb. 1937; Präsident von 1984 - 1990; 
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Abb. 2). In der BRD gab und gibt es nur einen Dachverband der medizinisch-wissenschaftlichen Ge-
sellschaften. 


Abb. 2: Die Präsidenten des Koordinierungsrates und der Gesellschaft für Experimentelle Medizin der DDR; links 
Prof. S.M. Rapoport, rechts Prof. P. Oehme. 


Am 14. April 1989 fand eine Delegiertenkonferenz der GEM statt. Sie wählte ein neues Präsidium, 
verabschiedete ein neues Statut und wählte auf Initiative von Frau Prof. Gisela Jacobasch und Prof. 
Heinz David einen „Beirat junger Wissenschaftler beim Präsidium“, letzteres, um die Arbeit mit jun-
gen Wissenschaftlern und Nachwuchswissenschaftlern zu intensiveren. Auf der Delegiertenkonferenz 
nahm der Präsident Prof. Oehme Stellung zu einigen grundsätzlichen Fragen der experimentellen 
Medizin: „Die experimentelle Medizin war und ist charakterisiert durch ihr Streben, von den Erschei-
nungen zu den Ursachen vorzustoßen. Das entspricht der Stellung der experimentellen Medizin zwi-
schen klinischer Medizin und Naturwissenschaften. Das dafür erforderliche reduktionistische Vorge-
hen ist die Voraussetzung für dieses Vordringen letztlich bis in den molekularen Bereich. Jetzt ist der 
Zeitpunkt für die experimentelle Medizin herangereift, diese analytische Vorgehensweise wieder 
besser mit einer integrativen Vorgehensweise zu verbinden. Diese sich international abzeichnende 
erneute Hinwendung zur ganzheitlichen Betrachtung erfolgt nicht neben der Molekularbiologie, son-
dern unter Einbeziehung der Errungenschaften der Ergebnisse der Molekularbiologie.“ 


Neben der Darstellung von Erfolgen (z.B. der Gestaltung des wissenschaftlichen Lebens und der 
Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für Klinische Medizin) wurden auch Probleme angesprochen: 
„Wir glauben jedoch, dass es an der Zeit ist, den Stellenwert des wissenschaftlichen Lebens in der 
DDR mit anderen gesellschaftlichen Bereichen wie z.B. Kultur und Sport vergleichbar zu machen… Ein 
weiteres wichtiges Problem ist die Teilnahme unserer Kollegen am internationalen wissenschaftli-
chen Leben… Zum ersten ist festzustellen, dass die Zahl der Teilnehmer im Vergleich der Jahre 1987 
zu 1988 angestiegen ist. Zum zweiten müssen wir aber realistisch feststellen, dass an diesem Anstieg 
die Finanzierung durch Gasteinladungen einen beachtlichen Stellenwert einnimmt… Die nicht un-
komplizierten Bedingungen insbesondere bei der Beschickung von Tagungen im NSW (nichtsozialisti-
sches Währungsgebiet) verlangt … (das) solidarische Handeln zwischen ´alt´ und ´jung´. Wir verstehen 
darunter … den verantwortungsbewussten Verzicht eines älteren Kollegen mit umfangreicher inter-
nationaler Erfahrung zu Gunsten seines jüngeren Kollegen, im Sinne einer planmäßigen Nachwuchs-
politik…“    
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Ein wichtiger Tagungsordnungspunkt der nachfolgenden Präsidiumssitzungen im Jahre 1989 war 
die Vorbereitung der 7. Gemeinschaftstagung der Gesellschaft für Experimentelle Medizin mit der 
Gesellschaft für Klinische Medizin 1991 vom 13. – 15. Februar 1991 in Leipzig unter der Thematik 
„Leben und Sauerstoff“. Diese Thematik betraf mich unmittelbar, da ich bereits mehrere Hypoxie-
tagungen in der DDR und die 1. Internationale Hypoxietagung organisiert hatte. Nach Aufforderung 
unterbreitete ich insgesamt 12 Vorschläge für Referenten aus dem Ausland für Plenarvorträge, 5 aus 
der BRD, 1 - USA, 2 - Schweden, 2 - England, 1 - Japan, 1 - Ungarn. Die Eröffnung der Tagung sollte 
mit einem Konzert im Gewandhaus Leipzig erfolgen. In der Sitzung des Präsidiums am 27. Oktober 
1989 wurde das 1. Zirkular der Gemeinschaftstagung verabschiedet mit den inhaltlichen Schwer-
punkten: 


̶   Symposium 1: Biochemie, Molekularbiologie, Zellbiologie, 
̶   Symposium 2: Organ- und Gewebsfunktionen bei unterschiedlichem Sauerstoffangebot, 
̶   Symposium 3: Sauerstoff und Leistung. 
Die öffentliche Veranstaltung, die immer bei Gemeinschaftstagungen vorgesehen war, sollte sich 


mit dem Thema „Ozonschicht – Klima – Leben“ beschäftigen.  
Der 9. November 1989 sollte das Arbeitsprogramm aller folgenden Präsidiumssitzungen grund-


sätzlich verändern. Das Protokoll der Oktober-Sitzung, geschrieben und verschickt am 15. November 
1989, enthielt nun außer den Berichten der Gesellschaft für Neurowissenschaft, den Vorschlägen für 
den Johannes-Müller Preis und der Bestätigung der Kongressplanung für das Jahr 1991 folgenden 
Hinweis: „In Vorbereitung der Sitzung des Koordinierungsrates am 22. November 1989 weist Prof. 
Oehme auf folgende Gesichtspunkte, die der Weiterentwicklung unserer Gesellschaft dienen sollen 
und zu diskutieren sind, hin: Fragen der Interessenvertretung der Ärzte in Zukunft, Berufsgerichts-
barkeit, Teilnahme am internationalen wissenschaftlichen Leben und wissenschaftlichen Leben im 
Inland, Neufestlegung der Arbeitsaufgaben des Koordinierungsrates, Entwicklung eines Verbandes 
der medizinischen wissenschaftlichen Gesellschaften auf demokratischer Grundlage. In der Diskussi-
on wird vor allem auf die unbedingt erforderliche Erhöhung des Einflusses der staatlichen Leiter auf 
die Arbeitsabläufe (z.B. Kaderfragen, Eigenverwaltung finanzieller Mittel) hingewiesen.“  


Nach meinen Notizen standen in der Sitzung am 15.12. 89 folgende Probleme im Mittelpunkt der 
Diskussion (sinngemäß): Prof. Bielka (im April 1989 als Präsidiumsmitglied gewählt): Die Hauptarbeit 
ist in den Instituten zu leisten; die Bedeutung der Fachgesellschaften soll man nicht überstrapazieren; 
die Beschickung von internationalen Tagungen muss aus den Instituten heraus erfolgen; es sollte der 
Kontakt zur Max-Planck-Gesellschaft aufgenommen werden. Dr. Roland, Direktor des Generalsekre-
tariats: Ziel ist ein einheitlicher Verband der medizinisch-wissenschaftlichen Gesellschaften; die 
Dachgesellschaften für Experimentelle und Klinische Medizin sind „historische Kategorien“; das Ver-
hältnis von Ärzte-Verbänden und Fachgesellschaften ist zu diskutieren; das Generalsekretariat ist 
eine staatliche Dienststelle. Prof. Oehme, Präsident der GEM und Vorsitzender des Koordinierungsra-
tes: Wir haben es mit einer Wende für die Wissenschaft zu tun, einer Wissenschaft als sich selbst 
organisierendes System; es geht um ein hohes Niveau, nur das hat Bestand; Heimstatt für die Medi-
zin werden die Verbände der medizinischen Wissenschaften; wir müssen uns mehr um internationale 
Fonds bemühen.  


Wenig später präzisierte Prof. Oehme seine Position in einem Brief an Dr. Roland: 
„Da ich am 18.1. 1990 an der Beratung des Ministers mit den Präsidenten der Dachgesellschaften der 
medizinisch-wissenschaftlichen Gesellschaften nicht teilnehmen kann, nochmals meine Auffassung 
zu notwendigen Veränderungen in Kurzform: 
1. Wie bekannt, plädiere ich seit nunmehr über einem Jahr für die Bildung eines Verbandes der medi-


zinisch-wissenschaftlichen Gesellschaften der DDR. 
2. Dieser Verband …ist unabhängig vom Ministerium für Gesundheits- und Sozialwesen zu bilden. Die 


Bildung erfolgt dabei demokratisch durch Wahl von unten nach oben... 
4. Die Entscheidung ´Weiterbestehen´ oder ´Auflösung´ der Dachgesellschaften erfolgt in eigener 


Verantwortung durch die Dachgesellschaften selbst…  
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6. Das Generalsekretariat der med.-wiss. Gesellschaften wird umgewandelt in ein Sekretariat oder 
eine Geschäftsstelle des Verbandes der med.- wiss. Gesellschaften der DDR.“ Da diese und weitere 
Forderungen ohne Ergebnis blieben, kandidierte Prof. Oehme nicht wieder für eine neue Wahlpe-
riode als Vorsitzender des Koordinierungsrates der medizinisch-wissenschaftlichen Gesellschaften.  


Als Ansprechpartner des Präsidiums der GEM für die Gesellschaft für Neurowissenschaften nahm 
ich an einer Vorstandssitzung dieser Gesellschaft am 23. 1. 90 teil. Der Vorsitzende Prof. Jürgen Wen-
zel erstattete Bericht über die Arbeit der Gesellschaft. Er betonte die stürmische internationale Ent-
wicklung der Neurowissenschaften und die Probleme in der DDR, um mit dieser Entwicklung mitzu-
halten. Prinzipielle Kritik wurde von Prof. Biesold, Leipzig, geäußert. Nach meinen Notizen war die 
Rede von einer „katastrophalen Situation in der Psychiatrie unseres Landes und der unwürdigen Un-
terbringung geriatrischer Patienten. Gehaltserhöhungen für Ärzte und Schwestern bringen nicht viel, 
es geht um materiell-technische Probleme.“… 


Am 22. Februar 1990 fand die letzte Sitzung des Präsidiums statt. Die völlig andere Struktur der 
Dachgesellschaften in der DDR und BRD führte relativ früh zu der Überlegung, die Dachgesellschaft 
GEM aufzulösen. Das Präsidium beauftragte den Generalsekretär Prof. Dr. G. Scheuner, eine Anfrage 
an die Fachgesellschaften zu richten mit der Frage: „Soll die Dachgesellschaft ersatzlos aufgelöst 
werden?“ Der Vorsitzende der GKCLD Prof. Dummler antwortete auf die Anfrage: „Der Vorstand un-
serer Gesellschaft hat sich auf seiner Sitzung am 13. März eindeutig und ganz überwiegend mehrheit-
lich für eine ersatzlose Auflösung der Dachgesellschaft und gegen die Gründung einer Assoziation 
(was immer das sein mag) ausgesprochen… Zur Frage der Gemeinschaftstagung besteht die einhelli-
ge Meinung, diese auf jeden Fall durchzuführen.“  


Der Vorstand der GNW sprach sich ebenfalls für die Auflösung der GEM aus. In dem Rundschrei-
ben 1/90 an alle Mitglieder der Gesellschaft schrieb der Sekretär Dr. sc. nat. Klaus Reymann (Institut 
für Neurobiologie und Hirnforschung/INH Magdeburg): „Bezugnehmend auf eine vorangegangene 
Präsidiumssitzung der GEM spricht sich der Vorstand unserer Gesellschaft für die Auflösung dieser 
Dachgesellschaft und die fachliche und finanzielle Eigenständigkeit aus.“…  


Das Präsidium der GEM beschloss in seiner letzten Sitzung die Einberufung einer außerordentli-
chen Delegiertenkonferenz der GEM für den 27. April 1990. Im Protokoll über diese Delegiertenkon-
ferenz ist nachzulesen:  
„Anwesend waren 34 stimmberechtigte Delegierte.  
1. Die anwesenden Delegierten der Fach- und Territorial-Gesellschaften beschließen, dass mit Wir-
kung vom 27. April 1990 die Dachgesellschaft für Experimentelle Medizin der DDR aufgelöst wird. 
2. Für die erforderlich notwendigen Arbeiten zur Auflösung der Dachgesellschaft für Experimentelle 
Medizin (Sicherung des Schriftgutes und der materiellen und sachlichen Werte) wird eine Abwick-
lungskommission gebildet…Die zu lösenden Aufgaben sind bis zum 31. Dezember 1990 zu realisie-
ren… 
4. Die für 1991 geplante Gemeinschaftstagung der Gesellschaft für Experimentelle Medizin der DDR 
findet nicht statt. Prof. Dr. G. Scheuner, Mitglied der Abwicklungskommission der GEM der DDR.“  


Heute gibt es in der BRD eine Dachgesellschaft: „Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen 
Medizinischen Fachgesellschaften e. V. (AWMF) ist der deutsche Dachverband von 178 Fachgesell-
schaften der Medizin. Seit 1995 koordiniert die AWMF die Entwicklung von medizinischen Leitlinien
für Diagnostik und Therapie durch die einzelnen Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaf-
ten. Alle Fachgesellschaften zusammen haben rund 220.000 Mitglieder. Der Verband wurde am 10. 
November 1962 in Frankfurt am Main gegründet. Er ist als gemeinnützig anerkannt (Förderung der 
Wissenschaft“; (https://www.awmf.org/awmf-online-das-portal-der-wissenschaftlichen-medizin/). 
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2. Gesellschaft für Neurowissenschaften der DDR 


Als Ansprechpartner von Seiten der GEM wurden mir auch ausgewählte Protokolle der GNW zuge-
sandt. Bereits im Rundschreiben 1/90 informierte der Sekretär des Vorstandes der GNW, Klaus Rey-
mann: „Der Vorstand ermächtigte den Vorsitzenden und den Sekretär zu Gesprächen mit Neurowis-
senschaftlern der Bundesrepublik über Sinn und Möglichkeiten für eine Gesellschaft Neurowissen-
schaften im deutschsprachigen Raum. Zur Göttinger Neurobiologen-Tagung vom 8. - 10.6. 1990 ha-
ben sich nach Information von Prof. Elsner bereits 50 Kollegen aus der DDR gemeldet.“  


Im Protokoll der Vorstandssitzung vom 14.6.1990 heißt es: „Hauptgegenstand der Beratung war 
die Zukunft der Gesellschaft für Neurowissenschaften der DDR. Das sehr unterschiedliche Interesse 
seitens unserer westdeutschen Kollegen an einer gesamtdeutschen Gesellschaft erlaubt gegenwärtig 
keine sichere Prognose für die weitere Entwicklung. Die Situation in der neurowissenschaftlichen 
Forschung in der DDR lässt jedoch den Erhalt der Gesellschaft noch sinnvoll erscheinen…Der Vor-
stand beschließt: 
1. Dem Auftrag seiner Mitglieder durch Fortsetzung der Arbeit gerecht zu werden und die Gesell-
schaft zu erhalten. 
2. Die Gesellschaft für Neurowissenschaften durch den Vorsitzenden als gemeinnützigen Verein in 
Leipzig eintragen zu lassen… 
4. Wegen zu hoher Kosten auf eine Beteiligung am neu zu gestaltenden Mitteilungsblatt der Gesell-
schaft für Experimentelle Medizin zu verzichten. 
5. Alle Mitglieder zu bitten, zusätzliche Finanzierungsquellen (Sponsoren) für die Unterstützung der 
Gesellschaft zu erschließen.“… 


Da in der BRD keine Gesellschaft für Neurowissenschaften existierte und der Vorstand der GNW 
aber der Auffassung war, dass eine solche Gesellschaft notwendig ist, erläuterte der Vorsitzende 
Prof. Volker Bigl in einem Rundschreiben den Mitgliedern die entstandene Situation und schlussfol-
gerte: „Sollten sich diese Bestrebungen nicht realisieren lassen, schlägt der Vorstand vor, dass wir 
gemeinsam alles unternehmen, unsere Gesellschaft als Interessenvertreter der deutschen Neurowis-
senschaften zu erhalten.“  


Am 25. August 1992 wandte sich Prof. Bigl mit zwei Schreiben letztmalig an die Mitglieder der 
GNW. Das erste Schreiben betraf den Umgang mit dem Restvermögen der GNW der DDR, das zweite 
Schreiben betraf die Auflösung der GNW. 


Erstes Schreiben: „Im Statut unserer Gesellschaft ist vorgesehen, im Falle ihrer Auflösung das 
Vermögen der Gesellschaft auf die Mitglieder zu verteilen. Bei einem Restvermögen unserer Gesell-
schaft von ca. 9 TDM würden … für jedes Mitglied ein Betrag von etwa 25 DM entfallen. Der mit der 
Überweisung dieser Gelder verbundene Finanz- und Zeitaufwand … machen ein solches Vorgehen 
wenig sinnvoll... Daher wird vorgeschlagen, das verbleibende Vermögen der Gesellschaft für Neuro-
wissenschaften e.V. dem Vorbereitungskomitee für die Gründung einer gesamtdeutschen Neurowis-
senschaftlichen Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Voraussetzung dafür ist jedoch ein Mehrheits-
votum der ehemaligen Mitglieder der Gesellschaft für eine solche Lösung. Im Auftrag der Liquidato-
ren möchte ich Sie deshalb bitten, den in der Anlage beigefügten Stimmzettel bis zum 15. September 
1992 zurückzusenden.“ 


Zweites Schreiben: „Nachdem nun die Gründung einer gesamtdeutschen neurowissenschaftlichen 
Gesellschaft unmittelbar bevorsteht, hat der Vorstand unserer Gesellschaft unter Berücksichtigung 
der schriftlichen Abstimmung aller Mitglieder zu diesen Problemen vom vergangenen Jahr die Auflö-
sung unserer Gesellschaft beschlossen und die Löschung aus dem Vereinsregister beim Amtsgericht 
Leipzig beantragt. Als Liquidatoren wurden Prof. Haschke, Jena, Dr. Reymann, Magdeburg und ich 
selbst bestätigt. Auch wenn es uns damit nicht gelungen ist, unsere Gesellschaft direkt in die gesamt-
deutschen Neurowissenschaften einzubringen, hat sie doch einen nicht geringen Einfluss auf die Ent-
scheidung zur Gründung einer gesamtdeutschen Neurowissenschaftlichen Gesellschaft ausgeübt. In 
diesem Sinne empfiehlt der Vorstand allen Mitgliedern, sich als Gründungsmitglieder der neuen Ge-
sellschaft einzutragen. Entsprechende Materialien sind Ihnen zwischenzeitlich allen zugesandt wor-
den.“ 
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Der derzeitige Stand der NWG wird auf der Webseite wie folgt dargestellt (https://nwg-
info.de/de/ueber_uns/nwg): „Die NWG hat derzeit etwas über 2.100 Mitglieder. Sie vertritt die Inte-
ressen von Grundlagenwissenschaftlern, die sich mit Entwicklung, der Funktionsweise, den Leistun-
gen und den Störungen von Gehirn und Nervensystem beschäftigen. Als gemeinnütziger Verein ar-
beitet sie unabhängig von wirtschaftlichen Interessen. Die Neurowissenschaftliche Gesellschaft e.V. 
hat sich zum Ziel gesetzt, die Neurowissenschaften in Forschung und Lehre zu fördern und in allen 
ihren Teilbereichen im In- und Ausland zu repräsentieren.“ Von Wikipedia erfährt man: „Sie wurde 
am 24. April 1992 in Frankfurt/Main gegründet und 1993 als gemeinnütziger Verein beim Amtsge-
richt Charlottenburg eingetragen.“ Die Existenz der NWG der DDR findet keine Erwähnung.  


3. GKCLD der DDR und DGKC der BRD 


Situation der Laboratoriumsdiagnostik der DDR im Jahre 1989 


Am besten überblicke ich die Vorgänge um die Vereinigung der Gesellschaften auf dem Gebiet der 
Laboratoriumsmedizin, da es mein ureigenstes Fachgebiet ist und ich viele Jahre Mitglied des Vor-
standes der GKCLD war (1976 - 1990). Die Struktur und Funktionsweise der Laboratoriumsdiagnostik 
in der DDR war geprägt durch die zentrale Leitung und Planung der Wirtschaft und des Gesundheits-
wesens, die der BRD durch die Marktwirtschaft. Daraus ergaben sich in der Struktur und Organisation 
prinzipielle Unterschiede [11]. Die Unterschiede waren letztlich das Resultat des 2. Weltkrieges, in 
dessen Folge zwei selbständige Staaten entstanden, der eine unter Führung und Einfluss der USA, der 
andere unter Führung und Einfluss der Sowjetunion. Das wissenschaftliche Leben der in der Labora-
toriumsmedizin tätigen Wissenschaftler der DDR erfolgte im Rahmen der „Gesellschaft für Klinische 
Chemie und Laboratoriumsdiagnostik“ (GKCLD), das der BRD im Rahmen der „Deutschen Gesellschaft 
für Klinische Chemie“(DGKC) und einer davon unabhängigen „Deutschen Gesellschaft für Laboratori-
umsmedizin“ (DGLM). Im Jahre 1989 hatte die DDR-Gesellschaft etwa 700 Mitglieder, davon etwa 
100 Ärzte und 600 Naturwissenschaftler (Chemiker, Biologen, Physiker). Vorsitzender der Gesell-
schaft war Prof. Dr. Walter Dummler, Rostock und Sekretär war Prof. Dr. Dr. sc. med. Hans-Jürgen 
Thiele, Dresden.  


Die Vorstandssitzung am 31.1. 1989 beschäftigte sich laut Protokoll mit der Situation der Labora-
toriumsdiagnostik in der DDR: „Prof. Thiele gibt einen mündlichen Bericht zum Stand der Erarbeitung 
der Entwicklungskonzeption des Leistungsbereiches bis 1995. …Prof. Thiele wird empfohlen, Proble-
me und Mängel klar und schonungslos darzustellen.“  


Entsprechend meinen Notizen sagte Hans-Jürgen Thiele: Es gibt in der DDR 11 000 MTA. Jährlich 
sind 1000 MTA notwendig, die tatsächliche Zufuhr beträgt 550. Es fehlen in den letzten Jahren 1500 
MTA. Es gibt nur eine Chance: 1. Das Gehalt muss erhöht werden und wir brauchen eine leistungsori-
entierte Gehaltsregelung; 2. Zwingend notwendig ist eine weitere Zentralisierung, sehr kleine Labora-
torien sind zu schließen; der kritische Faktor ist die Sicherung des Nacht- und Bereitschaftsdienstes; 
3. Wir brauchen eine radikale Veränderung der gerätetechnischen Situation. Carl Zeiß Jena liefert 
nicht  ̶  es gibt keine Alternativen. In der BRD besteht zu 75% automatisierte Analytik, in der DDR nur 
zu 17%. 10 Mio. Valuta-Mark sind für unseren Leistungsbereich notwendig. In der BRD leistet 1 MTA 
das, was in der DDR 3 MTA leisten. In der DDR werden 12 Untersuchungen/Einwohner/Jahr durchge-
führt, in der BRD 16 und in Frankreich 40. Der Stand der erreichten „Automatisierung“ wird auch 
deutlich aus folgendem Beschluss des Vorstandes: „Nach Diskussion bestätigt der Vorstand die vor-
geschlagene Verteilerliste der 50 Multipipetten“ (Es handelte sich um ein Geschenk von Prof. Keller, 
Schweiz, an die GKCLD). Im Protokoll werden auf zwei Seiten die Labore und Namen der Empfänger 
aufgezählt. Wegen Devisenmangel konnten selbst relativ einfache Geräte für die Labore der DDR 
nicht beschafft werden. 


Mangel gab es nicht nur bei Multipipetten. Wenige Tage vorher hatte ich von OMR Prof. Thiele
folgendes Schreiben erhalten: „Aufgrund eingeschränkter Übernachtungskapazität kann Ihre Teil-
nahme am Symposium (Labororientierte Diagnosestrategien in der Grundbetreuung vom 15.-17.3. 
1989 in Gera) nicht bestätigt werden. Wir bitten Sie sehr herzlich um Verständnis.“ Ich war damals 
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von Seiten unserer Gesellschaft verantwortlich für die Erarbeitung der Diagnose-Strategie „Pädiatrie- 
Perinatologie“ und hätte gern an der Tagung teilgenommen. Es gab einfach nicht genügend Hotelbet-
ten.  


Es gehörte zum Stil der Vorstandsarbeit, regelmäßig Berichte von den Regionalgruppen (RG) ent-
gegenzunehmen, diesmal von der RG Erfurt/Gera/Suhl. „Koll. Keil, (Vorsitzender der RG) wies auf 
Schwierigkeiten der Einbeziehung naturwissenschaftlicher Hochschulkader in das Fachgebiet speziell 
und in die Medizin im Allgemeinen hin …“ Am 7. November 1989 tagte der Vorstand und beriet den 
Bericht der RG Berlin/Frankfurt/O /Potsdam mit den Schwerpunkten Standardisierung labordiagnos-
tischer Methoden, Ultramikroanalytik, materiell-technische Bedingungen in den Laboratorien, Anlei-
tung durch den Vorstand, Vergütung von MTLA, besonders im Nacht- und Bereitschaftsdienst. Nie-
mand ahnte in dieser Vorstandsitzung, welch fundamentales politisches Ereignis zwei Tage später die 
DDR und damit die Diskussionen und Aktivitäten der GKCLD verändern sollte. Die Einladung zu der 
nächsten Vorstandssitzung am 19.12. des Jahres erfolgte dann mit dem Hinweis: „Unter dem Ge-
sichtspunkt der gegenwärtigen begrüßenswerten Entwicklung in unserem Land hält es Prof. Dummler
für erforderlich, dass wir, gemeinsam mit den Regionalgruppenvorsitzenden, eine Einschätzung der 
bisherigen Arbeit vornehmen sowie eine Diskussion über die zukünftigen Aufgaben und Ziele der 
GKCLD der DDR durchführen.“  


Berufspolitische Interessenvertretung  


In der Vorstandssitzung am 19.12.89 ging es dann weniger um die Probleme der Labordiagnostik, als 
um grundsätzliche Fragen von Aufgaben, Zielen, Organisation und Arbeitsweise der Fachgesellschaft. 
Der Vorsitzende Prof. Dummler „stellte einleitend das Spektrum der zu diskutierenden Probleme“ 
dar, nach meinen Notizen waren es solche Probleme wie die Unterstellung der GKCLD unter das Mi-
nisterium für Gesundheitswesen (MfGe), Vertretung für berufs- oder standespolitische Fragen, Über-
arbeitung des Statutes einschließlich der Wahlordnung (z.B. geheime Wahlen oder Direktwahl des 
Vorsitzenden), Einfluss der Fachgesellschaft auf tarifrechtliche Bestimmungen der Naturwissen-
schaftler und MTA, Beitritt zum Ärztebund oder dem Bund von Naturwissenschaftlern, Notwendig-
keit von GEM und Koordinierungsrat.  


Im Protokoll heißt es: „Die breite Aussprache zeigte, dass die Thematik mit dieser Vorstandssit-
zung nicht erschöpfend beraten werden konnte. Aus der Sicht der Regionalgruppenvorsitzenden wird 
keine Veranlassung gesehen, gegenwärtig gegenüber dem Vorstand die Vertrauensfrage zu stellen… 
Am 16. Januar 1990 treffen sich die Vorsitzenden der Regionalgruppen in Berlin, um vor allem die 
Probleme der beruflichen Interessenvertretung zu diskutieren. Vom Vorstand und anwesenden Regi-
onalgruppenvorsitzenden wird hierzu folgender Standpunkt per Abstimmung mehrheitlich vertreten: 
Die Anwesenden sind für eine eigenständige Interessenvertretung der Naturwissenschaftler neben 
der Fachgesellschaft. Ja - 10 Stimmen, Nein - 3 Stimmen (Prof. Gross bittet, seine Neinstimme na-
mentlich festzuhalten. Er vertritt die Auffassung, dass die berufspolitische Interessenvertretung der 
Naturwissenschaftler im Interesse der Einheit des Fachgebietes innerhalb der Fachgesellschaft in 
einer gesonderten, demokratisch gewählten Struktureinheit/Sektion erfolgen sollte. Stimmenthal-
tung - 1 Stimme… Dieses Ergebnis wird durch folgende Vereinbarung ergänzt: Die berufspolitische 
Interessenvertretung aller ärztlichen und naturwissenschaftlichen Hochschul-Kader in der Medizin 
sollte möglichst gemeinsam im zur Gründung vorgesehenen Ärzteverband der DDR bzw. in einem 
Berufsverband Medizin erfolgen. Prof. Gross und auch andere Kollegen nehmen hierzu nochmals 
Verbindung zu den zentralen (Prof. Mau, Charité) bzw. zu regionalen ärztlichen Initiativgruppen auf. 
Sollte es zu keiner gemeinsamen berufspolitischen Interessenvertretung mit den Ärzten kommen, ist 
eine solche Interessenvertretung für alle Naturwissenschaftler in der Medizin anzustreben (Ausnah-
me Apotheker, da diese einen eigenen Apothekerbund gründen), wobei im Bedarfsfall auch die ´nicht 
direkt am Patienten tätigen Ärzte´ (also auch unsere ärztlichen Kollegen) einzubeziehen sind. Für den 
Fall eines negativen Verlaufs aller Verhandlungen wird der Vorstand der Gesellschaft auch die Bil-
dung einer eigenständigen Gruppierung innerhalb der GKCLD fördern und alle, auch finanzielle Un-







Johann Gross Leibniz Online, Nr. 36 (2019) 
Zur Vereinigung … Ein Zeitzeugenbericht  S. 9 v. 28 


terstützung gewähren, die zu einer berufspolitischen Interessenvertretung der im Leistungsbereich 
tätigen Naturwissenschaftler (und ev. Ärzte s. oben) führt.“  


Ich war überrascht, dass das Problem der berufspolitischen Vertretung plötzlich so dominant 
wurde. Meine Meinung war geprägt von einem Standpunkt, wie ihn Oehme beschreibt [13]: Die 
„Verbindung von Standespolitik mit dem Bedürfnis nach wissenschaftlichen Leben in den ärztlichen 
Vereinigungen veränderte sich nach dem 2. Weltkrieg. Mit dem Befehl Nr. 124 (vom 21.5.1947) der 
sowjetischen Militäradministration wurde für den östlichen Teil Deutschlands der Rahmen gegeben 
zur Bildung deutscher wissenschaftlicher medizinischen Gesellschaften. Diese verstanden sich fortan 
als ein organisierter Zusammenschluss zur Pflege des wissenschaftlichen Lebens und der Fortbildung 
und frei von Einflüssen einer reaktionären Standespolitik. Die Vertretung der beruflichen Interessen 
der Ärzte lag in den Händen des FDGB und anderer gesellschaftlichen Organisationen.“ Das bedeute-
te auch, dass Ärzte ein höheres Gehalt hatten als Naturwissenschaftler in vergleichbarer Stellung. 
Wie im Protokoll hervorgehoben, sprach ich mich dafür aus, keine neue eigene berufspolitische Inte-
ressenvertretung der in der Labormedizin tätigen Naturwissenschaftler zu bilden. Ich hatte Sorge, 
dass es zu einer Spaltung der GKCLD kommt, ähnlich den beiden Gesellschaften in der BRD, d. h. in 
eine Gesellschaft deren Mitglieder Ärzte und Naturwissenschaftler sind und eine Gesellschaft, in der 
nur Laborärzte organisiert sind. Seit Gründung der GKCLD der DDR im Jahre 1961 hatten Ärzte und 
Naturwissenschaftler kollegial und kooperativ zum Nutzen des Gesundheitswesens zusammengear-
beitet, nun drohte die Spaltung.  


In Vorbereitung der nächsten Vorstandssitzung hatte der Vorsitzende telefonischen Kontakt mit 
Kollegen vom Vorstand der DGKC. Hierbei sei geäußert worden, dass die DGKC eine wissenschaftliche 
Gesellschaft und keine berufspolitische Vertretung sei. Der Schatzmeister der DGKC, Dipl. Chem. Dr. 
med. D. Laue, Köln schrieb am 19. 12.1989 an Prof. Dummler zum Thema: 


In der DDR hatten Fachnaturwissenschaftler für Klinische Chemie gleiche Rechte wie Fachärzte für 
Laboratoriumsdiagnostik, d. h. sie konnten klinisch-chemische Labore leiten und Befunde validieren. 
Der Vorstand sah eine wichtige Aufgabe darin, diese Stellung der Naturwissenschaftler auch im ver-
einigten Deutschland zu bewahren.  


Wie damals in allen Gremien üblich, wurde in dieser und den nachfolgenden Sitzungen endlos 
über Statute, Wahlordnungen, die Bildung verschiedener Kommissionen, Gehaltsfragen und die Legi-
timität der gewählten Gremien diskutiert. Wenn es in Deutschland je eine Zeit gab, in der Basis-
Demokratie herrschte, dann war es die Zeit vom 9. November 1989 bis 3. Oktober 1990. In dieser Zeit 
wurde alles in Frage gestellt und zugleich entstanden am laufenden Band kluge Wahlordnungen und 
Statute, u. a. auch solche für die Wissenschaftler im Bereich der Laboratoriumsmedizin. Der Be-
schluss lautete: „Die Wahlordnung und das Statut sind zu überarbeiten… Spätestens im Spätsommer 
d. J. ist eine Mitgliederversammlung durchzuführen; anlässlich des 18. Kongresses der GKCLD im No-
vember des Jahres in Halle ist die Neuwahl des Vorstandes und der Revisionskommission vorzuneh-
men. Es ist eine Kommission zur Überarbeitung der Wahlordnung zu bilden. Zur Übernahme von 
Vorsitz und Organisation sollte Doz. Dr. sc. D. Meißner, Dresden, gebeten werden.“ Tatsächlich lagen 
zur Mitgliederversammlung im Juni eine neue Wahlordnung und der Entwurf eines neuen Statutes 
vor.  
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Ein zweites Schreiben der Vorsitzenden der Regionalgruppen in Vorbereitung der Januar-Sitzung 
des Vorstandes am 30.1.1990 warf weitere Fragen auf: „… die Frage der Auslandsreisen, die interna-
tionale Vertretung unserer Fachgesellschaft, des Status unserer Fachzeitschrift als Organ der Gesell-
schaft sowie die Stellung der Gesellschaft zu sozialen Standesfragen…;  eine klare Darstellung der 
augenblicklich noch praktizierten Nominierung… von Auslandsreisen…; Offenlegung, wie bisher Ver-
treter unseres Landes für internationale Vereinigungen (z.B. IFCC) nominiert bzw. bestätigt wurden…; 
soziale Probleme (und damit auch Standesprobleme);… die Gesellschaft muss zu sich bildenden be-
rufsstandorientierten Gruppen Kontakt aufnehmen. … Im neuen Statut müssen die Zusammenarbeit 
(und damit auch die Abgrenzung) zwischen wissenschaftlicher Fachgesellschaft und evt. standespoli-
tischen Verbänden aussagekräftig fixiert werden.“  


In der Vorstandssitzung im Januar 1990 wurde erneut als Schwerpunkt „die Bildung von standes-
politischen Interessenvertretungen“ behandelt, offensichtlich unter dem Eindruck von entsprechen-
den Aktivitäten von Ärzten. Am 21. November 1989 wurde in der Hautklinik der Charité unter maß-
geblicher Mitwirkung von Prof. H. Mau, Kinderchirurg in der Charité, der Virchowbund als Ärztever-
band gegründet (https://www.nav-virchowbund.de). Sowohl der Vorsitzende der GKCLD als auch die 
Vorsitzenden der Regionalgruppen setzten sich dafür ein, dass auch Naturwissenschaftler Mitglied im 
Virchow-Bund werden können. Beide wandten sich an Prof. Mau: „Wie verschiedentlich zum Aus-
druck gebracht, sind wir als Klinische Chemiker, Fachchemiker in der Medizin interessiert, in diesem 
Bund mitzuwirken.“ Später informierte Prof. Dummler: „Bedauerlicherweise lässt sich trotz Beratun-
gen mit Vertretern des Virchow-Bundes keine Klärung erzielen. Wahrscheinlich kann es zu einer as-
soziativen, aber zu keiner Vollmitgliedschaft von Naturwissenschaftlern in der Gesellschaft kommen. 
Als Alternative wird der Helmholtz-Bund angeboten. Die Bemühungen um Vollmitgliedschaft aller in 
der Medizin tätigen Hochschul-Kader werden fortgesetzt.“ So schrieb der Vorsitzende in einem wei-
teren Brief an Prof. Mau: „Aus diesem Grunde halte ich es für gerechtfertigt, den Klinischen Chemi-
kern die Mitgliedschaft im Virchowbund zu ermöglichen, um eine Aufsplitterung der Interessengrup-
pen, die gemeinsam in der medizinischen Betreuung arbeiten, zu verhindern.“  


Die Bemühungen waren erfolglos: „Der Vorsitzende informiert, dass der in der Anlage zum Proto-
koll der Vorstandssitzung vom 30.1.90 enthaltene Brief an Prof. Mau (Virchowbund) nicht beantwor-
tet wurde. Der Vorsitzende wird in einem zweiten Schreiben sein Missfallen zum Ausdruck bringen 
und über die Bildung des Berufsverbandes Labormedizin informieren.“ 


Bemühungen um die Anerkennung als Fach-Naturwissenschaftler 


Trotz der Priorität standespolitischer Fragen versuchte der Vorstand durch Druck auf die Regierung, 
so wie früher, die gleichberechtigte Stellung des Fachnaturwissenschaftlers für Labordiagnostik mit 
dem Facharzt für Laboratoriumsdiagnostik zu sichern. Der Vorsitzende schrieb am 8. Februar 1990 
einen zweiten Brief an Minister Prof. Dr. Klaus Thielmann (Professor für Pathobiochemie, Gesund-
heitsminister in der Regierung Modrow vom 18. November bis 12. April 1990). „Ich muss leider fest-
stellen, dass bis heute keine Reaktion Ihres Ministeriums auf das Schreiben an den Minister für Ge-
sundheits- und Sozialwesen der DDR vom 13. 10.1989 mir gegenüber erfolgt ist. Dies wird vom Vor-
stand und den Mitgliedern der Gesellschaft mit erheblicher Verwunderung zur Kenntnis genom-
men…Natürlich haben wir Verständnis für die Gesamtsituation in unserem Land, in der Medizin und 
in Ihrem Hause. Gerade deswegen aber halte ich es für meine Pflicht, Sie um eine angemessene Ein-
ordnung unseres Leistungsbereiches in die Gesamtstrategie des Gesundheitswesens nochmals zu 
bitten.“  


Für den 18. März 1990 waren Wahlen für die Volkskammer angesetzt. Es war abzusehen, dass da-
nach eine neue und andere Regierung gebildet wird. Daher wandte sich der Vorsitzende „wunsch-
gemäß“ an die Hauptabteilung Medizinische Betreuung im Ministerium für Gesundheitswesen, um 
den gleichberechtigten Status der Naturwissenschaftler in der Labordiagnostik zu sichern: „2. Durch 
Erlass des Ministers sollte sofort festgelegt werden, dass ausschließlich Fachärzte für Pathobiochemie 
und Labordiagnostik und gleichberechtigt daneben auch Naturwissenschaftler mit abgeschlossenem 
postgradualen Studium ´Klinische Chemie und Laboratoriumsdiagnostik´ als Leiter klinisch-
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chemischer diagnostischer Laboratorien eingesetzt werden dürfen. 3. Es muss sofort durch Verord-
nung festgelegt werden, dass Naturwissenschaftler mit abgeschlossenem postgradualem Studium 
eine staatliche Anerkennung (Berufserlaubnis) zum selbständigen Führen eines klinisch-chemischen 
Diagnostik-Laboratoriums im Sinne einer freiberuflichen Tätigkeit erhalten. Für unsere Fachärzte 
dürfte dieses ohnehin klar sein“ (Unterstreichungen im Originalbrief).  


All das Briefe-Schreiben war angesichts der Ereignisse in der DDR zum damaligen Zeitpunkt ziem-
lich enttäuschend. Sinnvoller erwiesen sich Bemühungen um konkrete Zusammenarbeit, z. B. mit der 
Österreichischen Gesellschaft. Letztmalig in der Geschichte der GKCLD wurde am 11. Januar die De-
legation der DDR-Gesellschaft nach Innsbruck zum bilateralen Symposium DDR/Österreich im April 
1990 mit dem Generalsekretariat „abgestimmt“, 17 Kollegen*innen konnten teilnehmen (für 11 Per-
sonen wurden die Reisekosten von der DDR getragen).  


Auch später unternahm der Vorsitzende weiterhin alles, um die Rechte der Naturwissenschaftler 
in der Laboratoriumsmedizin zu sichern. So schrieb er einen Brief an Staatssekretär Krause, den Ver-
handlungsführer von Seiten der DDR-Regierung: „Im Einvernehmen mit den Vorstandsmitgliedern 
der Gesellschaft für Klinische Chemie und Laboratoriumsdiagnostik der DDR bitte ich Sie, im 2. 
Staatsvertrag die Anerkennung des Fachnaturwissenschaftlers der Medizin für Klinische Chemie und 
Laboratoriumsdiagnostik im Sinne der o.a. Anweisung auf Dauer abzusichern und nicht nur für die 
dem Vertrauensgrundsatz entsprechende Übergangszeit zu sichern, sei es durch eine spezielle, sei es 
durch eine generelle Regelung.“ (Anweisung in Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für 
Gesundheitswesen der DDR 1981, Nr. 4, S. 61 ff). 


Doppelmitgliedschaft  


Auch in der März-Vorstandssitzung 1990 ging es um den Berufsverband. „Die Position unserer Kolle-
gen zum Berufsverband wird vom Vorstand bekräftigt. Es wird dringend empfohlen, Vertreter ande-
rer labordiagnostischer Fachgebiete zu informieren… Der Vorschlag des Vorsitzenden, dem Berufs-
verband als Starthilfe 5000 M.- aus dem Vermögen der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen, wird 
einstimmig befürwortet.“ 


Ein zweiter Schwerpunkt der Sitzung war die Art und Weise der Vereinigung. „Der Vorsitzende in-
formiert über Beratungen mit Vertretern der DGKC: Mitglieder der GKCLD der DDR können ab sofort 
Mitglieder der DGKC werden. Monatsbeitrag 25 M (DDR). Die Mittel werden in der DDR treuhände-
risch verwaltet. Der Vorstand beschließt eine entsprechende Regelung für Kollegen aus der BRD zur 
Mitgliedschaft in unserer Gesellschaft. Der Vorstand begrüßt diese Übergangslösung ausdrücklich.“ 
In einem Brief von Prof. Dummler an Prof. Wisser heißt es hierzu: „Anlässlich unseres Treffens in Hal-
le am 1. d.M. hatte Herr Laue die Idee, dass mit den Analytika-Programmen ein Aufnahmeantrag für 
die DGKC und ein Brief von Ihnen mitgeschickt werden könnte. Falls Sie diese Idee unterstützen und 
realisieren wollen, wäre ich Ihnen sehr dankbar, wenn in Ihrem Brief zum Ausdruck käme, dass die 
Doppelmitgliedschaft zwischen beiden Vorständen vereinbart wurde und von Ihrer Seite eben nur für 
solche Kollegen ermöglicht wird, die Mitglieder der GKCLD-DDR sind und bis zur Vereinigung auch 
bleiben.“  


Gemeinsame Vorstandssitzung und außerordentliche Mitgliederversammlung 


Am 24. und 25. April 1990 fand in der Charité eine gemeinsame Vorstandssitzung der GKCLD und der 
DGKC statt. Auf der außerordentlichen Mitgliederversammlung am 6.6.1990 erstattete Prof. Dumm-
ler Bericht über diese Sitzung: „Von unserer Seite war der gesamte Vorstand, die Revisionskommissi-
on und die Regionalgruppenvorsitzenden eingeladen. Seitens der DGKC nahmen teil: Der Präsident, 
Prof. Wisser, der Vizepräsident Prof. Gressner, der Sekretär Prof. Breuer, der Schatzmeister, Dr. Laue, 
sowie Prof. Delbrück als bisheriger und Prof. Guder als künftiger Beauftragter für die postgraduale 
Weiterbildung und für die Anerkennung als Klinischer Chemiker. … Als wichtigste Ergebnisse ist zu 
vermelden, dass beide Vorstände für einen zukünftigen Zusammenschluss beider Gesellschaften 
eintreten, worüber jedoch die Mitgliederversammlungen zu entscheiden haben. Zur Vorbereitung 







Johann Gross Leibniz Online, Nr. 36 (2019) 
Zur Vereinigung … Ein Zeitzeugenbericht  S. 12 v. 28 


der Vereinigung ist die Bildung einer paritätischen ad hoc Arbeitsgruppe beschlossen worden, die aus 
je acht Kollegen beider Gesellschaften bestehen soll…  


Schwerpunkt der Beratung war: das Fachgebiet ´Pathologische und Klinische Biochemie´ (PKB), 
seine Organisation und sein Entwicklungsstand auf den Gebieten Ausbildung, Forschung, und Labora-
toriumsdiagnostik an den medizinischen Hochschuleinrichtungen der BRD und DDR… Der Vorsitzende 
schätzt die gemeinsame Beratung der Vorstände der DGKC und unserer Gesellschaft als ergebnis-
reich ein und stellt fest, dass die paritätische Arbeitsgruppe, bestehend aus acht Kollegen unserer 
Gesellschaft und acht Kollegen der DGKC, Vorschläge für die weitere gemeinsame Arbeit noch bis 
November d.J. vorlegen soll. Eine Entscheidung über die Fusionierung beider Gesellschaften kann nur 
durch Beschluss der Mitgliederversammlung erfolgen… Für die paritätische Vorstandsarbeitsgruppe 
mit der DGKC wurden folgende Kollegen benannt: 


- Ausbildung der Studenten: Gross, Scheuch
- Weiter-, Fortbildung: Wagenknecht, Keil 
- Standardisierung, Qualitätskontrolle: Neymeyer, Göthe 
- Grundsatzdokumente (Statut, Wahlordnung): Dargel, Meißner.“
Zum Thema Vereinigung führte der Vorsitzende in seinem Referat aus: „Ich habe etwa seit Januar 


d. J. die Beziehungen zur DGKC intensiviert. Konkreter Anlass war eine Anfrage des Präsidenten der 
DGKC, Prof. Wisser, ob ich etwas gegen eine Mitgliedschaft unserer Kollegen auch in der DGKC ein-
zuwenden hätte, weil einige diesbezügliche Anfragen bei ihm vorlägen. Ich habe ihm daraufhin ge-
antwortet, dass ich es jedem selbst überlasse, ob er Mitglied sein möchte, dass ich aber den Vorstand 
der GKCLD bitte, nicht die Selbstauflösung unserer Gesellschaft durch Mitgliederwanderung zu för-
dern, was ja möglich wäre und dass wir gemeinsam über eine künftige Fusionierung beider Gesell-
schaften nachdenken sollten. Außerdem wurde erklärt, dass auch wir selbstverständlich bereit sind, 
Kollegen aus der Bundesrepublik als Mitglieder aufzunehmen…  


Ich halte es für notwendig und sinnvoll, unsere Erfahrungen und Auffassungen, sofern sie für die 
Zukunft des Fachgebietes tragfähig sind, in den Vereinigungsprozess einzubringen und unsere Positi-
onen zu vertreten. Aus diesem Grunde bin ich gegen einen inhaltlich unvorbereiteten Zusammen-
schluss, denn wir bringen immerhin rund 600 - 700 größtenteils hochqualifizierte Mitglieder ein, die 
ein Recht darauf haben, sich zu äußern und gehört zu werden...  


Seit kurzem gibt es jedoch ein Problem, das für mich und andere Kollegen kürzlich in München 
während der Biochemischen Analytika ganz deutlich erkennbar wurde. Es handelt sich darum, dass 
unser Vorstand von manchen Mitgliedern der DGKC nicht ohne weiteres als Verhandlungspartner 
akzeptiert wird. Man wünscht zu Recht, glaube ich, mit einem demokratisch legitimierten Vorstand 
zu verhandeln. Sonst sieht man Probleme hinsichtlich der Tätigkeit der paritätischen Arbeitsgruppe 
…“ 


Ich hatte meine Diskussionsbemerkung auf der Rückseite der Einladung schriftlich vorbereitet und 
sagte sinngemäß auf der außerordentlichen Mitgliederversammlung:  
1. Unsere Gesellschaft repräsentiert sowohl die Wissenschaftsentwicklung auf unserem Gebiet als 


auch den Leistungsbereich Labormedizin. In unserer Gesellschaft sind sowohl Ärzte als auch Na-
turwissenschaftler organisiert, das ist vernünftig und gut.  


2. Heute ist eine Entscheidung zu treffen über die Legitimation des Vorstandes und der Beauftragten 
für die Verhandlungen. In einer Reihe von Instituten und Kliniken der Charité haben die Direktoren 
ebenfalls die Vertrauensfrage gestellt [4].   


3. Wir sollten in das vereinigte Deutschland wichtige Elemente unserer Gesellschaft einbringen, die 
von Vorteil für unser Fachgebiet sind, z. B. das gute Miteinander von Ärzten und Naturwissen-
schaftler, die gute Organisation der Labor-Diagnostik und die staatliche Anerkennung des Fach-
Naturwissenschaftler.  


4. Ich bin dagegen, jetzt eine Mitgliedschaft in der BRD-Gesellschaft anzustreben, da das eine scheib-
chenweise Auflösung unserer Gesellschaft bedeutet. Wir sollten einen verantwortungsvollen, 
schrittweisen Zusammenschluss in Form einer Fusion vorbereiten.  
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5. Für die Zukunft unseres Fachgebietes ist wichtig, dass die Handlungsfähigkeit der Gesellschaft im 
vereinigten Deutschland erhalten bleibt und das ist am ehesten möglich, wenn die Wissenschafts-
entwicklung und der Leistungsbereich Laboratoriumsmedizin durch eine Gesellschaft vertreten 
wird und die Pathobiochemie und Klinische Chemie als Einheit betrachtet werden. Am vernünftigs-
ten wäre, eine Dreier-Fusion von GKCLD, DGKC und GLM anzustreben.  


Im Verlaufe der Mitgliederversammlung kam es zu zwei wichtigen Beschlüssen: 
1. In einer geheimen Abstimmung wurde die Legitimation des Vorstandes bestätigt (53 ja, 16 nein, 5 
Enthaltungen). Verglichen zur gemeinsamen Vorstandssitzung gab es neue Vorschläge für die paritä-
tischen Kommissionen: 


- Ausbildung der Studenten: Hellthaler, Jaross
- Weiter-, Fortbildung: Graubaum, Fiedler 
- Standardisierung, Qualitätskontrolle: Schellenberg, Grützmann 
- Grundsatzdokumente (Statut, Wahlordnung): Dargel, Meißner. 


2. „Der Vorstand wurde beauftragt, offizielle Kontakte zur DGLM herzustellen, mit dem Ziel, geeigne-
te gemeinsame Aktivitäten mit dieser Gesellschaft einzuleiten, die einen effektiven Informationsaus-
tausch zwischen den Mitgliedern der DGLM und der GKCLD bewirken. Dabei ist insbesondere der 
Standpunkt der DGLM zur Gleichberechtigung der Naturwissenschaftler zu klären.“ 


Positionen der DGKC und der DGLM  


Der 2. Beschluss führte zu erheblichen Irritationen auf Seiten der DGKC. Der Präsident der DGKC Prof. 
Wisser äußerte sich telefonisch gegenüber Prof. Dummler, „dass es nach seiner Meinung bei den 
Mitgliedern der DGKC Schwierigkeiten bezüglich der Vereinigung beider Gesellschaften geben werde 
und dass er selbst als primäres Ziel nicht die Erhöhung der Mitgliederzahl, sondern eine Anhebung 
des wissenschaftlichen Niveaus verfolge.“ Sehr viel deutlicher äußerte sich Prof. Dr. med. Dr. rer. nat. 
H. Greiling: „… mit Erstaunen und auch mit Befremden habe ich von dem Vorstand unserer Gesell-
schaft vernommen, dass Sie auch Verhandlungen mit der DGLM führen. Vermutlich ist vielen Ihrer 
Mitglieder nicht bekannt, dass 1. nur die DGKC Mitglied der International Federation of Clinical Che-
mistry (IFCC) ist, jedoch nicht die DGLM…“ U. a. durch das Standardwerk „Lehrbuch der Klinischen 
Chemie und Pathobiochemie“ (Greiling, Gressner) war das eine unüberhörbare Stimme.  


Die Verhandlungen zwischen GKCLD und DGKC gerieten daraufhin von Seiten der DGKC ins Sto-
cken. In einem Brief des Vorsitzenden der DDR-Gesellschaft an den Vorsitzenden der BRD-
Gesellschaft vom 11. Juli 1990 heißt es hierzu: „Ich darf Sie zunächst um Entschuldigung dafür bitten, 
dass ich das Missverständnis ausgelöst habe, indem ich in meinem Brief vom 7. Juni d. J. an Sie die 
Formulierung ´analoge Gespräche mit der DGLM´ gebraucht habe. Der Begriff ´analoge Gespräche´ 
beinhaltete keineswegs die Absicht, Verhandlungen über eine Fusionierung unserer Gesellschaft mit 
der DGLM zu führen, sondern lediglich informative Gespräche im Sinne fachlichen Erfahrungs- und 
Gedankenaustausches. Für den Vorstand der GKCLD der DDR kommt als Partner für eine Zusammen-
führung nur die DGKC in Frage … Es wird jedoch möglicherweise eine bestimmte Anzahl von Mitglie-
dern unserer Gesellschaft geben, die mehr zur DGLM tendieren als zur DGKC. Bei der geplanten Fusi-
onierung sollte man diesen Mitgliedern unserer Gesellschaft die Möglichkeit einräumen, sich dann 
der DGLM anzuschließen.“ 


Von Seiten der DGLM ging man sehr viel entspannter mit der Situation um. Der Präsident der 
DGLM Prof. Dr. med. J. D. Kruse-Jarres schrieb am 20. Juni an Prof. Dummler: „Wie Sie unserem ge-
meinsamen Gedankenaustausch anlässlich der Analytika haben entnehmen können, wird dies von 
unserer Seite sehr begrüßt. Auch mit dem Präsidenten der DGKC, Herrn Prof. Wisser, besteht diesbe-
züglich voller Konsens, so dass es zu begrüßen wäre, zukünftig alle Gespräche über unser Fach und 
unser Arbeitsgebiet gemeinsam zu führen. Wir sind zu solchen Gesprächen und Diskussionen jeder-
zeit bereit.“  


Während einer Tagung in Bonn („Die Klinische Chemie und der Europäische Binnenmarkt 1992; 
5.Juli bis 7.Juli 1990) kam es abends bei einem Bier zu einem Gespräch von Dummler, Laue, Müller
(Wien) und dem Autor dieses Beitrages. Dabei sagte Dr. Laue, für mich absolut logisch: „… wenn die 
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Fusion beider Gesellschaften beschlossen wird, ist eine formale Antragstellung der Mitglieder der 
DDR-Gesellschaft nicht notwendig, ansonsten ist es keine Fusion und man braucht nicht zu verhan-
deln.“  


Beitritt zum 1.1. 1991 


In der August-Vorstandsitzung wurden die Weichen in eine andere Richtung gestellt: „Das Verfahren 
der Fusionierung sollte lediglich in der Form einer Willenserklärung (evtl. auf Formular mit Personal-
angaben, Bankverbindung etc.) jedes einzelnen Mitgliedes erfolgen und nicht in der Form einer regu-
lären Antragstellung. Nach unserer Vorstellung sollte sie bereits mit Wirkung vom 1. Januar 1991 
erfolgen... Der Vorsitzende wird beauftragt, den Inhalt und die Gestaltung der Willenserklärung (Do-
kument 1) mit dem Präsidenten der DGKC baldmöglichst abzustimmen und zu klären, ob alle Mitglie-
der der GKCLD im Besitz des Statuts sind.“ 


Zu den MTA, die Mitglieder der Gesellschaft sind, heißt es: „Es ist abzusehen, dass eine Mitglied-
schaft in der vereinigten Gesellschaft auf Grund des Statuts nicht möglich sein wird.“  


In der Oktober-Vorstandssitzung (2. Oktober 1990, für den 3. Oktober war der Beitritt von der 
Volkskammer beschlossen) berichtete der Vorsitzende „dass seitens der DGKC noch keine offizielle 
Stellungnahme zu den im Protokoll der letzten Vorstandssitzung mit der Fusionierung beider Gesell-
schaften dargestellten Fragen vorliegt.“ Es heißt weiter: „Zunächst wurde einhellig festgestellt, dass 
zur Frage Fusionierung mit der DGKC -ja oder nein- keine nochmalige Befragung der Mitglieder erfor-
derlich ist. Der Vorsitzende hat in seinem Referat anlässlich der a.o. Mitgliederversammlung am 6. 
Juni d. J. die Absicht zur Fusionierung ausführlich dargestellt und begründet.“  


Am 6. November 1990 traf ein Brief des Vorsitzenden der BRD-Gesellschaft Prof. Wisser bei Prof. 
Dummler ein: „1. Es wird die Empfehlung ausgesprochen, dass die Mitglieder der GKCLD der DDR der 
DGKC zum 1.1.1991 beitreten. 2. Die Mitglieder der Gesellschaft für Klinische Chemie und Laborato-
riumsdiagnostik der DDR mögen diese freiwillige Entscheidung durch eine Beitrittserklärung unter 
Beifügung eines wissenschaftlichen Werdegangs dokumentieren (Dokument 2). Der wissenschaftli-
che Werdegang ist nur für die Unterlagen der Gesellschaft. Sollten bei der GKCLD entsprechende 
Unterlagen vorliegen und diese der DGKC zur Verfügung gestellt werden, wäre dies nicht notwen-
dig.“  


Auf der letzten Sitzung des Vorstandes am 13. November 1990, im Rahmen der ersten gemeinsa-
men Tagung beider Gesellschaften in Halle (a.o. und erweiterte Sitzung des Vorstandes der GKCLD 
mit dem Vorstand der DGKC (Wisser, Breuer, Gressner, Laue) beschloss der Vorstand „einstimmig, 
den Mitgliedern die Auflösung der Gesellschaft vorzuschlagen und hierüber eine statutengemäße 
Abstimmung herbeizuführen.“  


In Vorbereitung dieser Briefwahl richtete der Vorsitzende einen längeren Brief an die Mitglieder, 
in dem er „Gegenwart und Zukunft unserer Gesellschaft“ umriss und Einzelheiten zur Briefwahl mit-
teilte. Er schilderte seine Bemühungen um die Vereinigung seit Januar 1990 und verwies auf die 
Struktur und die Leistungen der Gesellschaft. Für einige Probleme gab er Empfehlungen („Es soll da-
rauf hingewirkt werden, dass im vereinigten Deutschland eine postgraduale Weiterbildung der Na-
turwissenschaftler für alle Fachkollegen offiziell anerkannt wird“), für andere Probleme stellte er 
Fragen („Anerkennung der von uns verliehenen Ehrenmitgliedschaften?; Fortbestehen des Leonor-
Michaelis-Preises?; … Zeitpunkt der Fusionierung?“). Im Brief heißt es weiter: 
„Ende Oktober übermittelte mir der Präsident der DGKC, Prof. Wisser, die Stellungnahme des Vor-
standes seiner Gesellschaft, die in folgenden 10 Punkten zusammengefasst ist…:  
1. Es wird die Empfehlung ausgesprochen, dass die Mitglieder der GKCLD der ehemaligen DDR der 
Deutschen Gesellschaft für Klinische Chemie zum 1. Januar 1991 beitreten. 
2. Die Mitglieder der GKCLD mögen diese freiwillige Entscheidung durch eine Beitrittserklärung unter 
Beifügung eines wissenschaftlichen Werdeganges dokumentieren. … 
4. Ehrenmitgliedschaften: Im Mitgliederverzeichnis der DGKC werden diese Wissenschaftler als Eh-
renmitglieder der ehemaligen GKCLD der DDR aufgeführt. 







Johann Gross Leibniz Online, Nr. 36 (2019) 
Zur Vereinigung … Ein Zeitzeugenbericht  S. 15 v. 28 


5. Der Leonor-Michaelis-Preis (Medaille und Plakette) soll erhalten bleiben (Abb. 3)… 


Abb. 3: Medaille zum Leonor Michaelis Preis (Leonor Michaelis, 1875 – 1946; Abb. von Prof. T. Porstmann, MLS) 


Prof. Wisser war der Auffassung, dass zwei Kollegen von uns in den Gesamtvorstand kooptiert wer-
den können und dass der Zusammenschluss beider Gesellschaften zum 1. Januar 1991 erfolgen soll-
te.“ 


Zusammen mit dem Protokoll der Briefwahl richtete der Vorsitzende „zum letzten Mal in meiner 
Eigenschaft als bisheriger Vorsitzender der Gesellschaft“ einen Brief am 14.2.1991 an die Mitglieder 
der GKCLD mit der Information: Für die Auflösung der Gesellschaft haben gestimmt 89,71 %, gegen 
die Auflösung haben gestimmt 3,92 % und Stimmenthaltungen 6,37%. Entsprechend der Stimmen-
zahl wurden in den neuen Vorstand kooptiert: Dr. sc. nat. Walter Hubl (13,32 % ) und Prof. Dr. sc. 
med. Walter Dummler (12,53 % der Stimmen).  


Heute wird die DGKL auf ihrer Webseite (https://www.dgkl.de) wie folgt vorgestellt: „Die Deut-
sche Vereinte Gesellschaft für Klinische Chemie und Laboratoriumsmedizin e. V. (DGKL) ist die wissen-
schaftliche Fachgesellschaft der Laboratoriumsmedizin in Deutschland. Als Mitglied der European 
Federation of Clinical Chemistry and Laboratory Medicine (EFLM) und der International Federation of 
Clinical Chemistry and Laboratory Medicine (IFCC) vertritt sie Deutschland in der Laboratoriumsmedi-
zin in Europa und weltweit. Sie ist im Jahre 2003 durch die Fusion der Deutschen Gesellschaft für 
Klinische Chemie (DGKC) und der Deutschen Gesellschaft für Laboratoriumsmedizin (DGLM) entstan-
den und hat derzeit mehr als 1100 Mitglieder.“
In der Satzung heißt es: „Ordentliche Mitglieder Gesellschaft können werden:  


̶  Fachärzte für Laboratoriumsmedizin und Inhaber der Anerkennung als Klinischer Chemiker,  
̶  Naturwissenschaftler und Ärzte, die die Weiterbildung zum Klinischen Chemiker bzw. Facharzt 


für Laboratoriumsmedizin begonnen haben,  
̶  Personen, die eine mehrjährige Tätigkeit im Sinne des Zwecks der Gesellschaft nachweisen kön-


nen.“  
Es existieren eigene Berufsverbände für Laborärzte und Naturwissenschaftler:  


̶ „Rund 1200 Fachärzte für Laboratoriumsmedizin arbeiten in Deutschland. Der Berufsverband 
Deutscher Laborärzte (BDL) ist ihre Interessenvertretung. Der BDL setzt sich innerhalb der Ärzte-
schaft und gegenüber der Politik für eine qualitativ hochwertige labormedizinische Versorgung 
ein“ (http://www.bdlev.de).  


̶ „Die BNLD (Berufsvereinigung der Naturwissenschaftler in der Labordiagnostik) wahrt, vertritt 
und fördert die berufspolitischen Interessen der in der Labordiagnostik tätigen Naturwissen-
schaftlerinnen und Naturwissenschaftler. Dies sind all diejenigen, die eine abgeschlossene Hoch-
schulausbildung und eine entsprechende Qualifikation wie eine Weiterbildung der wissenschaft-
lichen Fachgesellschaften besitzen oder anstreben“ (http://www.bnld.de).  
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4. Gesellschaft für Biochemie der DDR und der BRD 


Die Vereinigung der Biochemischen Gesellschaft (BG) habe ich als einfaches Mitglied verfolgen kön-
nen. Für die Biochemie gab es in jedem der beiden Länder eine Fachgesellschaft. Der Vereinigungs-
prozess der beiden biochemischen Gesellschaften zeigt deutliche Unterschiede gegenüber dem der 
labormedizinischen und neurowissenschaftlichen Gesellschaften. Den Standpunkt der Biochemischen 
Gesellschaft der DDR formulierte Prof. Dr. E. Hofmann [6]. „Im zurückliegenden Jahr gab es vielfältige 
Kontakte zwischen Vertretern der beiden Gesellschaften, bei denen der gemeinsame Wunsch spür-
bar war, die deutschen Biochemiker in einer einheitlichen deutschen biochemischen Gesellschaft 
zusammen zu führen. Das gemeinsame Anliegen war, den Biochemikern der ehemaligen DDR zu er-
möglichen, in Würde die Vereinigung zu vollziehen und mit Optimismus in die Zukunft zu gehen. Die 
aus jeweils vier Mitgliedern bestehende Kommission beider Gesellschaften verabschiedete ein Pa-
pier, das die Modalitäten der Zusammenführung festlegte“. Den Standpunkt der Gesellschaft für 
Biologische Chemie der BRD (GBCh) beschreibt Prof. Dr. H. Simon [16]: „1. Die Mitglieder der Bio-
chemischen Gesellschaft der DDR werden von der Gesellschaft für Biologische Chemie (GBCh) ge-
schlossen übernommen. Die wissenschaftlich-technischen Mitarbeiter, die Mitglieder der Biochemi-
schen Gesellschaft der DDR sind, werden vom Vorstand der BG der DDR davon informiert… (Für den 
einmaligen Vorgang der geschlossenen Aufnahme von ca. 1.000 neuen Mitgliedern wird das Auf-
nahmeprozedere …außer Kraft gesetzt). 2. Die Ehrenmitglieder der BG der DDR werden als Mitglieder 
von der GBCh übernommen und bleiben von der Beitragszahlung befreit. In zukünftigen Mitglieder-
verzeichnissen werden sie als Ehrenmitglieder der ehemaligen BG der DDR aufgeführt, werden aber 
nicht Ehrenmitglieder der BGCh. 3. Die Einrichtung des Karl-Lohmann-Preises, eine Ehrung, die die BG 
der DDR an Nachwuchswissenschaftler verliehen hat, wird von der GBCh übernommen…. Die Über-
einkunft einer generellen Übernahme der Mitglieder der BG der DDR in die BGCh gilt auch für Perso-
nen, die besonders in den 60er Jahren, unterstützt durch die politische Entwicklungen, die Trennung 
der Biochemiker in Deutschland eilfertig betrieben haben. Ein Richteramt über die Vergangenheit 
können wir uns nicht anmaßen, wo wäre anzufangen und wo aufzuhören? Diese Probleme müssen 
von den Betroffenen aufgearbeitet werden.“  


Auf der Webseite der GBM (https://gbm-online.de/) wird die Geschichte der Vereinigung der bei-
den biochemischen Gesellschaften sachlich dargestellt:  


̶  1991 - Vereinigung der Gesellschaft für Biologische Chemie mit der Biochemischen Gesellschaft 
der DDR, 


̶  Ehemalige Vorstandsmitglieder der GBM (namentlich), 
̶  Ehemalige Vorstandsmitglieder der Biochemischen Gesellschaft der DDR (namentlich),  
̶  Neben den von der GBM verliehenen Preisen und Ehrungen werden auch jene der Biochemi-


schen Gesellschaft der DDR genannt: Karl-Lohmann –Preis, Preis der ehemaligen Biochemischen 
Gesellschaft der DDR, übernommen von der GBM; nächste Preisvergabe 2019, anlässlich der 
GBM-Herbsttagung in Tübingen 


(https://gbm-online.de/preise-und-auszeichnungen-details/karl-lohmann-preis.html). 


5. Zum Vereinigungsprozess aus heutiger Sicht 


1. Zur Art und Weise der Vereinigung  


Als sich die Möglichkeit einer Vereinigung der MWG beider Länder eröffnete, wurde diese von bei-
den Seiten mit Freude begrüßt. Jeder, der am Vereinigungsprozess von MWG teilgenommen hat, 
wird bestätigen, dass der Vereinigungsprozess in der ersten Phase auf einer sehr konstruktiven, 
freundschaftlichen und kollegialen Art und Weise erfolgte. Die Leistungen der MWG der DDR, ob-
wohl in mancher Hinsicht materiell stärker begrenzt als die der BRD, konnten sich sehen lassen [1]. 
Man war sich auch bewusst [14]: „Wissenschaft ist überall und systemunabhängig nur ausnahmswei-
se Spitzenwissenschaft.“ In der ersten Phase (etwa bis Mitte 1990) begegneten sich die Vorstände 
der MWG auf Augenhöhe und waren entschlossen, eine faire und gleichberechtigte Fusion durchzu-
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führen. Wie an zwei Beispielen (GKCLD und GNW) gezeigt, wurde der Einigungsprozess im Laufe des 
Jahres 1990 von Seiten der Vorstände der BRD-Gesellschaften zunehmend schwieriger. Sowohl bei 
der GKCLD als auch der GNW kam es letztlich zur Auflösung der DDR-Gesellschaften und zum Beitritt 
jedes einzelnen Mitgliedes in die BRD-Gesellschaft. Obwohl es in der BRD keine GNW gab und alle 
Neurowissenschaftler in Ost und West der Überzeugung waren, dass eine solche Gesellschaft not-
wendig war, musste die GNW der DDR aufgelöst werden. Der Einigungsprozess wurde zu einem Bei-
tritt, ähnlich dem auf staatlicher Ebene.  


Die Vereinigung von einer Reihe weiterer Fachgesellschaften ist von Bielka und Hohlfeld (1998) 
dargestellt worden [1]. Bei der Gesellschaft für Humangenetik kam es zu einem „vom Vorstand der 
westdeutschen Gesellschaft verbürgten kollektiven Beitritt der ehemaligen DDR-Gesellschaft… Aller-
dings war dieser Prozess mit der Streichung von Ehrenmitgliedschaften in der ehemaligen DDR-
Gesellschaft verbunden." Über den Vereinigungsprozess der Pharmakologischen Gesellschaften ist zu 
lesen:  „Im September bis November (1990) stimmten die Mitglieder der ostdeutschen Gesellschaft 
in einer Briefwahl dafür, ihre Gesellschaft sollte geschlossen – in toto – der westdeutschen Gesell-
schaft beitreten. Die westdeutsche Gesellschaft wies aber darauf hin, dass nach ihrer Satzung nur 
Einzelpersonen aufgenommen werden konnten. Deshalb wurde jedes Mitglied der ostdeutschen 
Gesellschaft angeschrieben und um Stellungnahme gebeten. 170 Mitglieder entschieden sich für den 
Aufnahmeantrag, 19 dagegen, etwa 160 antworteten nicht. Die Liste von 170 Aufnahmeanträgen 
wurde, überarbeitet, der von Helmut Greim (*1935) geleiteten Mitgliederversammlung der west-
deutschen Gesellschaft am 14. März 1991 in Mainz vorgelegt und weitgehend angenommen. Über 8 
zurückgestellte Anträge beriet eine Wiedervereinigungskommission und entschied die nächste Mit-
gliederversammlung am 11. März 1992 in Mainz…Die Deutsche Physiologische Gesellschaft der alten 
Bundesrepublik stellte es den Mitgliedern der DDR-Gesellschaft frei, sich zu ihren Konditionen nach 
Auflösung der DDR-Gesellschaft um Aufnahme zu bemühen. Der studierte Naturwissenschaftler wur-
de als ´Facharzt für Physiologie´ nicht akzeptiert, und nur eine kleine Anzahl ehemaliger DDR-
Physiologen hat den Zugang zur neuen gesamtdeutschen Gesellschaft gefunden, wo sie nur ´wenig 
willkommen´ waren“. Zur Biochemischen Gesellschaft heißt es [1]: „Die ehemaligen DDR-
Wissenschaftler wurden auf Antrag ohne Bürgschaft und Evaluierung in die neue gesamtdeutsche 
Gesellschaft aufgenommen.“ Es soll besonders betont werden, dass die Gesellschaft für Biochemie 
und Molekularbiologie (GBM) alle Ehrenmitglieder der DDR Gesellschaft und ihre Preisträger aner-
kannt hat. Soweit bekannt, wurden alle klinischen DDR-Fachgesellschaften aufgelöst; die Mitglieder 
konnten zur Neuaufnahme einen Antrag stellen und Bürgen benennen [8].  


Für die Bewertung der Art und Weise der Vereinigungsprozesse von MWG ist es hilfreich, diese 
mit dem Vereinigungsprozess einer wissenschaftlichen Gesellschaft eines anderen Fachgebietes, der 
Meteorologischen Gesellschaft der DDR (MG) zu vergleichen. „Es sei nicht verschwiegen, dass bei 
den ´Westlern´ eine große Unsicherheit darüber herrschte, wer denn im Osten…strikt regimetreu und 
wer neutral oder gar kritisch gewesen war... Zunächst einmal nahm man an, dass es zwei deutsche 
Staaten geben könne, die sich als Föderation oder in einer ähnlichen Struktur zusammenschließen 
würden. Im Laufe des Jahres 1990 ergab sich dann der Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland, was 
am 3. Oktober feierlich erfolgte…Parallel zu den Verhandlungen der Politiker nahmen auch die Vor-
stände der beiden Meteorologischen Gesellschaften Kontakt miteinander auf, um einen Fahrplan für 
die Zusammenarbeit, später für den Zusammenschluss vorzubereiten…Im Protokoll der Sitzung des 
Vorstandes der MG der DDR vom 15. 6. 1990 erklärte der Präsident Prof. Bernhardt: ´Gleichlaufend 
mit dem Prozess der staatlichen Vereinigung sollte sich der Prozess zur Herausbildung einer einheitli-
chen DMG gestalten… Mit Zustimmung und unter aktiver Einbeziehung der Mitglieder beider Gesell-
schaften sollte zu gegebener Zeit deren Vereinigung zu einer gemeinsamen wissenschaftlichen Ge-
sellschaft aller deutscher Meteorologen erfolgen´“[18]. Nach mehreren Verhandlungsetappen kam 
es zur Abstimmung über die Fusion in der MG und (!) der DMG. Dem Anlass angemessen, erfolgte der 
Zusammenschluss beider Gesellschaften in einem Festkolloquium (!) am 27. Juni 1991 in Potsdam. 
„Denn es handelt sich ja nicht um eine Fusion von zwei Geschäftsfirmen, sondern um den Zusam-
menschluss von zwei Vereinigungen gleichgesinnter Mitglieder...“ In der Ansprache von Jens Tauben-
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heim, dem turnusmäßig im Dezember 1990 neugewählten Präsidenten der MG, wurde auch erinnert 
an die Gründung der MG der DDR am 1. 3. 1957, deutlich vor der Gründung der ersten MWG in der 
DDR, der Biochemischen Gesellschaft, im Jahre 1962. Horst Philipps, einer der Gründerväter der MG 
sprach sogar von einem „ungewöhnlich langen Embryonalstadium“ und nannte als Gründe hierfür 
die politische Entwicklung nach dem von Hitler-Deutschland 1939 ausgegangenen 2. Weltkrieg. „An 
dieser Entwicklung ist nur eines sehr zu beklagen: dass sie sich in beiden widernatürlich getrennten 
Teilen unseres deutschen Vaterlandes unabhängig voneinander vollziehen musste. Aber ich meine, 
wir leisten der Sache, um die es geht, der Meteorologie, einen ungleich schlechteren Dienst mit be-
klagenswerten Feststellungen, als mit dem Entschluss, eine Zusammenarbeit einzuleiten und zu pfle-
gen, soweit es die bestehenden Schranken zulassen. Es ist meine feste Überzeugung, dass sich die 
Wirksamkeit der auf deutschem Boden bestehenden Meteorologischen Gesellschaften in ihrer fachli-
chen Arbeit weitgehend parallel vollziehen kann und wird, und ich lasse mir darüber hinaus den ge-
sunden Optimismus nicht rauben, dass diese Parallelität - der schließlich doch obsiegenden Kraft 
unseres nationalen Bewusstseins entsprechend - eine nichteuklidische sein wird, in dem Sinne also, 
dass deren Schnittpunkt nicht im Unendlichen liegt…“ [3].  


Die Gründerväter der BG der DDR und der anderen MWG haben keinesfalls „die Trennung der Bi-
ochemiker in Deutschland eilfertig betrieben“; länger hätte man nicht warten dürfen, es wäre zu 
Lasten ihrer Bevölkerung, vor allem der Patienten, zu Lasten der jungen Generation und der medizi-
nischen Wissenschaft der DDR gegangen. Durch die Bildung der MWG der DDR wurden neue Wege 
für die Zusammenarbeit im Rahmen der Jahrestagungen in der DDR, aber auch auf der Ebene der 
interanationalen Organisationen wie IFCC, IUB und FEBS eröffnet. Die Alternative wäre gewesen, die 
nachwachsende Generation vom wissenschaftlichen Gedankenaustausch in MWG für lange Zeit aus-
zuschließen. Durch den Alleinvertretungsanspruch der BRD gegenüber der DDR wurde die Zusam-
menarbeit mit internationalen medizinischen Fachgesellschaften ohnehin viele Jahre blockiert [7, 9]. 
Leitlinien für die Gründung der MWG der DDR nach 1961waren politischer Realismus und Verantwor-
tungsbewusstsein für das wissenschaftliche Leben und die Qualität der medizinischen Forschung und 
Betreuung der Bevölkerung.  


Bemerkenswert und zugleich wegweisend für zukünftige Korrekturen sind die Festlegungen der 
„Vereinbarung zwischen der Deutschen Meteorologischen Gesellschaft e. V. (DMG) und der Meteo-
rologischen Gesellschaft e.V. (MG) zum Zusammenschluss beider Gesellschaften … 3. Alle Ehrenmit-
glieder der MG werden künftig als Ehrenmitglieder der DMG geführt… 6. In die Liste der von der 
DMG zu verleihenden Ehrungen von Persönlichkeiten wird die von der MG gestiftete Reinhard-
Süring-Plakette aufgenommen… 9. Nützliche Kontakte aus den internationalen Verbindungen der 
DMG und der MG, insbesondere auch zu Ländern Osteuropas, werden weiter gepflegt und vertieft“ 
[18]. Selbst die Festlegungen der biochemischen Gesellschaft (https://gbm-online.de/ueber-die-
gbm.html) erreichen nicht diesen Grad an Weitsicht, Fairness und Gleichberechtigung. Für mich ist 
besonders schmerzlich, dass die kollegiale Zusammenarbeit und die Solidarität mit unseren osteuro-
päischen Nachbarn, verglichen zu den Aktivitäten zu DDR-Zeiten, dramatisch schlechter geworden 
ist.  


Es stellt sich die Frage: Warum gestaltete sich die Vereinigung in fast allen MWG so „schwierig“ 
und letztlich so unfair gegenüber den Mitgliedern der DDR-Gesellschaften? Von DDR-Seite gab es den 
Willen, gleichberechtigt und auf Augenhöhe eine Vereinigung anzustreben. Von Seiten der DDR-
Regierung oder der Dachgesellschaft gab es absolut keine Vorgaben. Sicherlich spielten von Seiten 
der DDR bei Mitgliedern und Vorständen der MWG, „sozio-psychologische“ Faktoren wie „Verunsi-
cherungen hinsichtlich der Sicherheit des Arbeitsplatzes und der sozialen Stellung“ eine wichtige 
Rolle [1]. Die DDR war der Verlierer, die Abwicklung der Intelligenz der DDR war in vollem Gange. „Es 
war ein schmerzlicher Prozess eines brutalen personellen Austausches“ [17]. In dieser Situation wur-
den Forderungen zu einer gleichberechtigten und fairen Fusion von Vorständen auf DDR-Seite zu 
leise vorgetragen. Die Art und Weise der Vereinigung von MWG lag damit maßgeblich in Verantwor-
tung der Vorstände der BRD-Gesellschaften. Von Seiten der BRD-Regierung war eine gleichberechtig-
te Fusion offensichtlich nicht gewollt, diese hätte die später einsetzende Abwicklung der DDR-
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Wissenschaft erschwert. Die Eliten der Vorstände der MWG der BRD entschieden mit großer Mehr-
heit, die DDR-Gesellschaften aufzulösen und den DDR-Wissenschaftlern anzubieten, die Mitglied-
schaft in den BRD Gesellschaften zu beantragen oder um diese zu „bitten“. Die Vereinigung erfolgte 
so, wie die der beiden Länder, durch Beitritt. In dem Moment, in dem die DDR- Eliten die Heterono-
mie abgeschüttelt hatten, erwies sich die bewusste oder unbewusste Abhängigkeit der BRD-Eliten 
von ihren führenden politischen Parteien, der CDU/CSU als sehr robust. Im Prozess der Vereinigung 
der MWG war die Haltung der Vorstände der meisten MWG der BRD praktisch deckungsgleich mit 
der Haltung der Kohl-Regierung.  


2. Erfahrungen aus der Arbeit der MWG der DDR  


Die vorherrschende Meinung zur Wissenschaft in der DDR formuliert Jürgen Kocka [10] wie folgt: 
„Staat, Wirtschaft, Recht, Wissenschaft und Kultur besaßen in der DDR keine funktionale Selbstän-
digkeit, sondern waren dem politischen Führungsanspruch der Zentrale unterworfen. Zum Zwecke 
der politischen Steuerung, Kontrolle und Durchdringung aller Bereiche bestand ein ausgedehnter, 
zentral gelenkter, hierarchischer Herrschafts- und Verwaltungsapparat, der SED und Staatsorgane auf 
das Engste verband und jener die Vorhand über diese sicherte.“ Pasternack [14] relativiert die Ab-
hängigkeit der Wissenschaft von der Partei- und Staatsführung: „In der DDR dominierte die Hetero-
nomie das Verhältnis von Wissenschaft und Politik… In der Bundesrepublik fand und findet fortwäh-
rend eine Auseinandersetzung zwischen Steuerungsoptimisten und Steuerungspessimisten statt – die 
nie eindeutig entschieden wurde und wechselnde Sieger sah und sieht.“ Richtig ist, dass die Gestal-
tung des wissenschaftlichen Lebens in den MWG der DDR bis auf die Reisefreiheit ins westliche Aus-
land, verglichen zu den staatlichen Wissenschafts-Institutionen, große Freiräume hatte und zahlrei-
che Formen eines intensiven wissenschaftlichen Dialogs ermöglichte.  


Das wissenschaftliche Leben der MWG war geprägt durch eine Reihe wichtiger Prinzipien, die für 
das Gesundheitswesen jedes Staates von prinzipieller Bedeutung sind: Die enge Verbindung von 
Theorie und Praxis, die Förderung der interdisziplinären Zusammenarbeit, die Beachtung der Einheit 
von Forschung, Lehre, Krankenversorgung und Weiterbildung, die Zusammenfassung inhaltlich zu-
sammen gehörender Fachgebiete zu Dachgesellschaften und die Wahrung und Achtung der wissen-
schaftlichen Traditionen. Diese Prinzipien wurden in den MWG der DDR gelebt und umgesetzt in 
Form von regelmäßigen Jahrestagungen mit Vorträgen von hervorragenden Wissenschaftlern aus Ost 
und West, regelmäßigen Treffen von Regionalgruppen, Arbeitsgruppen der MWG, interdisziplinären 
Expertengruppen und einer engen Zusammenarbeit von Universitäten bzw. Hochschulen mit den 
Strukturen der MWG, von Gemeinschaftstagungen verschiedener MWG und schließlich durch die 
Teilnahme an internationalen Tagungen und Mitwirkung in offiziellen Gremien von internationalen 
MWG. Für die Zusammenarbeit mit der Wissenschaft in westlichen Ländern wirkte sich die Reiseka-
der- Regelung extrem ungünstig aus.  


Die Stärke des DDR-Gesundheitswesens lag vor allem in den Möglichkeiten der Zusammenarbeit, 
der Kooperation anstelle der Konkurrenz. So wurden mit den für die medizinische Betreuung wichti-
gen Fachgesellschaften wie Innere Medizin, Pädiatrie, Allgemeinmedizin, Hämatologie und Transfusi-
onswesen Vereinbarungen und gemeinsame Aktivitäten über die Optimierung der Laboratoriumsdi-
agnostik getroffen. Für zahlreiche häufige Erkrankungen wurden gemeinsame Diagnosestrategien 
erarbeitet. 


Positive Erfahrungen sind auch am Beispiel der Laboratoriumsdiagnostik gut zu verdeutlichen. Das 
Fachgebiet nannte sich früher und nennt sich heute in der BRD „Laboratoriumsmedizin“. Die GKCLD 
der DDR rang gemeinsam mit den Gesellschaften anderer europäischer Ländern und der DGKC um 
die Einheit von „Pathobiochemie“ und „Klinischer Chemie“. Dahinter verbirgt sich auch heute noch 
die Auseinandersetzung um die Frage: Ist die Laboratoriumsmedizin primär ein technisches Fach oder 
ist es ein Fachgebiet wie z.B. die Pathologie mit einem theoretischen Teil, der allgemeinen Patholo-
gie, und einem praktischen Teil, dem konkret diagnostischen Teil? Es gab scharfe Auseinanderset-
zungen zwischen der DGKC und der DGLM, bis hin zu Vorwürfen, dass die DGKC an Wissenschaft und 
die DGLM „nur am Geldverdienen“ interessiert sei. Auch wenn es heute immer noch Tendenzen gibt, 
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die Pathobiochemie zurückzudrängen, so gilt vor allem für die Hochschulen und Universitäten, dass 
sich das Fachgebiet gegenüber anderen medizinischen Fachgebieten nur durchsetzen kann, wenn es 
eine solide theoretische Grundlage hat und diese sind die Biochemie und Molekularbiologie des 
krankhaften Geschehens.  


Kennzeichnend für die Arbeit der MWG der DDR war die Einheit von Forschung, Lehre, Kran-
kenversorgung und Weiterbildung: Sehr frühzeitig und sehr konsequent bemühten sich die Funktio-
näre und Mitglieder der GKCLD um die Qualifizierung von Naturwissenschaftlern in der Labordiag-
nostik und ihre staatliche Anerkennung. Das war die Voraussetzung, dass Fach - Naturwissenschaftler 
ein gleichberechtigter Partner des klinisch tätigen Arztes wurden. Gewachsen auch auf den begrenz-
ten materiellen Unzulänglichkeiten in der Labordiagnostik, hatte sich in der DDR ein effizientes  la-
bordiagnostisches System entwickelt auf der Grundlage der konsequenten Durchsetzung der Stufen-
diagnostik und des Ringens um eine wissenschaftlich begründete Anforderung von Laboruntersu-
chungen. Die Defizite in der materiellen Bereitstellung von Geräten und Chemikalien wurden teilwei-
se ausgeglichen durch kollegiale Zusammenarbeit. Das Konkurrenzstreben um Marktanteile und Ge-
winn hatte keine ökonomische Basis. Der Vergleich der Labordiagnostik im Jahre 1989 in der DDR 
und BRD hat aber auch gezeigt, dass auf die Dauer eine effiziente Labordiagnostik ohne materiell-
technischen Fortschritt auf internationalem Niveau nicht möglich ist. Kollegialität und Kooperation 
können viel bewirken, aber nicht alles.  


Gesundheitspolitische Zielstellungen sind ihrer Natur nach komplexe Probleme und erfordern ein 
komplexes wissenschaftliches Herangehen. Die Struktur der MWG und die gesellschaftlichen Bedin-
gungen der DDR boten sehr gute Voraussetzungen für eine intensive interdisziplinäre Zusammenar-
beit. Zu nennen sind bewusste Orientierung auf interdisziplinäre Zusammenarbeit innerhalb und 
zwischen verschiedenen Dachgesellschaften, fehlendes Profitstreben und fehlende kontroverse 
Gruppeninteressen, da berufspolitische Probleme an anderer Stelle entschieden wurden. Die Exis-
tenz von Regionalgruppen von MWG ermöglichte einen intensiven Gedankenaustausch, innerhalb 
der Regionalgruppen und zwischen den Regionalgruppen und den Hochschuleinrichtungen. 


Das gleichberechtigte Wirken von Fach-Naturwissenschaftlern für Klinische Chemie und Laborme-
dizinern in den klinisch-chemischen Laboratorien und in einer Fachgesellschaft der DDR war zweifel-
los eine wichtige Errungenschaft. Es sollte bis zum Jahre 2003 dauern, bis die Diskrepanzen zwischen 
der DGKC und der DGLM beigelegt wurden und die jetzige „Deutsche Gesellschaft für Klinische Che-
mie und Laboratoriumsmedizin“ (DGKL) entstehen konnte, in der Ärzte und Naturwissenschaftler 
kollegial zusammenarbeiten (Dokument 3).  


Als wir, die Sekretäre der GKCLD (Prof. Wagenknecht, Prof. Thiele und der Autor diese Beitrages) 
im Mai 2003, nach Gründung der Deutschen Vereinten Gesellschaft für Klinische Chemie und Labora-
toriumsmedizin feststellen mussten, dass die Ehrenmitglieder und Preisträger der DDR-Gesellschaft 
im Mitgliederverzeichnis nicht erwähnt wurden, wandten wir uns am 12. 5. 2003 an Prof. Oellerich, 
den damaligen  „Präsidenten der Deutschen Vereinten Gesellschaft für Klinische Chemie und Labora-
toriumsmedizin e. V. mit der Bitte, jenen Kolleginnen/Kollegen, die wichtige Beiträge für die Entwick-
lung unseres Fachgebietes in der DDR geleistet haben und dafür geehrt wurden, in entsprechenden 
Dokumenten und Materialien der neuen Gesellschaft die gebührende Anerkennung und Würdigung 
zukommen zu lassen.“ Wir übermittelten eine Liste der Ehrenmitglieder und aller Preisträger (Doku-
ment 4), erläuterten die Ehrung und baten um Beibehaltung des Leonor-Michaelis-Preises:  


„Die Ehrung erfolgte in drei Formen: 
̶  Der Leonor-Michaelis-Preis, bestehend aus einer Medaille und einer Urkunde, für herausragende 


wissenschaftliche Leistungen. 
̶  Die Leonor-Michaelis-Medaille, bestehend aus der Medaille und einer Urkunde, für Verdienste 


um die Entwicklung des Fachgebietes für ausländische Wissenschaftler.  
̶  Die Leonor-Michaelis-Plakette, bestehend aus der Plakette und einer Urkunde, für Verdienste 


um die Entwicklung des Fachgebietes in der DDR.“  
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Wir haben nie eine Antwort erhalten.  


3. Was tun? 


Während der Vereinigungsprozess der beiden deutschen Staaten von den Entscheidungen der Volks-
kammer und des Bundestages bestimmt wurden (Beitritt statt Fusion), unterschied sich die Vereini-
gung der MWG dadurch, dass sie nicht den politischen oder gesetzgeberischen Vorgaben beider Län-
der folgen musste, sondern frei gestaltet werden konnte. Das bot die Möglichkeit einer fairen, 
gleichberechtigten Fusion. Tatsächlich gab es bis etwa Mitte des Jahres 1990 bei den Vorständen und 
Mitgliedern der MWG die Vorstellung einer gleichberechtigten Fusion in gegenseitiger Achtung und 
zum beiderseitigen Nutzen. Später wurden die Diskussionen zwischen den Vorständen zunehmend 
von den politischen Vorgaben der Kohl-Regierung dominiert, die meisten MWG der DDR wurden 
aufgelöst und jeder Wissenschaftler hatte sich neu zu bewerben. Viele DDR-Wissenschaftler empfan-
den das als Nichtanerkennung ihrer Lebensleistungen und fühlten sich als Wissenschaftler 2. Klasse 
eingestuft.  


Nach 30 Jahren deutscher Einheit ist es ein Gebot der Vernunft und Gerechtigkeit, die Fehler der 
Vereinigung von MWG ehrlich zu benennen und sie soweit wie möglich zu korrigieren. Vorbild für die 
Korrekturen kann die Herangehensweise der GBM und der DMG sein. Hierzu gehören mindestens: 


̶  Die Nennung der Existenz und die Anerkennung der Leistungen der MWG der DDR in den öffent-
lich zugänglichen Medien der Fachgesellschaften bzw. in Dokumenten zur Geschichte des Fach-
gebietes;  


̶  Die Nennung der Ehrenmitglieder, der von DDR-Gesellschaften gestifteten Preise, der Träger die-
ser Preise und der Mitglieder der Vorstände der DDR-Gesellschaften, ähnlich wie bei der GBM. 
Man sollte dem weisen Rat folgen: „Ein Richteramt über die Vergangenheit können wir uns nicht 
anmaßen, wo wäre anzufangen und wo aufzuhören?“ [16]; 


̶   Es wäre ein Gewinn für die heutige BRD, wenn Wissenschaftler, die in der DDR geboren und auf-
gewachsen sind, mehr führende Funktionen in Staat und Gesellschaft übernehmen könnten. 
Immer neue Studien bestätigen, dass die deutschen Eliten immer noch westdeutsch und die ost-
deutschen Eliten ohne Einfluss sind [15]. 


Die Wissenschaft der DDR ist Teil der deutschen Wissenschaftsgeschichte und es gibt keinen Grund 
diese auszuklammern. Es ist höchste Zeit nicht nur für eine ehrliche Bilanz, sondern vor allem für 
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notwendige Veränderungen in der Bewertung der Leistungen der Wissenschaftler und der Bevölke-
rung der DDR. Die Folgejahre werden hohe Anforderungen an die Innovationskraft der deutschen 
Wissenschaft stellen. Dafür sollten alle Potentiale genutzt werden. 


Für wertvolle Hinweise danke ich Frau Prof. Gisela Jacobasch (MLS) und Herrn Prof. P. Oehme (MLS). 
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Abkürzungen 


AWMF–Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e. V.  


BDL - Berufsverband Deutscher Laborärzte   


BNLD - Berufsvereinigung der Naturwissenschaftler in der Labordiagnostik  


BG – Biochemische Gesellschaft der DDR 


DGKC - Deutsche Gesellschaft für Klinische Chemie (BRD) 


DGKL - Deutsche Gesellschaft für Klinische Chemie und Laboratoriumsmedizin e. V.  


DGLM - Deutsche Gesellschaft für Laboratoriumsmedizin (BRD) 


DMG – Deutsche Meteorologische Gesellschaft (BRD)  


EFLM - European Federation of Clinical Chemistry and Laboratory Medicine 


FEBS – Federation of European biochemical Societies 


GBCh - Gesellschaft für Biologische Chemie 


GBM – Gesellschaft für Biochemie und Molekularbiologie 


GEM - Gesellschaft für experimentelle Medizin der DDR  


GKCLD - Gesellschaft für Klinische Chemie und Laboratoriumsdiagnostik der DDR  


GNW - Gesellschaft für Neurowissenschaften der DDR 


IFCC - International Federation of Clinical Chemistry and Laboratory Medicine 


IUB – International Union of Biochemistry 


MG – Meteorologische Gesellschaft der DDR 


MWG – Medizinisch-Wissenschaftliche Gesellschaften 


RG – Regionalgruppen 


Adresse des Verfassers:  johann.gross@arcor.de  
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Anlagen:  


Dokument 1: Vorschlag für das Aufnahmeformular von Prof. Dummler. 







Johann Gross Leibniz Online, Nr. 36 (2019) 
Zur Vereinigung … Ein Zeitzeugenbericht  S. 26 v. 28 


Dokument 2: Vorschlag für das Aufnahmeformular der DGKC 
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Dokument 3: Information über die Gründung der DGKL e. V. 
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Dokument 4: Ehrenmitglieder und Preisträger der GKCLD der DDR 
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scher „Hinterhof“, Chávez’ „dritter Weg“. 


 
Jetzt, seit Januar 2019, ist der politische Machtkampf in Venezuela offen entbrannt. Der oppositionel-
le Parlamentspräsident Juan Guaidó hat sich zum Interimsstaatschef erklärt und sich – nicht verfas-
sungskonform - gegen den amtierenden Präsidenten Nikolas Maduro gestellt. Die Installierung einer 
Gegenregierung als politischer Schachzug ist nicht neu. Sie ist so alt wie die Geschichte selbst. Auch 
die berühmt-berüchtigte Kleopatra hatte zu ihrer Zeit mit einem Gegenkönig zu kämpfen. Unterstüt-
zung fand sie dabei von keinem Geringeren als Julius Cäsar, der sich auf ihre Seite schlug. Heute sind 
es die USA, die folgsamen Regierungen Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens und Spaniens, 
die, ebenso wie eine Reihe lateinamerikanischer Länder, Partei für den Usurpator Guaidó ergreifen. 
Ihr Ziel ist es, auf dem Wege der Konfrontation Guaidó – Maduro das quasi sozialistische Regime in 
Venezuela zu stürzen, um das frühere liberal-kapitalistische Gesellschaftsmodell zu restaurieren, 
nicht zuletzt mit Hilfe reichlich fließender Dollarströme. 


Kaum einer kennt oder er verdrängt die Tatsache, dass die USA, sobald sie im 18. Jahrhundert die 
britische Herrschaft abgeworfen hatten, unverzüglich einen harten Expansionskurs einschlugen. Er 
betraf sowohl die amerikanischen Ureinwohner zwischen Pennsylvania und dem Pazifik, als auch den 
südlichen Teil des amerikanischen Kontinents. Erinnert sei nur an die in vielen Western verherrlichte 
Inbesitznahme von Texas 1845 und die mit militärischer Gewalt 1853 durchgesetzte Annexion der an 
Bodenschätzen reichen nördlichen Hälfte Mexikos. 


Lester D. Langley unterscheidet in seiner 2010 erschienen Monographie „America and the Ameri-
cas: The United States in the Western Hemisphere“ vier Epochen US-amerikanischer Amerikapolitik: 
1760 bis 1860, in der sich der Charakter der Beziehungen zu den lateinamerikanischen Ländern for-
mierte; 1870 bis 1930, in der die US-Amerikaner die Vorherrschaft auf dem amerikanischen Konti-
nent, einschließlich in der Karibik, übernahmen; 1930 bis Anfang 1960, in der Amerika in den Sog 
globaler Auseinandersetzungen und später des Kalten Krieges geriet; 1960 bis zum Beginn des 21. 
Jahrhunderts, in der die USA um die erfolgreiche Fortsetzung ihrer hegemonialen Interventionspolitik 
in Südamerika ringen und zugleich auf den zunehmenden Widerstand nach Unabhängigkeit streben-
der Staaten stoßen.   


Eben dieser letzten Phase US-amerikanischer Südamerikapolitik ist das ausgesprochen aktuelle 
Buch der renommierten Spezialistin für die Geschichte Lateinamerikas Jelena D. Stroganova gewid-
met: „Die USA und die linken Regimes in Lateinamerika. In der 2. Hälfte des 20. und am Beginn des 
21. Jahrhunderts“. Die Verfasserin, die am Institut für Soziologie der Russischen Akademie der Wis-
senschaften arbeitet, untersucht darin die Wandlungen in der Politik Washingtons als Reaktion auf 
die gesellschaftlichen Veränderungen auf dem lateinamerikanischen Subkontinent. Auslöser war die 
siegreiche kubanische Revolution, die eine enorme Herausforderung für die Regierung der USA dar-
stellte. Um zu verhindern, dass Kubas Beispiel Schule machen könnte, wurde unter John F. Kennedy 
das Programm „Union für den Fortschritt“ entwickelt. Mit seiner Hilfe sollte unter amerikanischer 
Führung die Wirtschaft in den lateinamerikanischen Ländern stimuliert und die Lebensbedingungen 
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dort verbessert werden. Das Vorhaben erreichte nicht das gewünschte Ziel, auch nicht die Eindäm-
mung revolutionär-demokratischer Bewegungen in Lateinamerika. Deshalb ging man in Washington 
unter Präsident Lyndon B. Johnson zu einem strikteren Kurs der offenen Unterstützung autoritärer 
Militärregimes über. Die „Johnson Doktrin“ (1963–1969) blieb aber letztlich ebenso erfolglos wie 
Richard Nixons Politik der „gleichberechtigten Partnerschaft“ bei entsprechender Zurückhaltung der 
USA (1969–1974), Gerald Fords „Neuer Dialog“ (1974–1977), Jimmy Carters programmatische Ein-
forderung der Menschenrechte (1977–1981) oder Ronald Reagans „Karibische Initiative“ (1981/82–
1989). Allen diesen politischen und scheinbar progressiven  Vorstößen ging es nur um das eine große 
Ziel: die ökonomischen, politischen und ideologischen Positionen der USA in Lateinamerika zu festi-
gen und zu behaupten, die Kontrolle über die Bodenschätze (namentlich Öl) zu bewahren, die eige-
nen wirtschaftlichen Interessen zu schützen, den Handel und die Binnenmärkte der südlichen Nach-
barn zu kontrollieren. Kurzum, der lateinamerikanische „Hinterhof“ durfte nicht aus den Augen ge-
lassen werden, um eventuelle, jähe politische Wendungen rechtzeitig zu erkennen und darauf ent-
sprechend zu reagieren. 


An den Beispielen Kubas, Chiles, Brasiliens, Venezuelas und Boliviens analysiert Stroganova die 
sozialen und politischen Beweggründe, die das Aufkommen alternativer „linker Regimes“ begünstig-
ten. Das geschieht ohne jede ideologisierende Aufgeregtheit, wie die Einschätzung des venezolani-
schen Gesellschaftsmodells unter Hugo Chávez zeigt. Natürlich gab dieser sozialen Prioritäten den 
Vorzug, vor allem dem Kampf gegen die Armut und soziale Ungerechtigkeit. Versucht wurde quasi 
ein dritter Weg, d.h. der Aufbau einer Gesellschaft, in der sich Kapitalismus und Sozialismus nicht 
grundsätzlich ausschließen, sondern das Positive beider in einen gewissen Einklang gebracht werden 
sollte (neoliberale Marktwirtschaft und soziale Gerechtigkeit). Dieser „neue Sozialismus“, der auf drei 
Säulen ruhte: der dominierenden Rolle des Staates, der Stärkung des „solidarischen“ privaten Sektors 
und der Schaffung einer „sozialen“ Wirtschaft auf der Basis von kleinem und mittlerem Privateigen-
tum (u.a. durch eine Agrarreform), musste letztlich, und daran lässt Stroganova keinen Zweifel, eine 
Utopie bleiben. Das zu erkennen, daran kam auch Chávez nicht vorbei, so dass er nach 2004 ein radi-
kaleres sozialistisches Gesellschaftsmodell ohne Ausbeuter und Ausgebeutete favorisierte, das sich 
jedoch an den Gegebenheiten des 21. Jahrhunderts zu orientieren hatte. Zu Recht wird von der Auto-
rin klar gesagt, dass die alternativen, sich demokratisch ausrichtenden, wenigstens zu Anfang, linken 
Regimes in Lateinamerika nicht unbedingt in Kuba das nachahmenswerte Vorbild sahen. Im Gegen-
teil, sie waren bestrebt, eigene, den nationalen Bedingungen Rechnung tragende Staats- und Sozial-
strukturen aufzubauen. Es waren der Kapitalismus und seine Unfähigkeit, sich zu wandeln und kardi-
nale Gesellschaftsprobleme zu lösen, die sie in eine bestimmte Richtung drängten, sie einengten und 
ihnen keinen Raum zur Entfaltung boten. Was aber den ständigen Vorwurf des Populismus betrifft, 
mit dem die „linken Regimes“ und ihre Repräsentanten konfrontiert werden, so ist zu fragen, wie 
dieser Populismus eigentlich zu definieren ist, und gleichzeitig darauf zu verweisen, dass sich die Kri-
tiker, die Gegenkräfte, einschließlich Washingtons, ebenso populistisch gebärden. Ein schönes, ein 
aktuelles Beispiel, so der Rezensent, stellen gegenwärtig die Gegenspieler von Nicolas Maduro dar, 
sein Herausforderer Juan Guaidó und der hinter ihm stehende amerikanische Präsident Donald 
Trump. 


Es war die demokratische Volksmehrheit in einigen lateinamerikanischen Ländern, die sich, für die 
USA überraschend, über Wahlen für eine linksgerichtete Neuordnung der Gesellschaft im Sinne so-
zialer Veränderungen oder für linksorientierte Präsidenten entschied, immer in der Hoffnung auf 
eine Verbesserung ihrer Lebensverhältnisse (Argentinien, Brasilien, Bolivien, Ekuador, Chile, Peru, 
Nikaragua, Venezuela u. a.). In der Bestimmung ihres Verhältnisses zu diesen „linken Regimes“ grif-
fen die USA zum Trick der Umetikettierung, indem sie das demokratische Element dieser Bewegun-
gen für kommunistisch erklärten und daraus eine Gefahr für die Stabilität des lateinamerikanischen 
Subkontinents ableiteten. Zwar bleiben die USA, wie Stroganova betont, die Hegemonialmacht der 
Region, aber die Bewahrung und Durchsetzung dieser Position ist mit der Rückführung der entstan-
denen Situation auf den Status quo ante verbunden, d. h. einer Liquidierung der „linken Regimes“, 
zumindest jedoch ihrer korrektiven Kontrollierbarkeit. Für die USA gilt, keine Verschiebungen der 
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Machtverhältnisse und der eigenen materiellen Interessenlage zuzulassen. Zu sichern sind politische 
wie wirtschaftliche Abhängigkeiten der mittel- und südamerikanischen Länder vom nördlichen He-
gemon, ebenso die Einflussnahme auf die Verwertung der dortigen Bodenschätze wie vorrangig Öl 
und Gas, aber auch Gold, Edelsteine, Erze und seltene Erden bzw. den Handel mit ihnen. Diese Ge-
samtheit von US-amerikanischen Interessen bildet den düsteren Hintergrund der ausgesprochen 
facettenreichen, willkürlichen und skrupellosen Washingtoner Mittel- und Südamerikapolitik. Sie 
reicht von Sanktionen, Erpressung, politischer wie ökonomischer Manipulation, der Herbeiführung 
von Lebensmittelkrisen, der Anzettelung von Aufständen, der Parteinahme für rechte Diktaturen, von 
Militärhilfe und Gewaltakten bis hin zum Präsidentenmord (Allende, Chile 1973). Ein leises Grauen 
erfasst jeden, der sich mit diesem Teil egoistisch-dumpfer, unheilbringender amerikanischer Außen-
politik befasst, die sich nicht nur auf Mittel- und Südamerika beschränkt und eine nicht zu überse-
hende Blutspur hinter sich herzieht. 


Jelena D. Stroganova hat ein kluges, faktengestütztes und sehr zeitnahes Buch verfasst, das, gut 
lesbar, in einer unprätentiösen, klaren russischen Sprache geschrieben worden ist. 
 
 
E-Mail des Verfassers: suajaehne@web.de 
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Das außerordentlich repräsentative und informative Buch erschien am 1. März 2018. Herausgeber ist 
die Einrichtung Raumflugbetrieb und Astronautentraining des DLR: Deutsches Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt e.V. Die Leitung der Einrichtung (Leiter ist seit 2009 Prof. Dr.-Ing. Felix Huber) befindet 
sich wie das GSOC (German Space Operations Center) am DLR-Standort Oberpfaffenhofen bei Mün-
chen. 


Das Buch im Format 23 cm x 29 cm umfasst 278 Seiten und zahlreiche Abbildungen. Es kann am 
besten vorgestellt werden, indem Passagen praktisch wörtlich wiedergegeben werden.  


Auf der Rückseite des Buches wird sein Inhalt annotiert: „Der DLR Raumflugbetrieb ist die zentrale 
Einrichtung für die Durchführung von Raumfahrtmissionen in Deutschland. Hier werden wegweisen-
de Projekte realisiert und neue Ideen für die Gestaltung der Raumfahrt von Morgen entwickelt. 


Der DLR Raumflugbetrieb umfasst (gegenwärtig) folgende Bereiche: 


 das Deutsche Raumfahrtkontrollzentrum (GSOC) und die Mobile Raketenbasis (MORABA) am 
Standort Oberpfaffenhofen bei München 


 die Zentralstation des Deutschen Bodensystems (ZDBS) in Weilheim in Oberbayern 


 das Microgravity User Support Center (MUSC), das European Astronaut Center (EAC) und das 
Lander Control Center (LCC) in Köln.“ 


Es dürfte nicht überraschen, dass im Laufe des halben Jahrhunderts, das seit Gründung des GSOC 
vergangen ist, die Organisationstrukturen mehrfach geändert wurden. Das wird im Buch ausreichend 
beschrieben. Sehr kurz wird dagegen die reiche Vorgeschichte der Einrichtung in Oberpfaffen abge-
handelt. Um diese kennenzulernen, kann der Artikel von Helmuth Trischler, Deutsches Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR), publiziert am 25.08.2014, in: Historisches Lexikon Bayerns, URL: 


http://www.historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. 


V. (DLR) (1.3.2019) empfohlen werden. 
An dieser Stelle zum DLR nur so viel. Es gab drei Vorgänger: die 1907 in Göttingen gegründete Ae-


rodynamische Versuchsanstalt (AVA), die Deutsche Versuchsanstalt für Luftfahrt e.V. (DVL), die 1912 
am Flugplatz Johannisthal-Adlershof bei Berlin gegründet wurde, und die Deutsche Forschungsanstalt 
für Luftfahrt (DFL) e.V., die 1936 in Braunschweig gegründet, 1953 neu etabliert wurde. Die AVA ge-
hörte zur Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, von 1953 bis 1969 zur Max-Planck-Gesellschaft. Die DVL wur-
de 1953 am Flugplatz Essen neu etabliert, erhielt 1958 ihren heutigen Standort Köln-Wahn. 1955 
wurde in die DVL das 1937 gegründete Flugfunkforschungsinstitut Oberpfaffenhofen (FFO) eingeglie-
dert. 1969 erfolgte die Vereinigung von DVL, DFL und AVA zur Deutschen Forschungs- und Versuchs-
anstalt für Luft- und Raumfahrt e.V. (DFVLR). 1989 wurde die DFVLR umbenannt in Deutsche For-
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR), dabei wurden einige ihrer Aufgaben der neu ge-
gründeten Deutschen Agentur für Raumfahrtangelegenheiten (DARA) übertragen. Jedoch bereits 
1997 wurde die DARA wieder aufgelöst, ihre Aufgaben in die DLR eingegliedert, wobei diese in Deut-
sches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) umbenannt wurde. Zu beachten ist, dass die Ein-
richtungen DFVLR und DLR die Rechtsform eines eingetragenen Vereins hatten und haben. Ihre Ge-
sellschafter sind der Bund und die Bundesländer, in denen sie Standorte haben. Die Grundfinanzie-
rung durch Bund und Länder erfolgt gemäß dem Schlüssel 90:10 für Großforschungseinrichtungen. 


Eine bessere Auflistung dessen, was in den Jahren von 1968 bis 2018 geschehen ist, als sie das In-
haltsverzeichnis des Buches bietet, gibt es nicht. Es wird deshalb hier wörtlich wiedergegeben: 
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Drei Bemerkungen zum Schluss: 
Im Buch wird durchgehend das Adjektiv „deutsch“ auf die Bundesrepublik Deutschland bezogen. 


Korrekt ist das nur für die Zeit ab der Auflösung der Deutschen Demokratischen Republik und dem 
Beitritt der an ihrer Stelle gebildeten Länder zur Bundesrepublik Deutschland. Die Bezeichnungen 
„Europa“ und „europäisch“ beziehen sich auf die Gesamtheit der Staaten, die in der European Space 
Agency zusammenarbeiten. 


Weltraumforschung wurde auch in der DDR betrieben. In der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften 
zu Berlin e.V. wurde darüber mehrfach berichtet. Sie erfolgte in der Zusammenarbeit im Rahmen des 
Programms „Interkosmos“, das von der UdSSR getragen wurde. Es wurde im November 1965 be-
schlossen. Die erste Beteiligung an einem gemeinsamen Projekt waren die Bodennetz- und Messpro-
gramme zum Satelliten Kosmos-261, der am 20. 12. 1968 gestartet wurde, die erste Beteiligung an 
einer Raumflugmission war die Ausrüstung des Satelliten Interkosmos-1, der am 14. 10. 1969 gestar-
tet wurde. An der bemannten Weltraumfahrt beteiligte sich die DDR zum ersten und einzigen Mal im 
Rahmen der Weltraummission UdSSR-DDR vom 26. 8. bis 3. 9. 1978, sie führte den Bürger der DDR 
Sigmund Jähn als Forschungskosmonaut zur Orbitalstation „Salut-6“. 


Seit Konstituierung und Anerkennung der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften zu Berlin als einge-
tragener Verein in der Bundesrepublik Deutschland verfolgen ihre Mitglieder aufmerksam die Welt-
raumforschung im vereinten Deutschland. Einige sind aktiv beteiligt. 


Und noch eine persönlich Anmerkung: Ich habe das Buch zur Geschichte des Deutschen Raum-
fahrtkontrollzentrums erhalten, als ich zu einem Vortrag im Seminar des DLR-Raumflugbetriebes am 
23. 11. 2018 eingeladen war. Das Thema des Vortrages war: „Genosse Jähn, Sie sollten promovieren“ 
– ein Essay zum 40. Jahrestag der Weltraummission UdSSR-DDR. 
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